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während der Regentſehaft des Markgrafen 
Georg Friedrich von Ansbach. 


Nach den Landtagsakten dargeſtellt 


von 


Dr. M. Töppen. 


(Fortfegung.) 


— TO TE — 


W. bedauern, über den Verlauf dieſes Prsceſſes nur unvollſtändig berichten zu können. 
Die uns bekannt gewordenen Aktenſtücke über denſelben ſind zerſtreut und nicht ganz vollſtändig. 
Im Allgemeinen jedoch erkennen wir ſo viel, daß der König bei aller Hinneigung zu der Sache 
des Herzogs, die theilweiſe zugleich die ſeinige war, doch das Verfahren der Stände keinesweges 
geradezu mißbilligte. Er theilte das Klaglibell dem Herzoge mit, um deſſen Verantwortung zu 
vernehmen und ermahnte den preußiſchen Adel in einem Schreiben vom 27. Juni, mittlerweile 
nichts wider die Hoheit und Reputation des Herzogs thätliches vorzunehmen, ſondern in allen 
ziemlichen und ehrlichen gleichmäßigen Sachen demfelben gehorſam und willfährig zu fein. Auf 
dem Reichstage zu Warſchau erließ König Stephan am 23. November 1582 ein Re⸗ 
ſeript, welches den preußiſchen Ständen ziemlich ungünſtig lautete, doch aber im 
Grunde auch nur eine allgemeine Vermahnung enthielt. Er ermahnte darin die Stände mit 
Beziehung auf den Widerſpruch, den die Inveſtitur Georg Friedrichs gefunden, auf die Unzu⸗ 
friedenheit, die ſich während ſeiner Regierung überhaupt kund gegeben hatte und auf die Vorgänge 
des letzten Landtages, dem königlichen Willen und ihrer Pflicht gegen den Herzog nachzukommen, 
dem letzteren den ſchuldigen Gehorſam und die ſchuldige Folge zu leiſten, die von einigen bisher 
leichtfertig geübte Widerſetzlichkeit aufzugeben, die übernommenen Zahlungen (die 400,000 Mark) 
getreulich abzutragen, und nichts zu unterlaſſen, was getreuen Lehnsleuten und Unterthanen ges 
bühre. Dieſes Reſcript legte jedoch für Georg Friedrich nur ein geringes Gewicht in die Wag⸗ 
ſchale, ſoviel Bedeutung er demſelben auch den Ständen gegenüber beimaß. Es kam ihm zunächſt 
auf die Anerkennung feiner fränkiſchen Räthe als Mitglieder der preußiſchen Regierung 
an; und dieſe wurde durch das Nefeript nicht ausdrücklich geboten. Doch benutzte er es, um 
feinen ſchon früher für die Adjunction der Räthe angeführten Berechtigungsgründen größeren 


2 


Nachdruck zu geben. Einen Landtag wollte er in diefer Sache nicht wieder berufen, das erklärte 
er vorweg, und bezeugte er ſogleich durch ſeine Partikularverhandlungen mit den Städten 
und Aemtern. Bei den Städten durfte er in dieſem Punkte noch die meiſte Gefügigkeit erwarten, 
er fing daher mit ihnen an. Einem Ausſchuß derſelben, den er am 8. April 1583 vorforderte, 
ließ er durch Bül au vorſtellen, wie gehäſſig das Treiben der Partei ſei, welche unter dem Vor⸗ 
wande des Kampfes für Erhaltung der Privilegien ſelber nach der Herrſchaft ſtrebe. „Es nimmt 
f. D. nicht wenig Wunder“, fügte Bülau hinzu, „wie die von Städten dazu kommen, daß ſie 
diesfalls neben den andern in ein Horn blaſen und ſich zu ſolcher Weitläufigkeit 
wider ihre gnädige Herrſchaft, fo dergleichen um ſie nicht verdienet, bereden und ausbringen laſſen; 
da ihnen wohl bewußt, was ihnen vor der Zeit vor Ankunft f. D. etlicher Maaßen begegnet, 
und was ihnen für große Gefahr bevorgeſtanden, da es bei der damals geweſenen Regierung 
verblieben, oder dieſelbe in andere Wege verändert oder beſtellt worden wäre, ja, da es auch 
auf den heutigen Tag dazu kommen ſollte, daß f. D. den vier Räthen die Regierung, wie ſie 
es gerne haben wollte, einräumen und abweſend derſelben durch ſie allein regieren ſollte, was 
ſie vor Vortheil dabei zu gewarten, das wollen ihre f. D. ihnen zu beherzigen anheim⸗ 
geſtellt haben. Es laſſen auch f. D. die von Städten gnädigſt erinnern der Proteſtation, ſo ſie 
anno 1566 wider den Rezeß, und der Proteſtation, fo fie anno 1578 bei den königlichen Come 
miſſarien eingewendet, darin ſie ſich beſchweret, daß die von Städten von allen bono- 
ribus et dignitatibus ausgeſchloſſen. Wie ſie nun dazu kommen, daß ſie wider ſich 
ſelbſt dergleichen helfen fechten, das können f. D. nicht genugſam abnehmen, was ſie vor Be⸗ 
denken gehabt haben mögen. Da aber f. D. nunmehr gar nicht zweifeln, daß den ehrbaren 
von Städten nunmehr die Augen ziemlich geöffnet ſein, und ſie als chriſtliche wohlmeinende 
Unterthanen Gottes Ordnung gemäß ſich verhalten, ja auch nicht gemeint ſein werden, in ſolchem 
offenbaren klaren Fall gegen ihre liebe Herrſchaft ſich zu widerſetzen, ſondern vielmehr dahin zu 
trachten, wie zwiſchen f. D. und derſelben geliebten Unterthanen aller Zank und Mißverſtändniß 
aufgehoben und dagegen friedliches Vernehmen geſtiftet und erhalten werden möge, ſo wollen 
f. D. nicht zweifeln, ſie werden ſich wiederum zu f. D. ſchlagen, und hierin aller ſchul. 
digen Gebühr zu verhalten wiſſen. Derhalben haben f. D. dieſen anweſenden Ausſchuß von 
allen drei Städten zu ſich erfordert, und begehren mit Gnaden, ſie wollten ſich erklären, ob ſie 
ihres Theils dem königlichen Reſcripte oder Mandate in allen Punkten geleben und nachkommen 
wollten, desgleichen ob fie auch leiden könnten, daß f. D. neben den andern vier 
preußiſchen Räthen andere treue und aufrichtige Räthe und Diener in preußi— 
ſchen Sachen gebrauchten und bei ſich hätten.“ Nur der Ausſchuß des Kneiphofs er⸗ 
klärte ſich ſofort, dem königlichen Reſeript in allem gehorſam geleben und nachkommen zu wollen; 
die beiden andern nahmen die Sache zum Vortrage an ihre Städte ſchriftlich. Dieſe aber 
entgegneten dem Herzog, daß der Vorwurf der Widerſetzlichkeit ſie nicht treffe, daß alſo ſie ſich 
deshalb nicht zu verantworten hätten; da aber eine richtige Erklärung des Reſeripti und der 
Adjunction halber geſchehen und erfolgen ſollte, könne ſolches nicht erſt von ihnen als einem 
einzelnen, ja „dem wenigſten und geringſten der Stände des Landes,“ ſondern müſſe von den 
Ständen in's Gemein und in's Geſammt, als an die es lautet, die ſich auch darauf zu erklären 
ſchuldig, gefordert werden; auch habe der Herzog neulich zugeſagt und verſprochen, „nicht mehr 
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in einigen Sachen unter den Ständen ad partem zu handeln.“ (13. April.) Der Herzog war 
mit dieſer „weitläufigen Antwort ohne einige, gewiſſe Reſolution“ ſehr unzufrieden und verlangte 
daß fie für ſich eine kategoriſche Erklärung abgeben ſollten. Von einem Verſprechen, keine 
Handlung ad partem mehr vorzunehmen, wollte er nichts wiſſen, es wäre denn, daß man damit 
meinte, was er über die Kreistage auf dem letzten Landtage geſagt habe, was aber höchſt im⸗ 
pertinent hiehergezogen werde. (14. April.) Die Städte waren zu keiner andern Erklärung zu 
bringen, und fo blieb dem Herzoge nichts übrig, als das königliche Nefeript ihnen nochmals zu 
inſinuiren, was er mit der Drohung that, wo er irgend welche Sperrung oder Widerſetzung 
dagegen ſpüren würde, es ohne fernere Disputation oder Tageleiſtung mit mehrerem Ernſt zur 
Execution zu bringen. (23. April) Einige Tage darauf fandte er das Nefeript auch in die 
Aemter; (28. April) fein Hauptzweck war auch hier eine günſtige Erklärung wegen der Adjunc⸗ 
tion der fränkiſchen Räthe. Was die einzelnen Amtsverſammlungen für Antworten ertheilten, 
wiſſen wir zwar nicht, aber im Allgemeinen können ſie nicht günſtiger als die der 
Städte ausgefallen ſein. 

Herzog Georg Friedrich war immer ſehr geneigt, den Widerſtand, der aus allgemeiner 
Mißſtimmung hervorging, den Eingebungen einzelner zuzuſchreiben, und dem entſpricht es voll⸗ 
kommen, wenn er die Bevollmächtigten der Landfchaft wie Privatperfonen perſönlich 
verfolgte. Dieſe wieſen auf ihren Auftrag, erboten ſich, wenn der Herzog ſie anderer Urſachen 
als der Landeshändel halber zu beſprechen hätte, ihm auf ſicheres Geleit zu Recht zuſtehen; aber 
der Herzog würdigte fie keiner Erklärung, und fo fahen fie ſich veranlaßt, auch in der eigenen 
Sache bei dem Könige klagbar einzukommen, ihn um Einſehen und Schutz zu bitten. Das Re⸗ 
feript vom 23. November 1582 war alſo keinesweges die letzte Entſcheidung des Königs. Es 
liegt uns noch ein Abſchied deſſelben vor, den Anwälden der Landſchaft, zu welchen ſtatt 
Wallenrodts jetzt Friedrich von Perſchkau getreten war, zu Grodno am 21. Juni 1584 
gegeben, welcher die formelle Entſcheidung des Streites viel näher berührt als die früheren. 
Nach dieſem Abſchiede war es anfangs die Abſicht des Königs und immer ſein Wunſch, daß 
der Streit zwiſchen dem Herzog und den Supplicanten, ja allen ſeinen Unterthanen durch gütliche 
Verhandlung beigelegt würde. Er war noch damals der Anſicht, daß ſolche Verhandlung nicht 
ohne Erfolg bleiben würde, wenn anders die Supplicanten ihres Herrn und Landesfürſten Hoheit 
und Reputation in gebührender Acht hätten und billige Mittel nicht muthwilliger Weiſe ausſchlügen. 
Auch dem Herzoge hatte er durch deſſen Abgeſandten, Bülau, die Weiſung gegeben, ſich mit den 
Suplicanten zur Billigkeit zu vergleichen. Der Hauptpunkt des Abſchiedes war folgender: 
„Sollte aber die gütliche Handlung entſtehen, ſo hätten ſich die Supplicanten an die Ritterbank 
vermöge der Pakten zu halten, und ſolche von f. D. zu bitten; würde ihnen dieſes Mittel ab⸗ 
geſchlagen, fo ſollte den Supplicanten frei und offen ſtehen, ihre Sachen auf dem Reichstag 
vorzutragen, da dann ihre K. M. mit den Reichſtänden darüber Rath halten und ex senatus 
consulto oder mit Schluß der Reichsräthe hierin, ſowohl in der Landſchaft als auch aller Privat⸗ 
perſonen Sachen, ſo es bei K. M. ſuchen würden, ergehen laſſen wollte, was billig und recht 
wäre.“ Sicheres Geleit zum Herzoge ertheilte er den Supplicanten nicht, doch vertröſtete er 
ne, daß fie nicht gefährdet fein würden. Man kam auf dieſen Abſchied, wie auf die ganze 
Thätigkeit der landſchaftlichen Bevollmachtigten während der Sitzungen des folgenden Landtages zurück. 
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Der Herzog hatte in feinem zuletzt erwähnten Ausſchreiben an die Haupkleute bemerkt, er 
wolle und könne keinen Landtag halten, es ſei denn, daß die Unterthanen in den Aemtern ſich 
alſo erklärten, daß er daraus abnehmen und ſpüren könne, daß ſie nicht gemeint, ſich der Ad⸗ 
junction wegen mit ihm ferner zu irren, auch aller beſchwerlichen Weitläufigkeit, auf den Fall 
ein Landtag gehalten werden ſollte, allerdings zu enthalten.“ Ob er Anzeichen dieſer nachgiebigern 
Stimmung bemerkte, als er den neuen Landtag auf den 17. November 158 4 nach dem 
Städtchen Saalfeld im Oberlande berief, wiſſen wir nicht. Dagegen ſcheint der Eingang der 
Proposition darauf zu weiſen, daß die Einberufung dieſes Landtages in Zuſammenhang ſtehe mit 
der Aufforderung des Königs zu gütlicher Einigung. Es komme dem Herzog vor allem, hieß 
es da, auf ein vertrauensvolles Verhältniß zwiſchen ihm und ſeinen Unterthanen an; dennoch 
müſſe er bemerken, daß die Widerwärtigen nicht feiern, ſondern den Unterthanen die beſchwer⸗ 
lichſten Dinge, die er nie in den Sinn genommen habe, einbilden, und mit allen Mitteln dahin 
ſtreben, ihm die Regierung „ſchwer, unerträglich, abhändig und bei männiglich verhaßt“ zu machen. 
Er habe dieſen Landtag berufen, damit endlich ein erwünſchtes friedliches Vernehmen und ein 
allgemeiner Wohlſtand herbeigeführt werde; er hoffe, daß der Friedensſtörer Anſichten und Rath⸗ 
ſchläge auf demſelben keinen Eingang finden werden. Er erbiete ſich zu allem billigen, erwarte 
daſſelbe aber auch 'von den Ständen. Im Falle aber die Einigung durch gütliche Traktaten 
nicht erfolgen ſollte, trage er ſeiner Handlungen im Wenigſten gar keine Scheu, „ſo daß er auch 
ſelbſt die K. M. um ihre Autorität erſuchen und derſelben Dijudication alle Sachen untergeben 
und heimſtellen wolle.“ 

Unter den ſechs Artikeln der Propofition war die wichtigſte die Geldangelegenheit; die von 
der Landſchaft übernommene Zahlung der 400,000 Mark war noch lange nicht ausgeführt; 
der Herzog bemerkte, daß die durch Einſtellung des Bierpfennigs erforderlich gewordenen Zinſen, 
die noch nicht übernommenen Schulden und die Koſten der dadurch verurſachten 
Landtage faſt ebenſoviel betrügen, als der Bierpfennig eingetragen habe; dieſer ſei alſo der 
Herrſchaft nicht ſehr erſprießlich geweſen. Einige hätten das Ihrige bisher gutwillig geleiſtet, 
beklagten ſich aber mit Recht darüber, daß die andern nicht zahlten. Hier müſſe endlich Ordnung 
geſchafft, das Hinterſtellige abgetragen und die Kammer der Schulden ſammt den Intereſſen 
befreit werden, ſei es durch den Bierpfennig, oder durch eine andere Anlage. Die anderen Pros 
pofitionen bezogen ſich auf die General-B ifitation, die Gebrechen des Hospitals, eine 
Forderung von Meklenburg, die Reviſion des Colms und die Einführung des 
reformirten Kalenders. An jene erſte aber knüpfte ſich alle Oppofition und zwar diesmal 
faſt noch heftiger als zuvor. Die Deputirten hatten ſich an dem beſtimmten Tage nicht voll. 
zählig verſammelt und zögerten deshalb anfangs, an ihr Werk zu gehen. Sie erließen vielmehr 
am 24. November ein Schreiben an die noch nicht vertretenen Aemter, und forderten 
dieſelben auf, ihre Abgeordneten noch jetzt nach Saalfeld abzuſchicken, da man die Berathungen 
bis zu ihrer Ankunft ausgeſetzt habe; man möge ſich durch Befürchtungen eingebilbeter Gefahr 
nicht abhalten laſſen; die Erbietungen des Herzogs und der preußiſchen Oberräthe ſeien der Art, 
daß man Hoffnung ſchöpfen könne; man werde aber um ſo leichter zu gutem Ende gelangen, 
wenn alle Aemter vertreten ſeien. Dieſes Schreiben war von den anweſenden Deputirten aller 
Stände unterzeichnet. Die Deputirten des zweiten Standes, welchen ſonſt während dieſer ganzen 
Regierung die Leitung der Oppoſition anheimfiel, weil ihr Stand ſich am gedrückteſten unter 
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derſelben fühlte, gingen noch einen Schritt weiter, indem ſie ſich des Beiſtandes der Städte im 
Voraus zu verſichern ſuchten. Es war nicht ohne Bedeutung, wenn eine anfehnlihe Stadt wie 
der Kneiphof ihre Mitwirkung in dem Kampfe für die Privilegien ſo gänzlich verſagte, wie 
auf dem vorigen Landtage. Der Adel erkundigte ſich deshalb bei den Städten, da nun wieder 
von des Landes Privilegien gehandelt werden ſolle, und den Kneiphöfern doch wohl eben ſo viel 
an der Erhaltung derſelben gelegen ſein werde, was er von ihnen zu erwarten habe, und ob 
auch alle Anweſende ihres Standes wirklich bevollmächtigt ſeien. (25. November.) In der 
That hatte der Kneiphof ſeine frühere Stellung, mit der die Kaufleute und Mälzenbräuer über⸗ 
haupt nicht zufrieden geweſen waren, aufgegeben. Die Städte antworteten dem Adel — und 
auf ausdrückliches Verlangen ſogar ſchriftlich — daß diesmal alle Abgeſandten der drei Städte 
Königsberg in einer Vollmacht ſtänden und auf eine vereinigte Inſtruktion allher geſendet ſeien, 
„alles das rathen und ſchließen zu helfen, was vermöge des fürſtlichen Ausſchreibens und Pro⸗ 
poſition zu dieſes gemeinen Vaterlandes Nutz, Frommen und Beſtem ſein und gereichen mag, 
und dagegen allem Schaden des Vaterlandes vorzukommen und ihn abwenden zu helfen.“ 
(30. November). 

Während dieſer Vorbereitungen kamen (25. November) von den Bevollmächtigten der Land⸗ 
ſchaft Eulenburg, Aulack und Dehle zwei Briefe an, von welchen einer an die Hofräthe 
und die drei Stände, einer an die drei Stände allein gerichtet war. Die drei anwe⸗ 
ſenden Hofräthe, Albrecht von Kitlitz der Hofmeiſter, Hans Rauter der Burggraf, Dr. Friedrich 
Scharf der Vice⸗Kanzler, auf Vorſchlag des erſten Standes in die Verſammlung geladen, er⸗ 
klärten, es ſei ihnen bedenklich, den an ſie mit gerichteten Brief ohne Vorwiſſen des Herzogs 
(der ſich mit dem Obermarſchall Georg von Pudewels in Preußiſch Mark befand) anzunehmen, 
auch der an die Stände allein gerichtete könne altem Gebrauch nach nur mit Bewilligung des 
Herzogs erbrochen werden. Die Herren und Landräthe fielen dem bei, aber die beiden andern Stände 
waren ſich eines andern Herkommens bewußt; ſie beſtanden darauf jene Einſchränkung beziehe 
ſich nur auf Briefe fürſtlicher Perſonen, die etwa an die Stände gelangten, und führten eine 
Reihe von Beiſpielen an, daß andere Briefe von den Ständen ohne Vorwiſſen des Herzogs 
erbrochen ſeien. Nur den Herrn und Landräthen zu Gefallen, welche das ſcheinbar noch gute 
Vernehmen zwiſchen dem Fürſten und den Unterthanen zu erhalten ſich bemühten, und weil die 
Verſammlung ſich in langer bis gegen Abend fortgeführter Debatte ermüdet hatte, gaben die 
beiden Stände endlich ſo weit nach, daß ſie den Hofräthen den nächſten Tag zur Befragung des 
Herzogs wegen Eröffnung des zugleich an ſie gerichteten Schreibens frei ließen, jedoch mit der 
Proteſtation, daß ſie ſich nicht länger hinhalten, auch durch keine Entſcheidung von der Eröffnung 
des Briefes abhalten laſſen wollten; den andern erklärten fie ebenfalls den nächſten Tag erbrechen 
zu wollen. Die Antwort des Herzogs war ſchon am 26. November früh Morgens in Saalfeld 
(denn Preußiſch Mark liegt ganz in der Nähe dieſer Stadt); er blieb allerdings auch bei der 
Meinung, daß die Landſchaft kein Schreiben ohne ſein Vorwiſſen erbrechen dürfe, und gab für 
die beiden gegenwärtigen Briefe die Erlaubniß dazu nur unter der Bedingung, daß die Hofräthe 
bei der Borleſung beider zugegen ſeien, und von beiden ihm eine Copie übergeben werde; er 
knüpfte daran eine Warnung, ſich Aulacks nicht anzunehmen, von deſſen Verbrechen er noch auf 
dieſem Landtage Nachricht geben wolle. Allein die Stände beſtritten jenes Recht des Herzogs 
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eben fo zuverſichtlich, und der Herzog fand fich nicht veranlaßt, ihnen feine Reſolutionen, wie 
ſie verlangten, ſchriftlich zu übergeben. „Und hat alſo von der Zeit an, nämlich den 26. dieſes 
Monats November, eine ehrb. Landſchaft ihrem angezogenen alten Brauch nach alsbald des Herrn 
Hans Albrecht von Eulenburg, Aulacks und des von der Dehle ꝛc., wie denn auch des Herrn 
Jonas von Eulenburg, Peter Rexines, Gattenhofers und andere an ſie angelangte Schreiben 
unerſucht der Herrſchaft in ihrem Mittel erbrochen und verleſen.“ 

Die drei „Unſichern“, Eulenburg, Aulack und Dehle berichteten den Ständen 
in ihrem Schreiben vom 14. November über die Verfolgungen, die ſie wegen Uebernahme des 
Appellationsauftrages auszuſtehen, und welche Maßregeln ſie dagegen ergriffen hätten. Sie 
hätten ſich an König Stephan gewandt, dieſer für fie bei dem Herzoge intercedirt, aber der letz- 
tere weder auf gütliche Mittel ſich eingelaſſen, noch die pares curiae bewilligt, ſondern ihren 
Anträgen zum Theil mit „hochbeſchwerlichem Einfall“ (nämlich in Aulacks Hauſe, welcher ſich 
bitter beklagt, daß dabei ſelbſt ſeine alte Mutter, ſeine Gattin und ſeine zarten Kinder nicht 
verſchont ſeien) theils mit „ſchwerer Nachtrachtung durch Gewappnete, Reiſige und Bauersleute“ 
geantwortet. Es bleibe ihnen demnach nunmehr nichts übrig, als den Weg einzuſchlagen, den 
ihnen der König ſelbſt vorgezeichnet habe, ihre Beſchwerden der K. M. und den Ständen der 
Krone klageweiſe vorzubringen, und das Recht allda zu ſuchen. Sie wüßten, daß der Herzog 
auf gegenwärtigem Landtage nicht feiern, ſondern oft wiederholte und neue Beſchuldigungen gegen 
ſie vorbringen werde, über die jedoch billiger auf dem Reichstage als auf dem preußiſchen Land⸗ 
tage zu handeln ſei. Sie baten daher die verſammelten Stände dringend, ſich durch dergleichen 
Verunglimpfungen nicht irre führen zu laſſen, und den Herrn- und Adelsſtand, von welchen 
allein ihre Vollmacht ausgeſtellt war, namentlich ſich ihrer Bürgſchaft und Verſicherung mit 
Brief und Siegel zu erinnern, ſich nicht „liederlich“ von ihnen abzuwenden; ſie verlangten die 
Vertretung und Schadloshaltung der Stände für ihre Perſon nicht weiter, als man ſehen werde, 
daß ſie auf billigen Wegen ſeien, und auf gerechten Füßen ſtehen; ſoweit aber müßten ſie ſich 
ihre Gerechtigkeit unbedingt vorbehalten. Ein Schreiben Aulacks an die Landſchaft vom 19. No⸗ 
vember, welches dieſelben Vorſtellungen zum Theil wiederholte, berührte die beſonderen Verhält- 
niſſe dieſes Mannes noch näher. Er hatte ſich weiter verwickelt, als die übrigen Bevollmächtigten, 
namentlich durch einen Discurs, der nachweiſen ſollte, daß Georg Friedrich das Lehn verwirkt 
habe, und auf die Mittel deutete, wie ihm daſſelbe genommen werden könnte. Der Herzog war 
natürlich gegen ihn am meiſten erbittert; und Aulack ſprach daher von den Verfolgungen deſſelben 
auch deutlicher als die anderen Bevollmächtigten; der Herzog habe dem Könige zugemuthet, ihn 
auszuliefern, habe Leute gedungen, ihn lebendig oder todt einzubringen ze. Mit den fränkiſchen 
Räthen war er in ärgerliche Schmähhändel gerathen; er war ihnen aber in ſeiner Apologie nichts 
ſchuldig geblieben. Auch Aulack verlangte von der Landſchaft nur Vertretung, ſoweit er in ihrem 
Auftrage gehandelt habe; man folle den alten Handel nicht mit dem jetzigen neuen wegen des 
Consilii oder Discursus verwechſeln, deſſenhalben er ſich ſchon verantworten werde. Berichts⸗ 
weiſe bemerkte er, daß diefe Schrift weder von ihm, noch in feinem Namen dem Könige überreicht 
fei; und wenn es auch geſchehen wäre, meinte er, würde es ihm, dem hart verfolgten, doch 
niemand verdenken können, daß er ſich, nach ſo viel unterthänigen treuen Warnungen, 
ſeines natürlichen angeborenen Herrn (des ſchwachſinnigen Albrecht Friedrich), dem er 
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mit Eiden und Pflichten vor andern, und von deſſenwegen er andern verwandt ſei, und von deſſen 
hochſeligen Herrn Vater er unzählige hohe Wohlthaten empfangen habe, und des Vaterlandes, 
auch des Königs und der Krone ſelbſt Wohlfahrt angelegener ſein laſſe, als des Curators und 
Gubernators, welcher denen, ſo er wohl vorſtehen ſollen, mehr verderblich als nützlich bisher vor⸗ 
geſtanden, und in rem suam Curator geweſen, auch der K. M. Reputation und rechtmäßige 
Befehle, ja auch ſeine eigenen Briefe und Siegel und ſtattliche Verſprechungen nicht in genug⸗ 
ſamer Acht gehabt. 

Herrſchaft und Adel hätten ihr Wort gegen ihren Bevollmächtigten auch ohne dieſe beſon⸗ 
dere Mahnung gehalten; das zeigten ihre ſchon vor Eröffnung der Briefe entworfenen Gutachten 
auf die Propoſition. Der erſte Stand hatte zwar die einzelnen Artikel derſelben beantwortet, 
aber die Entſcheidung über die Finanz⸗Frage für fo lange ausgeſetzt, bis zuvor die im Jahre 
1582 unerledigten Beſchwerden abgeſtellt und den dreien Bevollmächtigten freies Geleit zugeſichert 
ſei. Der Adel ließ ſich zunächſt auf die Propoſition noch gar nicht ein und erklärte ſich über⸗ 
haupt noch entſchiedener. Man habe des Herzogs Anträge zu gütlicher Einigung mit beſonderem 
Frohlocken angehört, doch wiſſe man nichts von den Unruhigen und Friedensſtörern, auf welche 
in der Propoſition hingewieſen werde; auch die Stände würden ſich freuen, wenn alles — nach 
dem Ausdruck der Propoſition — inter parietes abgemacht werden könnte. Dann klagten ſie über 
das frühere Verfahren des Herzogs: auf dem vorigen Landtage hätten die Stände auf vielfäl⸗ 
tiges demüthiges Bitten weder mündliches Verhör noch Annahme ihrer nothwendigen Schriften 
erhalten können, und der Landtag ſei durch plötzlichen und faſt geſchwinden Prozeß abgeſchnitten; 
ſchimpflich abgewieſen, wie man es zu Herzog Albrechts Zeiten nie zu erwarten gehabt hätte, 
und wider Willen zu dem äußerſten Mittel des Berufs an K. M. gedrungen, habe man 
Eulenburg, Aulack und Dehle neben anderen (es kann nur Wallenrodt gemeint ſein) „auf eine 
Fürſorge“ für unverhoffte Fälle bevollmächtigt und als Anwälde zu jenem Beruf angenommen. 
Dieſe ſeien trotz der Interceſſion des Königs und der Vorbitten der Stände bisher in äußerſter 
Leibesgefahr und Unſicherheit geweſen. Daß der Herzog ſo lange keinen Landtag berufen habe, 
dadurch ſeien die Uebel nur noch vermehrt. Sie ſchloſſen endlich mit der Erklärung, bevor 
nicht alle Beſchwerden den Privilegien gemäß abgeſtellt und jenen drei das freie 
Geleit gegeben ſei, werde man ſich anf keine weitern Tractaten einlaſſen. Un⸗ 
ter „Seufzen und Jammern“ baten ſie um Erfüllung ihres gerechten Verlangens. Die Stüdte 
ſtimmten dem zweiten Stande vollkommen bei, nicht blos in Rückſicht auf die Privilegien, ſon⸗ 
dern auch in Rückſicht auf das freie Geleit für die drei. Man übergab das vereinigte Bedenken 
aller Stände am 2. Dezember den fürſtlichen Räthen und erhielt die Replik des Fürſten in 
ſeiner Gegenwart am 9. deſſelben Monats. Es geſchah in der Kirche zu Saalfeld, die über⸗ 
haupt das Lokal der Verhandlungen dieſes Landtages dargeboten zu haben ſcheint. 

Der Herzog konnte nicht umhin, ſich über die hauptſächlichſten Beſchwerden der Stände 
über die Biſchofswahl, über die Adjunction der neuen Räthe, über Hetzen und Jagen und über 
die Holzung, zu erklären. Er verſicherte, daß er nachgeben wolle, ſoweit er irgend könne, und 
daß er keinesweges gemeint ſei, wie ſich viele ohne Grund einbilden ließen, ihre richtigen und 
wohlhergebrachten Gerechtigkeiten, Privilegien, Siegel und Briefe zu verletzen, ſondern daß er 
die Confirmation derſelben, über welche die Stände ſich mit ihm auf dem Landtage von 1578 
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geeinigt hätten, genau in Acht halten werde. Aber ſeine neuen Erklärungen fielen durchaus un⸗ 
befriedigend aus. Er beginnt feine Erklärung über die Biſchofswahl“) nicht ohne diplomatiſche 
Feinheit folgendermaßen: „Obwohl ihrer f. D. an der biſchöflichen Wahl, Einſetzung und Er⸗ 
haltung derſelben ſo viel und hoch nicht gelegen, ſondern wohl geſchehen laſſen könnten, daß 
hierin mit Rath und Vorwiſſen einer ehrb. Landſchaft verfahren würde, wie denn auch ihre f. 
D. einer ſehrb. Landſchaft gar nicht verdenken können, daß fie als rechte Chriſten über ihrer 
Religion halten, und auf die Wege bedacht ſind, wie die wahre chriſtliche Religion unverfälſcht 
und unverrückt conſervirt und auf die Nachkommen gebracht werden möge, zu welchem Ende und 
Meinung auch ihre f. D. die urſprüngliche Vergleichung zwiſchen dem alten in Gott ruhenden 
Herzoge und einer ehrb. Landſchaft geſchehen allerdings vermerken; nachdem aber ihre f. D. 
dabei ſich gnädig erinnern können, was anno 42 mit Verordnung der Biſchöfe vorgelaufen, und 
daß dem alten in Gott ruhenden Herzoge, auch vielen vornehmen Unterthanen der Name Biſchof 
faſt zuwider geweſen, und denſelben aus hohen bedenklichen Urſachen nicht leiden können, zu dem 
man bis daher den großen Mißbrauch und Gewalt, deſſen ſich die Biſchöfe angemaßet, und was 
ſonſten für Unruhe und Spaltung in Kirchen erfolget, im Werk erfahren; ſo haben ihre f. D. 
aus rechtem chriſtlichen Eifer, als die in der chriſtlichen Religion geboren und erzogen, ſich ihres 
hohen von Gott befohlenen Amtes erinnert und dieſen Sachen für ſich ſelbſt nicht allein reiflich 
wohl nachgedacht, ſondern bei andern wohlbeſtellten ausländiſchen Chur- und Fürſten⸗ Kirchen, 
ſich Raths und Bedenkens erholet, wie dieſes Herzogthums Preußen Kirchen und Schulen durch 
andere heilſamere Ordnungen beſſer gerathen und gedient werden möchte, denn bisher erſpüret, 
durch die Biſchöfe geſchehen ſei.“ Wir wiſſen, wie viel den Ständen an Erhaltung der Biſchöft 
gelegen war und wie ſehr ſie ſich gegen die Conſiſtorien ſträubten; ferner, welche Mitwirkung 
die Stände dei der Wahl der Biſchöfe in Anſpruch nahmen, und nach den Privilegien in Ars 
ſpruch nehmen konnten; ſie erhalten den Beſcheid: obwohl der Herzog geſchehen laſſen kann, 
daß hierin mit Rath und Vorwiſſen einer ehrb. Landſchaft verfahren werde, ſo hält er doch 
für zweckmäßig Conſiſtorien einzuführen. Hierin liegt zwar Sinn, aber die Theilnahme 
der Stände erſcheint als Conceſſion, während ſie ein Recht war, und dieſe Coneeſſion ſchien 
eben nur gemacht, damit von derſelben kein Gebrauch gemacht würde. Die Stände hatten ſich 
ſchon ſo beſtimmt in dieſer Rückſicht ausgeſprochen, daß an eine Aenderung ihrer Meinung kaum 
zu denken war. Da auch der Herzog feine Meinung nicht änderte, fo blieb in dieſer Angeles 
genheit der frühere Zwieſpalt derſelbe. Uebrigens begnügte ſich der Herzog diesmal nicht, feinen 
Vorſchlag wegen der Einſetzung von General-Superintendenten (er ſcheint zwei in 
Stelle der zwei Biſchöfe gemeint zu haben) und des Conſiſtorii zu Königsberg zu erneuern, 
ſondern er übergab den Ständen zugleich den Entwurf einer Conſiſtorialordnung, über welche 
fie ihm ihren Rath mittheilen ſollten. Was bei dieſer Einrichtung an den biſchöflichen Einkünften 
erſpart werde, verſprach er, (was früher noch nicht geſchehen war), armen Kirchen- und Schul⸗ 
dienern und den Alumnen der Univerſität zu Gute kommen zu laſſen, überhaupt nur ad pios 
usus zu verwenden. Wenn die Stände ſich für dieſelbe erklärten, werde er für Beſtätigung 
derſelben durch den König und die Mitbelehnten ſorgen. Um gelehrte Theologen habe er ſich 


*) Vergl. Hartknoch Preuß. Kirchenhiſtorie S. 495. 
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bis dahin noch vergeblich bemüht, doch werde er in dieſer Rückſicht auch künftig keinen Fleiß 

aren. Auch in Rückſicht auf die weltliche Regierung wiederholte der Herzog eigentlich nur 
ſeine frühere Meinung: er werde dieſelbe der Regimentsnotel und den Landesprivilegien gemäß 
beſtellen, aber ohne Beſchränkung ſeiner Freiheit, andere und mehr Räthe, denen er auch nach 
Geſtalt dieſer und anderer ſeiner ausländiſchen Regierung nicht entrathen könne, zu halten und 
zu befragen; ſolche Freiheit ſei der Vernunft gemäß, vom Könige oftmals beſtätigt, bei allen 
chriſtlichen Potentaten in der ganzen Welt in Gebrauch; ein anderes könne er gegen die nach— 
kommende und mitbelehnte Herrſchaft nicht verantworten. In Betreff der Jagdberechtigung 
eröffnete er eine, doch ferne und unſichere, Ausſicht auf eine Conceſſion; er verſprach nämlich, 
ſich darüber, wie es mit derſelben auf gemengten Gütern gehalten werden ſolle, zu erklären, 
wenn die Stände ſich in den andern Traktaten unterthäniger Gebühr erzeigt haben würden. 
Ueber das Holzungsrecht wiederholte er nur die frühere Erklärung von 1582. Ueber die 
drei Bevollmächtigten endlich kündigte er einen umſtändlichen Bericht an; vorläufig erwähnte er 
nur, daß er „hochnothdränglich“ verurſacht ſei, gegen Au lack, der vielfach wider Ehre, Eid und 
Gewiſſen ihn und feine Räthe auf's höchſte diffamirt, verkleinert und injuriirt, „auch allerlei 
verrätheriſche dieſen Landen und Leuten hochgefährliche Conſilia, wie f. D. aus der Regierung 
zu heben, hin und wieder gehalten,“ peinlich klagen zu laſſen, und rechtlich wider ihn zu ver⸗ 
fahren; auch Eulenburg und Dehle hätten durch ihren Ungehorſam und ihre Beſchuldigungen, 
namentlich, „daß ſie unſicher und der Landſachen halber gefährdet wären,“ feinen gerechten 
Unwillen erregt, und ihn verurſacht, den processus contumaciae gegen ſie einzuleiten, allein 
er wolle auf die Fürbitte der Landſchaft Gnade fir Recht ergehen laſſen, und ſofern die beiden 
ſich der verrätheriſchen Praktiken Aulacks nicht theilhaftig machen, ſondern um Gnade bitten 
würden, ihren Prozeß fallen laſſen, und wiederum ihr gnädigſter Herr ſein. Nach ſo gnädigen 
Erklärungen verlangte er, ſollten nun die Stände an die Propoſition gehn. 

Mit dieſen Erklärungen waren aber die Stände, wie ſich denken läßt, keinesweges zufrieden. 
Gleich die Verſicherung des Herzogs, daß er die Privilegien nicht verletzen werde, erregte, wie 
er ſie gab, Anſtoß. Er ſprach nur von den „richtigen“ Privilegien, und von den „wohl— 
erlangten“ Briefen und Siegeln, alſo mit einer Beſchränkung, die ſchon bei der Berathung 
über die Confirmation der Privilegien von den Stäuden angefochten war. Die Confirmation 
der Privilegien, welche der Herzog in der Kanzlei hatte ausfertigen laſſen, enthielt diefe Worte 
allerdings, aber deshalb war es doch nicht richtig, wenn er von einer Einigung über dieſe Con⸗ 
firmation ſprach. Die Stände hatten dieſelbe, eben wegen dieſer Zuſätze trotz wiederholter, ja 
dringender Erinnerungen von Seiten der Regierung, z. B. auf dem Landtage von 1579, bis 
zum gegenwärtigen Augenblick noch gar nicht aus der Canzlei gelöſt, und damit auch nicht an⸗ 
erkannt, und fo kounten fie nicht anders, als der von neuem vorgebrachten Verſicherung von 
neuem widerſprechen; ja ſie kamen wieder auf das Verlangen zurück, welches ſie ſchon 1578 
ausgeſprochen hatten, nämlich nach einer Confirmation, wie die im Jahre 1566 ertheilte. Ueber 
die Beſchwerden im einzelnen war eigentlich nichts mehr zu ſagen, als ſchon geſagt war, und ſo 
finden wir in den Gutachten der Stände, die zwar nicht müde wurden, ihr Recht immer von 
Neuem zu behaupten, und die oft angeführten Gründe immer don Neuem anzuführen, doch nur 
wenig neue Gedanken; auf die Wahl eines Biſchofs glaubte man um ſo lebhafter dringen 
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zu müſſen, da Corruptelen und Seeten, Calviniſten und Papiſten immer mehr überhand nähmen. 
Nebenher bemerkte man, daß der Biſchof von Pomeſanien in der Kirchenviſitation dadurch vers 
ſäumt ſei, daß er die ihm gebührende Zuordnung nicht erhalten habe, die ihm der Herzog des⸗ 
halb auf's förderlichſte zukommen laſſen ſollte. Auch ſprach man die Hoffnung aus, daß die Ein⸗ 
künfte des ſamländiſchen Bisthums, welches nun fünf bis ſechs Jahre vacirt habe, auf Inte- 
reſſe gelegt ſeien; dieſes Geld könne den Stipendiaten und Alumnen der Univerſität zum beſten 
gewandt werden. Gegen die Ad junction der neuen Räthe führte man noch die Beſchwerde 
widerſprechender Mandate und mancher anderen Unordnungen, namentlich in der Haushaltung 
und in Juſtizſachen an. Zu der Beſchwerde über die Beſchränkung der Jagdgerechtigkeit be— 
merkten die Abgeordneten der Städte nachträglich, ſie hätten vorhin Feder- und anderes Wild 
ſchießen dürfen, was ihnen jetzt gegen alles Recht verboten ſei. Die Wiederholungen der frü⸗ 
heren Erörterungen über dieſen und die andern Beſchwerden können wir füglich übergehen, wie 
wichtig ſie auch denjenigen ſchienen, die nicht erhört wurden. Dagegen weilen wir einen Angen⸗ 
blick bei der Erwiederung auf des Herzogs Erklärung wegen der drei Bev ollmächtigten. 
Der verſprochene ausführliche Bericht des Herzogs über Aulack war bereits veröffentlicht, aber 
die Stände beachteten denſelben nicht näher, da ſie nach dem Wunſche des Beklagten ſelber ihn 
gegen dieſe Anklagen nicht vertheidigen, ſondern ihm ſelber die Verantwortung vor einem un⸗ 
parteilichen Gerichte heimgeſtellt haben wollten. Dies aber baten fie, „daß Aulack nicht weniger 
als Haus Albrecht von Eulenburg und Chriſtoph von der Dehle vermöge einer chriſtlichen Am— 


neſtie, daß ſie ſich auf eines Theiles der Landſtände Bitten und Begehren zu Verrichtung der 


Provocation an K. M. haben brauchen laſſen, von f. D. ohne einige Abbitte, ſondern 
allein auf künftige unterthänige ſchuldige Erzeigung, gnädige Verzeihung und Vergebung wider⸗ 
fahre, in Betracht, daß die Abbitte ohne Verletzung ihrer Ehre, die ſie doch hiemit nicht verwirkt, 
nicht geſchehen kann, denn wie die Rechte jagen, ubi princeps jadulget, ibi etiam infamat, 
welches f. D. ihnen ſowohl für ſich, als wegen einer ehrb. Landſchaft, deren unvermeidliches 
Negotium ſie traktirt, hoffentlich nicht gönnen werden.“ Den vom Herzog getadelten Ungehor⸗ 
ſam ihrer Bevollmächtigten rechtfertigten ſie durch die Betrachtung, „daß ja in ſolchen Fällen 
Furcht viel bei den Leuten thun kann, wie denn zweifelsohne dieſen guten Leuten auch geſchehen 
ſein mag, in dem daß im ganzen Laude faſt das Geſchrei gegangen, daß f. D. auf die, welche 
die gethane einer ehrb. Landſchaft Provocation proſequirt, ſehr übel zufrieden wäre, wie denn 
ſich es nachmals mit Sigmund von Wallenrodt und Wilhelm Thieſel geäußert, was denſelben 
vor harte und hochnachdenkliche Worte und Bedräuungen in f. D. Gegenwart vorgehalten wor⸗ 
den, das wahrlich die andern unſers Erachtens nicht unbillig vor den Kopf geſtoßen, und die⸗ 
ſelben ſich ohne Geleit und Sicherung einzustellen, abgehalten hat, und darinnen auch nicht zu 
verdenken find.“ Endlich noch eine Erweiterung des Geſuches: „und nachdem übernom⸗ 
mener Verpflichtung nach viel guter Leute ſich ihrer in ihren Nöthen angenommen, ſo bitte eine 
ganze ehrb. Landſchaft, f. D. wollte auch dieſelben und einen jeden in Sonderheit deshalb in 
Ungnade und Ungüte nichts entgelten laſſen, oder jemanden deshalb gefährden laſſen, ſondern 
gnädigſter Fürſt und Herr ſein und bleiben.“ Man fügte dieſen Vorſtellungen und Geſuchen 
nun zwar auch eine Beantwortung der Propoſitionsartikel bei, aber über die Contribution keine 
tröſtlichere, als daß man einen Ausſchuß zur Berechnung des an den 400,000 Mark noch zu 
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zahlenden Reſtes niederſetzen, über den modus eontribuendi aber ſich ſpäter erklären und ſich 
das Recht, den künftigen Kaſtenherrn eine Inſtruction zu geben, vorbehalten wolle. 

Der Herzog, dem dieſe Duplik am heiligen Abend vor Weihnachten übergeben wurde, 
hatte Saalfeld inzwiſchen wieder verlaſſen, hielt ſich aber immer in der Nähe auf. Nach wer 
nigen Tagen ſchrieb er den Oberräthen, ſie ſollten ſich erkundigen, ob die Stände bei derſelben 
bleiben, oder ob fie „ſich näher finden laſſen“ wollten; wäre das letztere nicht der Fall, 
ſo müſſe er dieſen Traktaten ein Ende machen und auf einen rechtmäßigen Abſchied bedacht ſein. 
Die Stände meinten zwar ebenſo, wie der Herzog, bereits das mögliche gethan zu haben, ſtellten 
ihre kategoriſche Erklärung doch aber nicht ganz verneinend, ſondern ausweichend, der Herzog 
möge die Wege der Annäherung zeigen. Daſſelbe verlangte der Herzog, in einem Schreiben 
aus Morungen, von ihnen; ſie ſollten, da ſie zur Vereinigung geneigt ſchienen, ihre Duplik 
wieder vor ſich nehmen, ſie mit Fleiß revidiren und zu beſſeren billigeren Mitteln der Einig⸗ 
keit moderiren. Aber die Stände ſchlugen dies aus, und ſo entſchloß ſich der Herzog zu einer 
Triplit (4. Januar 1585), die ihm doch nicht mehr als Worte koſtete. Die Confirmation der 
Privilegien behauptete er, ſei in der Form, wie er ſie angeführt habe, auf dem Landtage von 
1578 „geſchehen und abgehandelt; “ er wollte davon nicht abgehn, erbot ſich jedoch, wenn er 
erfahre, daß jemand ein verdächtiges übel ausgebrachtes Privilegium habe, ſolches vor einem 
ordentlichen unparteiiſchen Richter zu ahnden, und de facto mit Gewalt niemand zu beſchweren. 
Den Zumuthungen der Stände wegen des Kirchenregiments ſuchte er ſich unter dem Vorwande 
zu entziehen, über dieſen Punkt könne man ſich wegen Kürze der Zeit nicht vereinigen, es möge 
ein andermal geſchehen. Auch über die Adjunetion der Räthe vermied er eine definitive Er⸗ 
klärung: ob dieſelbe nöthig ſein werde, hänge von der Qualität der Regimentsräthe ab; Haus⸗ 
haltung und Juſtiz, die man tadele, ſeien jetzt beſſer beſtellt, als früher; habe einer der frän⸗ 
kiſchen Räthe ſeine Amtsbefugniß übertreten, jo möge man lihn und ſeine Schuld bezeichnen. 
Auf die übrigen Beſchwerden erklärte der Herzog ſich nicht anders, als früher; über das freie 
Geleit der Bevollmächtigten der Landſchaft ſagte er gar nichts. Die Rechnungen über die Con⸗ 
tribution verſprach er vorzulegen, auch hatte er nichts dagegen, daß die Lan dſchaft ihren Kaſten⸗ 
herrn Juſtructionen ertheilte, doch nur, nachdem er ſie ratificirt habe, er erwartete aber, daß 
man nicht bloß die Zahlung der 400,000 Mark, ſondern auch die übrigen alten Schulden auf 
ſich nehmen und ihm „ein freies Land“ liefern werde. 

Die Sicherheit und Feſtigkeit, mit welcher der Herzog auftrat, hätte beinahe die Ei— 
nigkeit der Stände zerſtört. Ihr Eifer und ihr Intereſſe war nicht durchaus gleich; am 
eutſchloſſenſten war der zweite Stand, der erſte und der dritte folgten aus verſchiedenen Urſa⸗ 
chen etwas langſamer, der erſte, weil ihm der Zorn des Fürſten am fühlbarſten geworden wäre, 
der dritte, weil der Gegenſtand der Beſchwerden ſie weniger berührte, als die beiden andern 
Die Städte erinnerten gelegentlich, man müſſe die Gutachten ſo mäßigen, daß der Herzog 
nicht zu ſchwerem Nachdenken verurſacht werde. Aber nicht ſie waren es, welche die gemeine 
Sache zu verlaſſen drohten, ſondern der erſte Stand. Er hatte ſchon nach der Replik des 
Herzogs gewiſſermaßen einzulenken geſucht, indem er den beiden andern Ständen vorſchlug, nicht 
nur dem Herzoge Gehorſam gegen die preußiſchen Oberräthe in ſeinem Namen zu verſprechen, 
(was geſchah), ſondern auch für dieſelben gut zu ſagen, und ihm 15,000 Thaler zum Viaticum 
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anzubieten; dieſer Vorſchlag war jedoch nicht angenommen. Jetzt nach der Triplik des Herzogs 
wurden die Herren und Räthe noch bedenklicher, und verſuchten namentlich in zweien Punkten 
ſich dem Herzoge zu nähern. Den Streit über das weltliche Regiment ſuchten ſie durch eine 
Wendung „inter affirmativam et negativam“ alſo ohne Entſcheidung zu beendigen, und in 
Rückſicht auf die Geldforderungen des Herzogs wollten ſie, natürlich unter der Bedingung, daß 
die Landesbeſchwerden abgeſtellt würden, auch die Flickſchulden bewilligen. Die beiden andern 
Stände hoben dagegen ihre Privilegien wegen Beſtellung des Regiments mit der eigenen In— 
terpretation gefliſſentlich hervor und erklärten ſich wegen der Contribution ganz allgemein dahin, 
fie hätten die Hoffnung, daß, wenn der Herzog des Landes Wünſche erfülle, die Hinterlaſſe⸗ 
nen ſich dankbar erzeigen würden. Der erſte Stand machte hiegegen Vorſtellungen: es ſei 
eben fo gefährlich, die Adjunction der Räthe ausdrücklich zu bewilligen, wodurch man die Pri⸗ 
vilegien beeinträchtigen würde, als fie abzuſchlagen; denn nach den bisherigen Deereten, Decla⸗ 
rationen und Reſponſen des Königs und ſeiner Commiſſarien ſei zu befürchten, daß der Herzog 
bei dem erſteren fein Stück doch durchſetze, was dann ferner allerlei Gerede von Muthwilfen 
und Ungehorſam der Stände gegen den Herzog veranlaffen würde. Das Beſte, was man thun 
könne, ſei, die Antwort inter atfirmativam et negativam zu halten und Vertrauen gegen den 
Herzog zu zeigen; wenn er ſein Verſprechen nicht halte, könne man ſich jederzeit wieder be⸗ 
ſchweren. Der Stand der Herren und Landräthe habe ſich den beiden andern faſt in allem 
übrigen bequemt; hier ſpreche er ſie um Nachgiebigkeit an, oder er müſſe ſein Bedenken 
beſonders einreichen. Die Bewilligungen der Stände ſeien nicht weſentlich von einander 
verſchieden; der erſte Stand wolle unter der von allen geſetzten Bedingung die Flickſchulden bes 
willigen, die andern zögen ſich dieſerhalb an ihre Hinterlaſſenen, aber dieſe würden ſchließlich 
doch dieſelbe Bewilligung machen müſſen. Der erſte Stand würde es ſehr gerne ſehen, wenn 
man auch in dieſem Punkte ſeiner Meinung ſolge; wenn es nicht geſchehen könne, bitte er, daß 
man wenigſtens in dem andern ſein Gutachten annehme; ſo wolle er ſich in dieſem fügen. Daß 
es kein Vortheil für die Landſchaft ſei, die Zahlung der herzoglichen Schulden aufzuſchieben, be⸗ 
wies Hans Jacob Erbtruchſes von Waldburg, der Sprecher dieſes Standes, durch das 
Beiſpiel der Mark Brandenburg. „Gedenkt nur, ſagte er, wie es den guten Leuten in der 
Mark geht; ich mag es wohl anziehen, wie ich es von dem in Gott ruhenden Joachim Bork 
gehört und eingenommen. Denn unter dieſes regierenden Churfürſten Ahnherrn ſind 80,000 
Gulden Schulden geweſen, welche ſich die Landſchaft zu zahlen geweigert; darauf er waidlich 
hineingeſchlemmt und das Land in größere und mehr Schulden geſetzet. Bei des nachfolgenden 
Herrn Zeiten haben ſich die Unterthanen abermals die ſo trefflich aufgelaufenen Schulden zu 
zahlen geweigert, daher denn dieſelben Schulden zuſammt den Intereſſen ſich gar auf ein hohes 
belaufen, und bei des jetzigen Churfürſten angenommener Regierung in die 55 Tonnen Goldes 
Schulden befunden worden, welche die Unterthanen endlich zahlen müſſen, den Creditoren aber 
nicht mehr als 15 Tonnen Goldes abhandeln mögen, und das übrige, als 40 Tonnen Goldes, 
zu zahlen ſich übernehmen müſſen, daran ſie noch heutiges Tages zu kauen haben, daß jetzund 
mancher arme Mann weder Schüſſel noch Kanne, noch ein Kleid, Schuhe, Schürztüchlein, Hals⸗ 
tuch ze. im Haufe noch an ſich hat, da doch das ganze Land anfänglich nur um 800,000 Gulden 
erkauft worden.“ Die Vorſtellungen des Herrenſtandes bewirkten nur, daß man ſich über die 
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Adjunction etwas gemäßigter erklärte, als der zweite und dritte Stand anfangs beabſichtigten, 
in Hinſicht auf die Contribution blieb es bei der Anſicht der letzteren. 

So einigten ſich denn doch alle Stände auch wieder über die Quadruplik (12. Januar 
1585). Sie erklärten es für höchſt bedenklich, daß der Herzog gerade den wichtigſten Punkt, die 
Biſchofswahl, auf eine bevorſtehende neue Vergleichung verſchiebe, und baten, daß vielmehr eben 
jetzt ein Termin zur Vollziehung derſelben angeſetzt werde. Die Adjunction der fremden Räthe, 
welche der Herzog von der Qualification der Regimentsräthe abhängig gemacht hatte, meinte man, 
werde um ſo weniger nothwendig ſein, da er ſelbſt die jetzigen Regimentsräthe gewählt habe; 
wenn er noch anderweitige Berathung bedürfe, ſo zeige die Regimentsnotel, wer dazu außer den 
Regimentsräthen zu ziehen ſei. Der Herzog habe verſprochen, die vier Regimentsämter den 
Privilegien gemäß zu beſetzen, und auch übrigens oft zugeſagt, daß er die Landſchaft in ihren 
Privilegien nicht beeinträchtigen werde. Man wolle dieſen Verſprechungen trauen. Daß die 
Adjunction und die daraus erfolgte beſchwerliche Distraktion der Rathsſtube allerlei große Ars 
convenienzen und Verzögerung der Händel verurſacht habe, werde der Herzog ſelber wohl wiſſen 
und zugeſtehn, „denn es ja nicht allein offenbar, notorium und landeskundig, ſondern auch in 
der Krone Polen dermaßen leider erſchollen, daß hohes und niederes Standes Leute allerlei davon 
beſchwerlich reden.“ Die Haushaltung, einem einzigen übertragen, ſei vielleicht nicht dermaßen 
verwaltet, wie der Herzog wohl meine; ein Vergleich des jetzigen und früheren Inventariums 
werde zeigen, wie in derſelben gehauſet ſei. Warum man die im Jahre 1578 angebotene Con⸗ 
firmation der Privilegien nicht angenommen und von der Form der 1566 ertheilten Confirma⸗ 
tion nicht habe weichen wollen, ſei ſchon oft aus einandergeſetzt; man bitte um die Confirmation 
in dieſer Form ohne Abbruch, Zuſatz oder Einmiſchung anderer Wörter. Ueber Jagd- und 
Holzrecht wurde nicht anderes vorgebracht, als was ſchon in der Duplik vorkam. Ueber die 
drei landſchaftlichen Bevollmächtigten hatte der Herzog nichts geſagt; die Stände bemerkten, ſie 
hofften das Beſte, bäten aber um eine Antwort. Es waren inzwiſchen wieder einige Briefe der 
drei an die Stände eingegangen und der dienſtfertige Levin von Bülow, Rath des Herzogs, 
hatte dieſe Gelegenheit zu neuen Beſchuldigungen und Vorwürfen gegen die Lande 
ſchaft benutzt; es ſtehe zu vermuthen, daß viele in ihrer Mitte mit dem hochverrätheriſchen Be 
nehmen jener einverſtanden ſeien; es ſcheine, als wenn es ihnen noch um anderes, als um die 
Biſchofswahl, die Aufhebung der Adjunction, und freies Waidwerk zu thun ſei; der Herzog 
müſſe vermuthen, daß noch anderes dahinter ſtecke. Zugleich hatte er drohend hinzugefügt, der 
Herzog werde die ganzen Landtagsakten drucken laſſen, und den Königen don Polen und Dä⸗ 
ne mark, den Churfürſten und Fürſten überſchicken und der ganzen Welt kundbar machen; ſollte 
der Herzog polniſche Commiſſarien herbeizurufen veranlaßt werden, ſo würden die Stände die 
Koſten tragen müſſen ꝛc., die Stände hielten für nöthig, ohne beſondere Rückſicht auf dieſe 
Drohungen, ſich gegen die Beſchuldigungen doch zu rechtfertigen. In Rückſicht auf die Geld⸗ 
forderung des Herzogs endlich erklärten ſie, ſie hätten keinesweges verſprochen, dem Herzog 
ein ſchuldenfreies Land zu machen; wenn er aber des Landes Wünſche erfülle, ſo habe man die 
Hoffnung, daß die Committenten ſich dankbar erzeigen würden. 

Nebenher war man allmählig auch auf die übrigen Artikel der Propoſition außer der Fi⸗ 
nanzfrage gekommen, aber dieſe Erörterungen erregen lange nicht das Intereſſe, welches wir an 
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der Verhandlung über die ſtändiſchen Beſchwerden fanden. Nach der Mittheilung der Propos 
ſition hatte die Generalviſitation nicht den erwünſchten Fortgang genommen, „weil die vom 
Lande ſich auf Erfordern mehrentheils dem gemeinen Landſchluß entgegen nicht einſtellen, auch 
wohl, da man ihnen Jahresbeſoldung für ihre Mühe und Verſäumniß angeboten, ſich nicht ge— 
brauchen laſſen, und weun ſchon etliche ſich dazu bequemt, dieſelben doch ſolchem hochnöthigen 
Werk der Viſitation beharrlich nicht beiwohnen wollen.“ Der Herzog erklärte es für unmöglich, 
daß dieſelbe nur von ſeinen Räthen ausgeführt werde, da in dieſem Falle eine Menge anderer 
Regierungs⸗Raths⸗Gerichts- und gemeiner Sachen liegen bleiben würde, und beregte daher „der 
Perſonen wegen, ſo hiezu von allen Stäuden nützlich zu gebrauchen“ eine neue Verhandlung. 
Das Reſultat der bisherigen Viſitationen verſprach er einem Ausſchuß der Landſchaft vorzulegen. 
Die Stände, beſonders auf Vorgang des erſten, leiteten die Gebrechen in der Amtsverwaltung, 
welche doch vorzugsweiſe Gegenſtand der Viſitation waren, vorzüglich von ihrer Beſetzung mit 
unwiſſenden Amtsſchreibern, Burggrafen, ꝛc. her und knüpften daran die Bitte, daß fie wieder 
ordentlichen Hauptleuten und zwar mit gehörigem Gehalte übergeben und nicht mehrere 
unter einem Hauptmann vereinigt würden. Sie verlangten ferner, daß die Grundbeſitzer durch 
die neuen Meſſungen in ihrem rechtmäßigen Beſitze nicht turbirt, und daß, wo neue Meſſungen 
angeſtellt werden müßten, das alte kölmiſche Maaß, nicht das jetzige etwas gekürzte, augewandt 
werde. Im Allgemeinen kamen fie auf das zurück, was fie ſchon auf dem vorigen Landtage 
beantragt hatten, die Inſtructionen ſollten nicht nur auf den Nutzen der Herrſchaft, ſondern 
auch auf das Wohl der Unterthanen gerichtet, die Vergütigung der ſtändiſchen Theilnehmer für 
ihre Mühe und Verſäumniß ſo, daß ſie ſich derſelben nicht zu entziehen Veranlaſſung hätten, 
feſtgeſtellt, und die Viſitation in allen dreien Kreiſen zugleich, zuerſt aber in den herzoglichen 
Aemtern unternommen werde. Die Streitpunkte, welche Adel und Städte in dieſer Angelegen- 
heit trennten, wurden diesmal nicht berührt. Jenen Geſuchen antwortete der Herzog mit all⸗ 
gemeinen Verſprechungen; durch die Inſtructionen ſolle niemand in ſeinen Rechten beeinträchtigt, 
die Viſitatoren ſollen auf billige Vergütigung angenommen, die Aemter gehörig beſetzt werden; 
aber weder verbreiteten ſich dieſe Verſprechungen auf alle Geſuche der Stände, noch erreichten 
ſie durchaus das, was die Stände beanſpruchen zu können meinten, und wenn es dem Herzoge 
vorzüglich auf die Nachweiſung der Mittel, wie ſtändiſche Gehilfen für die Viſitation zu ge— 
winnen, und an dieſelbe zu feſſeln ſeien, ankam, fo war in dieſer Rückſicht gar nichts abgemacht. 
Hierauf bezog ſich nur die Bemerkung der Landſtände, daß, wenn die Viſitation in allen dreien 
Kreiſen zugleich vorgenommen und die Theilnehmer an derſelben ihren Kreis nicht verlaſſen, ſon— 
dern ab und zu nach Hauſe reiſen könnten, derer um ſo mehrere und deſto leichter ſich finden würden. 
In einem andern Artikel der Propoſition hatte der Herzog die Stände um Rath gefragt, was 
in der Sache des Hospitals bei der Irrniß wegen der abweichenden Beſtimmungen der Fun⸗ 
dation von 1531 und der Kloſterordnung von 1570 zu thun ſei? Die Landräthe meinten, das 
Jungfrauenkloſter ſolle, in ſeinem gegenwärtigen Zuſtande beſtehen bleiben, dem Hospital aber 
einem früheren Antrage gemäß, 6000 Mark von der Landescontribution überwieſen werden. Der 
zweite Stand ſuchte die Kloſterordnung von 1570, welche ſeinem Intereſſe entſprach, — er hatte 
die Einkünfte des Hospitals mit geſtiftet, und dafür, obwohl gegen die Fundation, die Unter⸗ 
haltung einiger Jungfrauen und Matronen von Adel in demſelben verlangt, in der Kloſterord— 
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nung war dies bewilligt, — mit der Fundation von 1531 durch den Vorſchlag in Einklang zu 
bringen, daß fortan die gegenwärtige Anzahl, nämlich 12 Perſonen, zur Hälfte vom Adel und 
zur Hälfte vom Bürgerſtande, und dann die mater alſo im Ganze 13, im Kloſter erhalten und 
mit dem ihnen zugeordneten Unterhalt von 40 Mark und 3 Achtel Holz jährlich verſorgt, dem 
Hospital aber alles, was ihm der Fundation zuwider an Dörfern, Gütern, Häuſern ꝛc. bisher 
entzogen und vorenthalten fei, reſtituirt werde, es befinde ſich nun in den Händen der Herrſchaft 
oder der Unterthanen. Dieſen Vorſchlag des Adels nahmen die Städte an, doch ſollten die 
Beſtimmungen über den Unterhalt der 13 Perſonen erſt dann vollkommene Gültigkeit haben, 
wenn dem Hospital die abgenommenen Güter wirklich eingeräumt ſeien. Ueberdies verlangten 
die Abgeordneten der Städter, daß nur ſolche Jungfrauen und Matronen in das Kloſter auf— 
genommen würden, welche fähig wären, die ihnen überwieſenen Kindlein im Gebet, im Kate— 
chismus, und aller ehrbarlichen Zucht, im Leſen, Schreiben, Nähen und anderen dergleichen Tu— 
genden zu unterweiſen; daß ihnen nicht verſtattet werde, ihren Verwandten im Kloſter Herberge 
und Einkehr Nacht und Tag über zu gewähren; daß ſie ſich den Anordnungen und Befehlen 
des Inſpectors fügten, und alle ungebührlichen und unziemlichen Mißbräuche vermieden; daß 
endlich alles, was ſie in's Kloſter brächten, oder was ihnen durch Erbſchaft oder ſonſt irgend 
wie zufiele, Eigenthum des Hospitals bliebe. Dieſe Anträge, den letzten ausgenommen, nahm 
der Adel an, und der Herzog verſprach dieſe Einigung wegen des Hospitals zu ratifieiren. Die 
kleinen Städte hatten während dieſer Berathungen den Wunſch ausgeſprochen, daß diejenigen 
Güter, welche früher zu den Hospitälern derſelben gehörten, aber jetzt von denſelben ab, und 
„in andere Nutze“ verwendet ſeien, denſelben reſtituirt würden; es ſei billig, der armen Hospi⸗ 
täler im ganzen Lande ebenſo wie des in Königsberg zu gedenken und die allgemeine Viſitation 
biete dazu die beſte Gelegenheit. Dieſer Antrag wurde aber vom Adel als außerhalb der Pro- 


poſition liegend, zurückgewieſen und von einer eigenen Eingabe über dieſen Gegenſtand hören 


wir nichts. Ueber den Druck des Colms wurde wenig Nenes vorgebracht, es ſcheinen neue 
Unterhandlungen mit dem königlichen Preußen aber ohne Erfolg augeſtellt zu fein. Der Herzog 
und die Stände hatten ſich bereits in früherer Zeit dafür erklärt, in dieſem Falle den Druck 
allein zu beſorgen. Nur die Städte waren jetzt wieder bedenklich, ob man den Colm ohne 


Theilnahme des königlichen Preußens werde richtig machen können. Mit der Reviſton deſſelben 


während der Dauer dieſes Landtags, die von vielen Seiten gewünſcht, von den Städten für 
unmöglich erklärt wurde, kam man nicht zu Stande. Das Wichtigſte in dieſen Verhandlungen 
war noch die frappirende Erklärung des Herzogs, „daß in demſelben nichts neues hinzugethan, 
auch ſonderlich der Herrſchaft Recht und Regalien in alle Wege ausgedinget und vorbehalten 
werden“, worauf die Stände erwiederten: „Was der Herrſchaft Regalien anlangt, können wir 
ſo viel die Herrſchaft damals, als das kölmiſche Recht fundiret, von uralten Jahren her befugt, 
in ſelbem Privilegio ausdrücklich angezogen und enthalten, nicht fechten, über daſſelbige aber ung 
etwas Neues oder Mehreres, fo in specie im kölmiſchen Recht der Regalien halber nicht ent— 
halten, fi aufdringen zu laſſen, ift uns nicht unbillig bedenklich, hoffen auch nicht, daß ſolches 
E. f. D. Sinn und Meinung ſein werde.“ — Ferner hatte der Herzog den Ständen die Sache 
der Herzogin Anna Sophia von Mecklenburg, der Tochter des Herzogs Albrecht von Preußen 
vorgelegt, die noch Anſprüche an Preußen zu haben meinte, und ſich deshalb unter Vermittelung 
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verschiedener Fürſten an Georg Friedrich gewandt hatte. Die Stände erklärten, fie könnten ſich 
auf dieſelbe nicht einlaſſen, da ſie bei früheren Verhandlungen über dieſelbe, z. B. über den 
Ehevertrag nicht zugezogen ſeien; fie wußten nicht anders, als daß Anna Sophia längſt zufrie⸗ 
dengeſtellt ſei; wenn fie aber noch rechtliche Forderungen habe, fo ſei es Sache des Herzogs, 
ihr darüber zu antworten. Der Herzog antwortete, die Fürſtin werde ohne Zweifel auch ferner 
die Interteſſion verwandter und befreundeter Potentaten zu gewinnen ſuchen und verlangte aber- 
mals, die Stände ſollten rathen, wie ihr zu antworten, und wenn fie Anfprüche habe, woher 
dieſelben zu befriedigen ſeien. Die Stände blieben aber bei ihrer Weigerung, zumal da die 
Antwort nur in Königsberg, wo ſich die nöthigen Documente dazu fänden, aufgeſetzt werden 
könne. — Endlich fragte der Herzog bei den Ständen an, da der König von Polen ſchon ſeit 
dem Jahre 1583 begehre, daß der verbeſſerte Kalender in Preußen eingeführt werde, und 
auf dem nächſten Reichstage dieſelbe Aufforderung zu erwarten ſei, wie man dieſes politiſchen, 
nicht kirchlichen Werkes halber fich zu erklären habe. Die Stände antworteten, „den neuen 
Kalender anrührend, fähe man zwar gerue, daß eine Vereinigung oder Vergleichung in dieſem 
Falle mit dem königlichen Theil ſein möchte; dieweil aber derſelbe vom Pabſt herfleußt, und 
nunmehr nicht allein ein politiſch Werk iſt, derwegen auch viel vornehmer hoher gelehrter Leute 
dawider geſchrieben, die treulich vor dieſem des Pabſtes Betrug und Hinterliſt warnen; dazu, 
weil unſere Kirche ſich der formula Concordiae unterſchrieben, und man noch nicht 
erfahren kann, daß jemand in Deutſchland beides hoch und niedern Standes unſerer wahren 
chriſtlichen Religion Verwandten und Zugethauen ſich des päbſtlichen Kalenders theilhaftig ges 
macht, oder deſſelben gebrauche, als bittet f. D. eine ehrb. Landſchaft unterthänigſt, es wollten 
E. f. D. zum beſten und glimpflichſten bei der K. M. zu Polen, als möglich ſein kaun, die Sache 
ablehnen.“ Sollte es über Verhoffen bei dem Könige nicht zu erhalten fein, fo ſehe die Land- 
ſchaft zwar nicht, wie man ſich ihm widerſetzen könne, man müſſe daun aber proteſtiren, daß die 
Annahme des Kalenders nicht im geringſten dem Pabſte zu Ehren, ſondern nur dem Könige 
zu unterthänigſten Gehorſam erfolge. Dieſen Rath billigte der Herzog vollkommen. 

Kam man demnach in einzeluen unwichtigen Augelegenheiten zum Schluſſe und zur Eini⸗ 
gung, ſo war man gerade in den wichtigſten am weiteſten davon entfernt. Der Herzog hatte 
zwar Erklärungen abgegeben, die den Privilegien der Stände nicht zuwider liefen, aber dieſe 
Erklärungen waren ſo allgemeiner Art, daß ſie die Beſchwerden der Stände kaum berührten; 
einige der letzteren aber hatte er ganz übergaugen. Die Stände ließen ſich durch jene Verſpre⸗ 
chungen nicht blenden, ſondern hoben den Beſchwerdepunkt immer wieder hervor. So kam es, 
daß, wenn der Herzog am Zufriedenſtellendſten geantwortet zu haben meinte, die Antwort der 
Stände den Abſtand der Anſichten am Augenſcheinlichſten auflegte. Der Herzog erkannte aus 
der Quadruplik der Stände, daß fie ihre Stellung ebenſowenig zu verlaſſen gedachten, als er 
die ſeinige, und da nicht nur die 6 Wochen, die er urſprünglich für den Landtag angeſetzt, ſon⸗ 
dern auch die Prorogation derſelben, die er ſpäter bewilligt hatte, verfloſſen waren, ſo ſchloß er 
den Landtag am 14. Januar 1585. Er verhieß in dem Abſchiede, „ſich ſeines fürſtlichen 
tragenden Amtes dergeſtalt und vermöge ſeines von Gott, der K. M. und löblichen Krone von 
Polen erlangten Rechtens und Gerechtigkeiten alſo zu gebrauchen, wie er es gegen Gott und die 
K. M. werde zu verantworten wiſſen.“ Er erwarte aber auch von der Landſchaft allen ſchul⸗ 
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digen Gehorſam, den er von den Widerſetzlichen ſchon erzwingen werde. Er habe in den Ver⸗ 
handlungen mehr nachgegeben, als nach Recht und Billigkeit von ihm verlangt werden könnte, 
er werde ſich aber an dieſe Erbietungen jetzt, da es zur Einigkeit nicht gekommen ſei, nicht binden. 
Aulack „und Conforten,“ die ſich feiner hochverrätheriſchen Pläne vielfach theilhaftig ger 
macht hätten, ſei er gedrungen, vor das peinliche hohe Halsgericht zu Recht zu fordern, und 
werde ihnen in ſolcher Citation „ein fürſtliches ſicheres Geleite vor unrechtmäßiger Gewalt“ mit⸗ 
theilen und geben laſſen. Da ihre Verbrechen ſo klar am Tage lägen, hoffe er, die Landſchaft 
werde ſie nicht nur nicht verantworten, ſondern auch alle Gemeinſchaft mit ihnen aufgeben. 
Sollte dies nicht geſchehen, fo werde er annehmen müſſen, daß auch fie an jo groben unver— 
antwortlichen Handlungen Gefallen trügen, und derſelben etwa theilhaftig wären. 

Gleich nach dem Landtage begann der Herzog wieder ſeine Unterhandlungen ad partem 
und zwar zuerſt mit Königsberg. Waren ihm die Städte im Anfange ſeiner Regierung 
freundlich entgegengekommen, und hatten ſie manche ſeiner Maßregeln mit größerer Nachgiebigkeit 
als die anderen Stände aufgenommen, hatte der Herzog demnach früher Veranlaſſung gehabt, 
ſie mit einer gewiſſen Schonung zu behandeln, ſo war dies jetzt ganz anders geworden. Noch 
die Verhandlungen über das königliche Mandat im Jahre 1583 zeugten von dem Streben des 
Herzogs, das frühere Verhältniß mit den Städten zu erhalten, oder wo es ſchon wankte, wie⸗ 
derherzuſtellen; aber der unbefriedigende Erfolg diefer Verhandlungen bezeichnete einen Wende⸗ 
punkt, von welchem an die Spannung auch der Städte und des Herzogs immer heftiger wurde. 
Wie weit es mit derſelben ſchon nach kurzer Zeit gekommen war, zeigte folgender Streit mit 
dem Herzoge. Ein herzoglicher Diener, Philipp Wilden, hatte bei öffentlicher Zeche auf dem 
altſtädtiſchen Junkerhofe einen Bürger ſchwer verwundet, war von den Altſtädtern gefänglich ein⸗ 
gezogen und trotz eines herzoglichen Befehles nicht herausgegeben. Der Herzog verſänmte des⸗ 
halb am 11. November 1583 per sententiam declaratoriam über die Altſtadt 
Königsberg eine Strafe von 20,000 Ung. Gulden und belegte, um dieſe Summe 
wirklich zu erlangen, alle ihr gehörigen Güter an Dörfern, Aeckern, Wäldern, Pfundzoll ꝛc. mit 
Beſchlag.“) Die Stadt wandte ſich an den König von Polen; aber trotz aller Unterhandlungen, 
die unter deſſen und unter churfürſtlicher und fürſtlicher Vermittelung gepflogen wurden, hob der 
Herzog die Beſchlagnahme nicht auf; auch die Verwendung aller Stände Preußens auf dem eben 
geſchloſſenen Landtage war vergebens. Dazu kam gleich nach dem Landtage noch eine neue Gefahr; 
der Herzog kündigte am 3. May 1585 die von den Städten ſo nachdrücklich abgelehnte 
Viſitation den Räthen von Königsberg an. Sie verſäumten nicht, wie auf dem Landtage, da⸗ 
gegen einzuwenden, daß „von ihnen Rechenſchaft ihrer verwaltenden Stadtgüter zu fordern, (un⸗ 
angeſehen, daß ſie ihrer Stadtrechnung keine Scheu trügen,) ein ganz Neues und Unerhörtes 
das bei Ordens und ihrer lieben vorigen Herrſchaft Zeiten nie geſchehen,“ ſei. (15. May.) 
Der Herzog ließ die Sache lange Zeit unberührt, aber am 31. October wiederholte er die An⸗ 
kündigung nicht ohne Vorwürfe wegen der unbefugten Ausflüchte der Städte. Er erinnerte ſie 
daran, „welcher Geſtalt ihm als der hohen Obrigkeit Gottes Befehl und Gebot nach, deren hin 
und wieder in der heiligen Schrift überflüſſig enthalten, ſeines tragenden Amtes halber obliegen 
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volle, gebührliches Einſehen zu haben, damit nicht allein in Kirchen und Schulen nächſt der 
reinen Lehre göttliches Wortes und wahrem Gettesdienft gute chriſtliche Ordnung, ſondern auch 
im weltlichen Regiment bei Land und Städten gute Polizei geſtiftet und erhalten werde.“ Die 
Viſitation der Städte und heſonders der Städte Königsberg ſei dringendes Bedürfniß wegen der 
mannigfachen Unordnungen und Mißbräuche auf den Rathhäuſern und bei den Gerichten; viel- 
fältig werde über unordentliche böſe Proceſſe, über Verzögerung der Juſtiz und namentlich der 
Execution, desgleichen über unziemliche Belegungen und Schatzungen der Bürgerſchaft geklagt; 
andere Mängel fänden ſich bei der Gemeinde, z. B. im Kaufen und Verkaufen von Fleiſch, 
Fiſch und Brod, im Bierſchank, in Maaß und Gewicht, in übermäßigem Aufwande bei Köſtung 
und Kindelbier und im Kleiderluxus; und dieſe Mängel drückten nicht nur die Einwohner der 
Stadt, ſondern auch die Bewohner des Landes und durchreiſende Fremde; gar nicht zu gedenken 
der Einträge, welche der Herrſchaft ſelbſt in Rückſicht auf Jurisdiction, Gefälle und Gerechtig⸗ 
keiten geſchehen ſeien, und die der Herzog zu gelegener Zeit weiter zu verfolgen ſich Vorbehalte, 
Es habe ſich aber die vorige Herrſchaft „ihrer Gewalt ſowohl der Jurisdiction, als auch anderer 
Satzungen und Landesordnungen, wie es mit Maaß, Ellen, Gewicht ꝛc., Bier-, Fleiſch⸗ und 
Fiſchkauf, desgleichen mit den Handwerkern, und was ſonſt zu Erhaltung guter Polizei dient, 
gehalten werden ſolle, niemals begeben, ſondern derſelben männiglich unverhindert gebraucht, wie 
denn ſolches auch die Verordnung und Beſtätigung der alten Willkühr, welche zu ändern und zu 
beſſern ſich die hohe Obrigkeit jederzeit vorbehalten, und andere Nachrichtung, ſo im Archiv zu 
finden, klärlich ausweiſe, und obwohl die Rechnung von gemeinem Gute neulich nicht abgefordert 
ſein möge, ſo ſei man doch ſolches zu thun oft Vorhabens, und jederzeit wohl befugt und ge⸗ 
mächtigt geweſen.“ Hiefür jedoch führte der Herzog nur das Beiſpiel der Städte des könig⸗ 
lichen Preußens und einiger Deutſchen an. Er trug den Städten auf, wenn fie Feine beſſere 
Privilegirung aufzuzeigen hätten, als das von ihnen angeführte vermeintliche Herkommen, ſich auf 
die Viſitation mit nächſtem gefaßt zu machen. Ehe noch eine Antwort der Städte auf dieſes Schrei⸗ 
ben des Herzogs erfolgte, wandte ſich der Herzog am 7. November an die Gemeinden 
der drei Städte, an jede im Beſondern, und forderte ſie auf, daß ſie ſich wegen der ange⸗ 
Yindigten Visitation von denjenigen, welche vielleicht ihre böſe Haushaltung geheim zu halten 
ſtrebten, nicht durch falſche Vorſtellungen in die Irre führen laſſen, ſondern vielmehr bedenken 
möchten, wie gar ſorgfältig dieſelbe gerade zu ihrem Nutzen und Beſten vorgenommen ſei. Er 
ging in dieſen Vorſtellungen weiter, als man vermuthen würde: er bemerkte z. B., die Räthe 
der Stadt vermeinten nur den Gemeinden, nicht der Herrſchaft Rechnung ablegen zu dürfen, 
„da doch, wo in diefen Dingen was unrichtiges vorfiele, von der Gemeinde dawider ſich niemand 
ſetzen, oder das wenigſte widerreden dürfe, und alſo der Irrthum und die Unordnung nicht 
aufgehoben, ſondern vielmehr geſtärket und gehäuft würde“; ja er ſagte den Gemeinden, daß 
ihre Räthe wider Gott und das Chriſtenthum, wider Eide und Pflicht handelten, indem ſie ſich 
der Viſitation widerſetzten; denn jeder verſtändige könne daraus leichtlich ſchließen und abnehmen, 
„daß es ihnen auf der Gemeinde Nutz und Wohlfahrt nicht ankomme, daß ſie den unerträgli⸗ 
hen Laſten derſelben nicht abzuhelfen, ſondern vielmehr die Gemeinden in den bisherigen Be⸗ 
ſchwerden ſtecken zu laſſen gedächten. Der Zweck der von ihm angekündigten Viſitation ſei, wie 
die früher bei dem Hospital, bei der Univerſität und den Kirchen angeſtellten zeigen könnten, 
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„zu gar keinem andern Ende gerichtet, als daß dadurch Gottes Ehre geſucht, der lieben Armuth 
Noth geſtillet, desgleichen, daß jedermänniglich bei habendem Rechten und Gerechtigkeit erhalten, 
der Gemeinde überhäufige Bedrückung abgeholfen, alles in gute Ordnung und Wohlſtand geſetzt 
werde.“ Das Schreiben des Herzogs an die Räthe und die an die Gemeinden gerichteten wur— 
den von beiden Theilen zugleich am 12. November beantwortet. Man gab zu, „daß 
f. D. Gottes Befehl und ihrem fürſtlichen tragenden Amt nach billig dahin richten, und das 
fürſtliche Einſehen mit Ermahnen, Warnen und Verordnen gebrauchen, daß es beides in geiſt⸗ 
lichen und politiſcheu Sachen dem Worte Gottes und aller chriſtlichen Billigkeit gemäß zugehe; 
es werden aber f. D. dabei dieſe Limitation in Gnaden auch nachgeben, daß dergleichen Einſe⸗ 
hen geſchehen und in's Werk gerichtet werden ſolle salvis eujuscunque privilegiis; und daß 
es alles ohne Schmälerung eines jeden Freiheit, Gerechtigkeit, Gewohnheit und Gebräuche in's 
Werk geſetzt werde.“ Ordnungen über den Aufwand bei Hochzeiten und Kindel— 
bieren und über die Kleidertracht ſeien zu verſchiedenen Zeiten verfaßt und öffentlich an⸗ 
geſchlagen; noch vor zwei Jahren ſei eine neue verfertigt und den Städten publicirt, aber von 
dem Herzoge, dem ſie überſchickt wurde, damit er auch ſeine in den Städten lebenden Diener 
an dieſelbe verbinde, inhibirt; es ſei alſo den Städten, (die ſich in Zukunft dergleichen Inhibi⸗ 
tionen verbitten müßten,) in dieſer Rückſicht kein Vorwurf zu machen. Ebenſo könne ihnen nicht 
Schuld gegeben werden, daß ſie nicht jährlich in Kaufen und Verkaufen durch öffentlich an⸗ 
geſchlagene Mandate Ordnung machten; daſſelbe ſei mit Satzung des Brodts und Fleiſches, und 
ſo eben des Bieres und Weines geſchehen. Von unordentlichen Prozeſſen ſei ihnen nichts 
bekannt, außer daß die Parteien ſelbſt dieſelben bisweilen verſchleppten; die Klage über Ver 
ſchiebung der Execution möge wohl von ſolchen herrühren, welche kein erſtanden Recht gehabt 
und doch Execution verlangt haben; den Räthen ſei kein Fall der Art bekannt geworden, und 
an ſie hätten ſich doch diejenigen wenden müſſen, die ſich über ihren Richter zu beſchweren hätten, 
ſtatt deſſen liefen aber allerdings viele mit Hintanſetzung ihrer ordentlichen Stadtobrigkeit ſo⸗ 
gleich zu Hofe. Mit unmäßig een Schatzungen und Beſchwerden ſei die Bürgerſchaft keines⸗ 
weges belegt; es ſeien überhaupt keine Schatzungen vorgekommen, „ausgenommen, was aus gu⸗ 
tem freien Willen in Bauung Krans, Brücken und Glocken von den Gemeinden der drei Städte 
geſchehen“; alle übrigen Bauwerke ſeien aus der Stadt gemeinen Gütern erhalten. Der Herzog 
möge ſolchen Angebereien keinen Glauben ſchenken; beliebe es ihm, die Delatoren ihnen zu nennen, 
ſo würden ſie gegen dieſelben ihre Unſchuld zu beweiſen wiſſen. Am ſchmerzlichſten ſei ihnen 
die Beſchuldigung, daß fie ſich Einträge in des Herzogs Juris diction, Gefälle und 
Gerechtigkeiten erlaubt haben ſollten; fie wären ſich bewußt, die Grenzen ihrer Privilegien 
nicht überſchritten zu haben. Wenn der Herzog endlich von der Macht der Oberherrſchaft in 
den Städten Ordnungen zu machen, Rechnung zu fordern und Viſitation zu halten, rede, ſo 
hätten fie dagegen ebeuſowohl das Herkommen und ihre Privilegien als die Weiſungen der Ju⸗ 
riſten anzuführen. Wohl habe die vorige Herrſchaft die Räthe bisweilen ermahnt, gute Ord- 
nung zu halten, auch verſucht, dieſerhalb in den Städten etwas in's Werk zu richten, „wie 
denn auch mit der Landesordnung geſchehen, die man immer den Städten zum Bedruck aufdrin⸗ 
gen wollen,“ aber nie ſei darauf etwas Wirkliches erfolgt, ſondern Räthe und Gemeinden hätten 
ſich dagegen jedesmal durch ihre Privilegien geſchützt. Dem Vorbehalt in der Willkühr gebe 
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der Herzog eine ganz falſche Deutung: denn die Willkühr ſei von den Städten ſelbſt zuſam⸗ 
mengetragen und auf ihr eigenes Begehren von der Herrſchaft beſtätigt. Daß die Räthe ver⸗ 
pflichtet ſein ſollten, von der Verwaltung der Stadtgüter der Oberherrſchaft Rechenſchaft abzu⸗ 
legen, werde durch Beiſpiele von Rechenſchaftsablegungen in andern Städten nicht bewieſen; 
dagegen ſeien im Recht ausdrückliche Maaße und Verordnungen, „daß ein Magiſtratus der Stadt 
nicht ſchuldig iſt, ihren Oberherrn bei der Stadtrechnung zu haben,“ berühmte Juriſten hätten 
das erwieſen, von dem Grundſatz ausgehend, quod dominus superior noa sit dominus re- 
rum privatarum contentarum in eivitate, sed dominium earundem rerum sit singulo- 
rum. Ueberdies ſpreche für Königsberg in dieſer Rückſicht ein Herkommen von mehr als 300 
Jahren, und die Confirmation der Privilegien, nicht nur die bei Uebernahme der Regierung 
von dem Herzoge verheißene, ſondern auch die bei der Erbhuldigung ertheilte verbürge ihnen die 
Erhaltung dieſes Herkommens. Die Viſitation endlich ſei allerdings von Landen und Städten 
erbeten, aber in ganz anderer Weiſe, wie der Herzog ſie jetzt ausführen wolle; man habe nichts 
als die heilloſe Verwaltung der Aemter und die daraus erfolgte Zerrüttung des Finanzzuſtandes 
im Auge gehabt. Auf die an die Gemeinden gerichteten Schreiben erklärten dieſe ferner, ſie 
hätten nach reiflicher Erwägung nicht erhebliche noch genugſame Gründe finden können, darauf 
zu dringen, oder darin zu willigen, daß die Räthe der drei Städte dem Herzoge oder ſonſt je 
mand Rechnung thun ſollten, da ſolche (nach dem Vorigen) nie vorhin geſchehen und alſo wider 
den alten Brauch ſei. „So viel ſagen, reden und ſchreiben wir hiemit öffentlich, fuhren ſie 
fort, daß wir die Räthe als unſern ordentlichen Magiſtratus mit nichten einiger böſen oder übeln 
Haushaltung, Eigennutzes, noch dergleichen beſchuldigen können, weniger haben wir jemals von 
ihnen Rechnung, wie ſie ſich oftmals gegen unſere Vorfahren und uns erboten, begehrt, noch in 
ihre als geſchworener und treuwürdiger Perſonen Verwaltung und Adminiſtration des Gemeinen 
und alſo unſerer Stadtgüter, einiges Mißtrauen, darum wir noch zur Zeit Rechnung von ihnen 
begehren ſollten, geſetzet, und noch nicht; ſondern wir ſind mit ihren Perſonen und tragenden 
Aemtern wohl zufrieden, danken ihnen auch vor gute Haushaltung und Adminiſtration.“ 

Der Herzog erkannte in dieſer Schrift nichts als leere Ausflüchte und beantwortete ſie in 
dem ſtrengſten Ton. Die Räthe, Gerichte und Gemeinden aller drei Städte wurden nach der 
Altſtädtiſchen Pfarrkirche beſchieden und hier die Antwort des Herzogs von einem 
Secretair deſſelben am 2. November verlefen. Der Herzog ſprach in derſelben das Princip, 
von dem er ausging, unumwundener als je aus; denn es hieß da nach einigen Drohungen: 
„und kommt uns erſtlich von euch nicht mit weniger Befremdung vor, daß ihr meinen und vor⸗ 
geben dürft, daß wir Gottes Befehl und unſerem fürſtlichen tragenden Amte nach, unſere Pe 
gierung billig dahin richten, und das fürſtliche Einſehen allein mit Ermahnen, Warnen und Ver⸗ 
ordnen gebrauchen mögen, doch daß es ohne Verletzung der Privilegien und Gerechtigkeiten in's 
Werk geſetzt werde; als ob ſich unſer hochtragendes Amt nicht weiter als eines 
Predigers auf der Kanzel auf Vermahnen, Warnen und Ordnen ſtrecke, es würde 
dem auch nachgelebet oder nicht, und wir nicht auch als eine ordentliche und euch von Gott 
vorgeſetzte Obrigkeit neben ſolchen Vermahnen, Warnen und Ordnen ein chriſtliches fürſt— 
liches und ernftes Einſehn zu haben, gute Ordnung zu exequiren und letztlich 
die Uebertreter zu ſtrafen befugt wären und Macht hätten, da doch ſolches von 


Rechtswegen uns gebühret und euch wider daffelbe unſer fürſtliches Amt kein Privilegium, das 
ihr doch im wenigſten nicht zu beſcheinen habet, zu ſtatten kommen kann noch ſoll; derwegen 
denn auch die inagdeburgiſchen, kölmiſchen, willkührlichen Rechte, wenn ſie mit rechten Angen und 
Verſtande angeſehen werden, iſt nicht zu erzwingen, daß, (ob ſie wohl den Räthen der Städte 
in etlichen Fällen über unrecht Maaß, Gewicht, Speiskauf, Hökerwerk und was dem mehr an⸗ 
hängig zu richten und Einſehen zu pflegen, vergönnen,) daß derwegen ohne Vorwiſſen und Belieben 
ihrer Oberherrſchaft ihres Gefallens dergleichen Ordnungen und Satzungen in Kaufen, Verkaufen 
und andern politiſchen Sachen in Städten zu machen und zu publiciren ihnen zugelaſſen, 
oder der hohen Obrigkeit zu thun benommen ſein ſolltez; und weil daſſelbe ein jus 
scriptum und munieipale iſt, welches der Oberherrſchaft oder derſelben Regalien 
nicht präjudiciren kann noch ſoll, laſſen wir es auch in ſeinen Würden bleiben.“ Der Herzog 
gab nicht zu, daß die Ordnungen über Hochzeiten, Kindelbier und Kleiderpracht je ohne der 
Herrſchaft Wiſſen, Willigung und Ratification eingeführt ſeien, wofür er in der That einige 
Belege aus dem Herkommen anführte, rechtfertigte eben dadurch die vor zwei Jahren erfolgte 
Juhibition, über welche die Städte ſich beklagten, und verbot ernſtlich, daß man nichts, was zur 


Polizei und anderer Ordnung in den Städten gehöre, ohne feine Reviſion und Ratification pu⸗ 


blicire, ſondern vielmehr das hochnöthige Werk der Viſitation erwarte. Auch der Forderung, | 


daß ihm Rechenſchaft von den Gemeindegütern gelegt werde, entſagte er nicht, da ihm daſſelbe 


Recht in ſeinen Städten, wie dem Könige in den Städten des königlichen Preußens zuſtehe; 


auch hiefür führte er einen Beleg aus der älteren Geſchichte an; Biſchof Job von Rieſen— 
burg nämlich habe in der für die Städte ſeines Bisthums verfaßten Ordnung ausdrücklich 
geſetzt, daß der alte Rath dem neuen im Beiſein der Aelteſten Rechnung ſeines Einnehmens und 
Ausgebens von den gemeinen Stadtgütern thun, und ſolche Rechnungsſchriften alsdann der Herr⸗ 
ſchaft fürgetragen werden ſollen. Der Herzog verlangte die Rechnung aber um ſo beſtimmter, 
da ſie ſchon ſo lange weder der Herrſchaft, noch der Gemeinde vorgelegt ſei, und wollte von der 
Viſitation überhaupt um ſo weniger abgehen, da die vornehmſten Stände auf dem Landtage 
verlangt hatten, daß dieſelbe auch in den Städten vollzogen werde, und dieſes in den kleinen 
Städten zum Theil ſchon geſchehen wäre. Gegen den Juriſten Henning Göden, auf welchen 
ſich die Stände berufen hatten, führte der Herzog andere an, die der entgegengeſetzten Meinung 
waren, wie Guido Papa und Martinus Treccia. Die Erklärung der Gemeinden über die Ad⸗ 
miniſtration der Räthe wies er zurück, da ſie ebenſowenig als er vor abgelegter Rechenſchaft 
dieſelbe gehörig beurtheilen könnten; er müſſe annehmen, daß dieſelbe dem Rath zu Gefallen 
abgegeben ſei, wenn der Rath nicht gar darauf eingewirkt habe. Merkwürdig war die Drohung 
und Verheißung an die Gemeinden, die er daran knüpfte: „Ob euch nun an anderer Leute 
Gunſt und den geſuchten Ausflüchten und Vortheilen mehr als an gemeiner Wohlfahrt und an 
einer hohen Obrigkeit Gnade, in deren Händen nächſt Gott euer und der Poſterität Heil ſtehet, 
gelegen ſei, wird man künftig inne werden, und wie allbereits wegen Abgang Brennholzes 
unter anderer Nothdurft, welche man aus der Herrſchaft Händen haben muß, Klagen und Be— 
ſchwerden in den Städten vorlaufen, welche aus eurer eines Theils bisher von uns verſpürten 
Widerſetzlichkeit herfließen, als hätten wir noch wohl andere Mittel und gute Macht, eure bür- 
gerliche Hantierung und Nahrung und andere mehr angelegene Sachen einzu⸗ 
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ziehen, und zu verhindern, wie auch zu befördern und zu verbeſſern, welches wir 
lieber thun wollen, aber eurem Verhalten und Erzeigen nach; habt auch nachmals niemand als 
auch ſelbſt zu beſchuldigen; ſtellen aber dieſes alles diesmal an ſeinen Ort, und wird die Er⸗ 
fahrung geben, daß wir als die hohe Obrigkeit gegen) euch die Gemeinden, die 
wir gern zu gut Aufnehmen, und aus Bedrückung in Wohlſtand, wenn ihr nur 
ſelbſt wollt, wollten geſetzt wiſſen, fürſtlich, väterlich, ſorgfältig und gut ge— 
meint haben.“ Die Ueberbringer dieſes Schreibens, unter welchen Albrecht Herr von Kitlitz 
der Landhofmeiſter, und Friedrich von Scharf der Vice-Kanzler waren, verlangten im Auftrage 
des Herzogs von den Verſammelten ſofort beſtimmte Erklärung, ob ſie der Viſitation ſich zu 
unterziehen gedächten oder nicht. Aber da kaum der zehnte Theil den Inhalt des Schreibens 
bei der Vorleſung gehört hatte, „und es auch die Zeit und der Ort nicht leiden wollten,“ jo 
bat man um Friſt zur Beantwortung, ſund der Herzog konnte fie nicht wohl verſagen. Aber 
die Städte wurden in dieſer Friſt mit ihrer Antwort nicht fertig, und ſo erließ der Herzog, 
obwohl ſie um Prorogirung derſelben baten, am 26. November ein Mandat, in welchem er den 
Räthen „mit Ernſt und bei Vermeidung Straf und höchſter Ungnad“ befahl, ſich zu der Bis 
fitation auf den 13. December, jeder beſonders auf den Rathhäuſern ihrer Stadt, gefaßt 
zu machen. Die Antwort der Räthe, welche ihm am 30. November vorgelegt wurde, nahm 
er erſt auf vieles Bitten den 7. December an. Beide Theile hatten ſich in den früheren Wech⸗ 
ſelſchriften im Ganzen fo einſeitig an die zuerſt ‚ausgefprochenen Anſichten gehalten, daß der 
Rechtspunkt bisher mehr umgangen als berührt, oder doch nur von Weitem gewieſen war. Die 
Streitfrage gehörte ihrer Natur nach zu den ſchwierigſten, die im Staatsrecht überhaupt aufge⸗ 
worfen werden konnten, und wir können keinesweges ſagen, daß ſie durch dieſen Schriftwechſel 
des Herzogs und der Städte Königsberg vollſtändig erledigt wurde, indeſſen ſcheint es doch, daß 
die letzteren in der obenerwähnten Antwort der Wahrheit am nächſten gekommen ſind. Sie be⸗ 
haupteten, nach dem kölmiſchen Rechte ſtehe ihnen zu, nicht allein Gewichte, Maaß und Speis, 
kauf, ſondern auch in genere die bürgerliche Polizei durch eigene Willkühr zu gemeiner Städte 
Nothdurft und Wohlſtand zu ordnen, und dies entſpreche auch dem gemeinen Kaiſerrecht, in 
welchem nicht allein den Städten und Communen, ſondern auch jedem approbirten Collegio 
ſolche potestas condendi pro se singularia jura et statuta gegönnt werde. Darnach gaben 
ſie aber auch zu, daß Ordnungen, Statuten und Willkühren, die viele in Gemein binden ſollen, 
billig mit Vorwiſſen, Conſens und Ratification der Oberherrſchaft geſchehen, aus der 
Urſache, damit nicht etwas wider die Ordnung gemeiner beſchriebener Rechte, oder aber der Obrig⸗ 
keit an ihren gebührenden Zubehörungen, Einkünften und Nutzungen zu Nachtheil, oder ſonſt 
ambitiose ſtatuirt werde,“ doch ſei weit ein anderes confirmare, ein anderes abi- 
nitio statuere. Sie gaben ferner nach: „daß bei der hohen Obrigkeit ratione supe- 
rioritatis et jurisdictionis allewege die oberſte Autorität, ſolche in Städten und Communen 
angeordnete Willkühren und bürgerliche Polizei zu handhaben und ad efleetum zu bringen, nicht 
allein mit Ermahnen und Warnen, ſondern auch mit anderem ernſten Einſehen, wie es die 
Nothdurft erfordert; aber daß gleichwohl ſolch Einſehen alſo zugehe, damit den Unterthanen ihre 
verliehene und privilegirte Freiheit nicht zerſtöret oder entnommen werde.“ Sie unterſchieden 
hier einen dreifachen modus des Einſehens, zuerſt Ermahnen und Warnen, dann Anklage, zuletzt 
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Inquiſition, dieſe letzte könne jedoch nicht eher vorgenommen werden, als wenn eine gemeine 
Stadt per publicam famam wegen ihres üblen Haushaltens anrüchig geworden ſei. Sie hätten 
zuvor ſelber beantragt, daß der Herzog ihnen ihre Kläger gegenüber ſtelle und auch ihre Ver⸗ 
theidigung höre, und das bäten fie noch. Zur Inquiſition aber ſei keine Veranlaſſung, ob⸗ 
wohl fie keinesweges begehrten, ſich jo rein zu brennen, daß bei ihnen nicht auch Gebrechen unter 
laufen ſollten: denn der öffentliche Ruf ſei hier vielmehr für als gegen ſie. Der Herzog habe 
aber nicht eine Inquiſition, ſondern eine Viſitation angekündigt und der müßten ſie ſich 
noch viel entſchiedener widerſetzen, da fie viel weiter greife, als die Inquiſition; die Inquiſition 
gehe nur auf die Gebrechen und Laſter, ſo durch das gemeine Geſchrei der hohen Obrigkeit zu 
Ohren gebracht worden, die Viſitation aber, wie ſie von dem Herzoge angekündigt ſei, gehe 
durchaus und über Alles, vom Höchſten bis zum Niedrigſten, vom größten bis zum kleinſten, 
alſo daß nichts dadurch unberührt bleiben würde. Hiedurch müßten der Städte Privilegien nicht blos 
merklich verkürzt, ſondern gänzlich zerſtört werden, und ſie verſtänden die Meinung des Herzogs 
nicht, wenn er ſolche Viſitation ankündige und fie zugleich wegen Erhaltung ihrer Privilegien ver⸗ 
tröſte, wenn er eben die Befugniſſe in Anſpruch nehme, die den Städten durch Privilegien ein⸗ 
geräumt ſeien. Was von der Verwaltung überhaupt, gelte natürlich auch von der Verwaltung 
der Gemeindegüter, und das Beiſpiel des Biſchofs Job von Rieſenburg beweiſe für Königsberg 
nichts. Der Herzog Georg Friedrich, der immer die Miene annahm, als ſei es nicht nöthig, 
über ein ſo offenbares Recht, wie er es ſich zuſchrieb, auch nur ein Wort zu verlieren, machte 
doch jedesmal unter allerlei Vorwänden recht viele Worte, und ſo erklärte er denn nochmals 
„zu mehrerer Nachrichtung und Verwarnung feine fernere und endliche Ge— 
müths meinung ziemlich ausführlich (13. December;) er wahrte in dieſer Schrift fein fürſtliches 
Recht ebenſo nachdrücklich, als die Städte ihr ſtädtiſches, ging nun aber auch ſeinerſeits auf die 
Rechte der letzteren etwas näher ein. Er blieb zwar dabei, daß ihm die Viſitation in den 
Städten zuſtehe, da ſie ihm kein Specialprivilegium vorlegen könnten, durch welches ſie von 
derſelben befreit wären, und daß er dieſelbe vollziehen werde, allein er kündigte zugleich an, daß 
er vor den Feiertagen dazu nicht kommen, und erſt nach den Feiertagen einen neuen Termin zu 
derſelben anfegen werde. Dieſer Aufſchub und eine Rüge wegen heimlicher Conventikeln und 
wegen zahlreicher gegen herzogliche Beamte und beiſtimmende Bürger verbreiteter Pasquille find 
in der Schrift das wichtigſte. Die Erbitterung muß ungemein geweſen ſein, wenn die Nachricht, 
die dem Herzog zuging, und deren er in einem Poſtſeriptum gedenkt, begründet iſt, „daß in den 
gemeinen Zuſammenkünften, ſonderlich allhier auf dem altſtädtiſchen Rathhanſe durch allerlei ge: 
waltſame Bedräuung mit Zufügung allerlei Spottes und Unglimpfs, letzlich auch mit Thürzu⸗ 
fliegen und mit Fenſterhinauszuwerfen und dergleichen gewaltigen Handanlegungen gute wohl- 
meinende Leute in ihrem Votiren und Wohlmeinen verhindert würden, welches, wo es ſo wäre, 
vielmehr einem gemeinen Aufruhr und einer Mördergrube als freiwilligen heile 
ſamen Rathſchlägen und Rathhäuſern ähnlich ſähe.“ Er warnte vor dergleichen 
weitſehenden Unbeſcheidenheit und unverantwortlicher Meuterei. Dieſe Aufregung der Gemüther 
war ohne Zweifel der Grund, weshalb er endlich nachgab. Die Städte ſetzten gegen die Ber 
hauptungen des Herzogs noch eine Deduction ihres Rechtes auf, die ſie am 17. Januar 1586 
übergeben wollten, die der Herzog aber nicht annahm, da er von ihrem Inhalte, (wie vorher 
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immer,) bereits Kundſchaft hatte. Zwei Tage darauf wurden einige Deputirte aus allen drei 
Städten zu Schloß gefordert, wo ihnen der Kanzler Friedrich von Scharf im Namen des Her- 
zogs anzeigte, „daß f. D. für diesmal aus bewegenden Urſachen die Vifitation 
einſtellen wolle, doch mit Vorbehalt, daß ſie ſich deren keinesweges gegeben haben wollen, 
ſondern zu gebührender Zeit dieſelbe unnachläfſig fortzufetzen wiſſen wollen.“ Hiebei blieb es 
denn auch, und eine Proteſtation ſammt angehängter Provocation an den König, die man ent⸗ 
worfen hatte, um ſie, wenn die Viſitation vor ſich gehen ſollte, den dazu verordneten herzoglichen 
Räthen zu übergeben, wurde zurückgezogen und nur zur Nachrichtung auf den drei Rathhäuſern 
aufbewahrt. 

„Gott behüte ferner vor ſolcher Uneinigkeit und auch für Pfaffenkrieg“ 
ruft der Zeitgenoſſe aus, der uns dieſe Papiere geſammelt hat. Einige Reime, die er mittheilt, 
zeigen den Character der oben angeführten Pasquille an: 

Fides iſt geſchlagen tod, 

Justitia liegt in großer Noth, 

Pietas die liegt im Stroh, 

Humilitas ſchreit Mordio, 

Superbia iſt auserkoren, 

Patientia hat den Streit verloren, 

Veritas iſt gen Himmel geflogen, 

Treu und Ehr über Meer gezogen, 

Frömmigkeit läßt man betteln gahn, 

Tyrannis ſitzt jetzt oben an, 

Invidia iſt worden los, 

Charitas erkalt und bloß, 

Tugend iſt des Lands vertrieben, 

Bosheit und Meuterei darin geblieben, 
Sei es Gott geklaget. 

Wenn der Herzog von ſeinen Anforderungen an die Königsberger für den Augenblick ab⸗ 
ſtand, ſo ließ er ſie doch keinesweges gänzlich fahren, und am allerwenigſten darf man glauben, 
daß er den großen Streit, den er mit den Ständen führte, nun überhaupt verloren hätte. Es 
fehlte hieran ſo viel, daß man vielmehr vermuthen kann, der Herzog würde den letzten Streit 
mit den Königsbergern nicht begonnen haben, wenn er des Sieges in dem andern gegen die 
Stände überhaupt geführten nicht ſchon gewiß geweſen wäre. Der König von Polen hatte 
in der That bereits entſchieden, und der Herzog hatte ſich der Wirkungen des ſo gün⸗ 
ſtigen Spruches auf eine eigenthümliche aber merkwürdige Weiſe verſichert. Dieſes war 
auf einer Verſammlung im Juni des Jahres 1585 geſchehen, auf die wir daher unſere Auf⸗ 
merkſamkeit noch auf einen Augenblick zurückwenden müſſen. Es war keine Ständeverſammlung, 
denn diejenigen, welche an derſelben Theil nahmen, waren nicht von den Stän⸗ 
den gewählt oder bevollmächtigt, ſondern von dem Herzoge perſönlich einge 
faden und jede Berufung auf die Hinterlaſſenen ihnen ausdrücklich unterſagt. Der Herzog 
meinte aber gut Fug und Macht zu haben, ſeine Unterthanen, wen und wie viel er wollte, auch 
in kleiner oder größerer Anzahl zu verſchreiben und mit ihnen die gebührende Nothdurft zu 
reden und zu Handel, Seine Abſicht war, dieſer Verſammlung das königliche Deeret vorzulegen, 
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und fie zur Anerkennung deſſelben ſich ſchriftlich verpflichten zu laſſen. Er ſprach zu den Ver⸗ 
ſammelten in einem Tone bitterer Beſchwerde und großer Sicherheit: „Man habe mit größtem 
Ernſt und Fleiß dahin getrachtet, wie man ihm alle Sachen und die Regierung dieſer Lande 
ſchwer, ſauer und überdrüſſig machen, ja wie man ihn aus der Regierung heben und 
alſo um Land und Leute bringen möchte, wie denn auch zu dem Ende allerlei heimliche 
verbotene Conventikeln, Zuſammenrottirungen, Conſpirationen und Conföderationen ſowohl inner 
als außer Landes gemacht und gehalten, und ſein Name mit allerhand erdichteten Calumnien 
belegt, ausgeſchrieen, diffamirt und traducirt ſei. Das Uebel ſei aber um ſo beſchwerlicher und ge— 
fährlicher, da nicht zwei, drei, vier oder fünf Perſonen, ſondern wo nicht alle, doch die meiſten, 
ja die vornehmſten Unterthanen ſelbſt ſich dieſer hoch ſtrafbaren Händel theilhaft gemacht hätten. 
Denn obwohl ihrer viele ſich ad partem wiederholentlich ganz gutherzig erzeigt und mit Wor⸗ 
ten viel ſchönes Dinges erboten, ſo habe er es doch in der That jedesmal viel anders und das 
Gegentheil erfahren, ſonderlich, daß man nicht allein in gemeinen zuläſſigen Zuſammenkünften 
mit allen andern Widerwärtigen in ein Horn geblaſen, ſondern auch, was man öffentlich nicht 
thun könne, heimlich argliſtiger und tückiſcher Weiſe vorgenommen und in's Werk gerichtet habe; 
ja daß eben dieſelben, die ſich fälſchlich angeben, und die Beſten bedünken laſſen, einestheils die 
rechten Rädleinsführer und unter andern die ärgſten geweſen ſind; über das auch ihrer etliche 
unter ihrer eignen Hand von ſich ſchreiben und gegen ihn mit hohen Worten betheuern dürfen, 
daß der Herrn und Landräthe Stand nebſt den Städten in die auf anno 1582 gehaltenem 
Landtage interponirte vermeinte Provocation niemals gewilligt, da es aber auf nächſt gehaltenem 
Landtag zu Saalfeld wieder zu den Schulden kommen, ſo hat es einer ganzen ehrb. Landſchaft 
Provocation heißen müſſen.“ Solche Widerſetzlichkeit habe nun ſeit dem Anfange feiner Regie⸗ 
rung ununterbrochen gewährt, und er müſſe annehmen, daß es allen denjenigen, welche ſich der⸗ 
ſelben theilhaft gemacht und dem Herzoge doch ihre Treue geſchworen hätten, um ſolchen Eid 
nie Ernſt geweſen ſei. Er habe übrigens gehört und geleſen, wie die Unterthanen dieſes 
Landes in früheren Zeiten mit ihrer Herrſchaft umgegangen ſeien, ſowohl zu Zeiten des Ordens, 
als noch neulich unter Herzog Albrecht, und daraus befunden, „daß es nichts Neues, ſondern 
faſt das alte Weſen, dergeſtalt wider den ordentlichen Magiſtratum zu catiliniren. 
Er ſeines Theils habe alles gethan, um das Sprichwort, „ſo von der Preußen Verhalten gegen 
ihre Herrſchaft in der ganzen Chriſtenheit erſchollen“ in Vergeſſenheit zu bringen, aber wie oft 
er ſich auch mit den Ständen auf Landtagen beſprochen, welche Mittel zu ſühnlichem Vergleich 
er auch ergriffen, wie chriſtlich und fürſtlich er ſich auch in den ſtrittigen Punkten reſolvirt und er⸗ 
zeigt habe — alles ſei vergeblich geweſen. Er habe neulich darauf denken müſſen, ſolchem Ber, 
halten der Unterthanen mit gebührendem Ernſt entgegen zu trachten und ihre Wider, 
ſetzlichkeit gebührend zu ſtrafen und zu vindiciren. Er habe es aber aus angeborner fürſtlicher 
Mildigkeit bisher noch nicht thun mögen, „ſondern von einer Zeit zur andern temporiſirt und 
die Sachen Gott befohlen.“ Endlich ſei der Streit vor den König gebracht, und da der Ge— 
gentheil ſo ſehr darauf pochte und ihm damit faſt trotzen wollte, ſo habe auch er es dahin ge— 
ſtellt fein laſſen, und des Königs richterlichen Spruch erwartet. Auf dem letzten Reichstag ſei 
von den Widerwärtigen ſeiner Regierung bei dem Könige gegen ihn inſtigirt, ſollicitirt und an⸗ 
gehalten; der König habe gewiſſe Räthe zur Unterſuchung der Sache deputirt, „und wie die 
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befunden, daß die Urſachen, warum man ein ſolches Feuer aufgeblaſen und ihrer f. D. allerhand 
Widerſetzlichkeit zugetrieben, ganz unbillig und unerheblich, als haben die als ein löblicher und 
gerechter König die Sachen nach billigen Dingen verabſchiedet, und alſo per solenne decretum 
den fürnehmſten Hauptſtreit, welcher zum Behelf in andern Sachen mit ſolchem Eifer bis anher 
angezogen worden, aufgehoben und erörtert, und daneben ſowohl in ſolchem Deereto als auch 
ſonderbar und öffentlich nicht allein den ſchuldigen Gehorſam und alle gebührliche Treue, ſon— 
dern auch in specie bei Verluſt ihrer K. M. Gnade mandiret, ſolche bis anhero ge— 
brauchte muthwillige Widerſetzlichkeit allerſeits abzuſtellen und folder auf— 
rühreriſchen Handlung (wie es ihre K. M. taufen) gänzlich zu enthalten, auch was 
ſie der Herrſchaft zu bezahlen verſprochen und zugeſagt, ohne einig ferner Tergiverſiren wirklich 
zu präſtiren und zu leiſten.“ Der Herzog ließ dieſes Mandat, deſſen Inhalt wir nur aus den 
angeführten Worten kennen, da wir bisher weder das Original noch eine Abſchrift gefunden ha— 
ben, den Verſammelten vorleſen, erinnerte ſie an das Königliche Dekret von 1582, welchem ſo 
wenig Folge geleiſtet ſei, ſtellte vor, wie ſchimpflich es ſei, ſich erſt durch ſolche Mandate und 
Dekrete zu Pflicht und Gehorſam mahnen zu laſſen, und eröffnete ihnen die doppelte Ausſicht: 
im Falle man dieſen Mandaten gutwillig ſich unterwerfe und ihnen nachkomme, ſollen denjeni⸗ 
gen, „die es nicht zu grob gemacht und ſich zu weit vertieft, die Gnadenthür nochmals 
unverſchloſſen ſein;“ im entgegengeſetzten Falle aber habe er Mittel und Wege in Händen, 
ſeine und des Königs Autorität, Reputation und Hoheit zu ſchützen und zu er— 
halten, deren er ſich denn auch rückſichtslos bedienen werde. Wer es mit der Herrſchaft bisher 
gut gemeink habe, dürfe ſich dieſe Vorwürfe, Zurechtweiſungen und Drohungen nicht annehmen. 
Die Verſammelten wieſen die allerdings harte Bemerkung über die oft gezeigte Untreue der 
Preußen gegen ihre Herrſchaft zurück; zwar überall gebe es gute und böſe Leute, doch könnten 
ſie mit gutem Gewiſſen rühmen, „daß ihre Vorfahren ihrer Treue und Tugend halber 
ſtattlich begnadigt und ihrer mannlichen Redlichkeit halber Ruhm und Ehre erlangt, wie 
denn ſolches nicht allein viel alte Geſchlechter von Land und Städten mit ihren Briefen und 
Siegeln rühmlich zu erweiſen, ſondern auch der alte in Gott ruhende hochſeelige Herzog in Preu— 
ßen mit ihrer f. D. Mund und eigener fürſtlicher Gegenwärtigkeit auf dem Reichstag zu 
Nürnberg im Auſtande des nächſten vergangenen polniſchen Krieges vor den Ständen des 
heiligen römiſchen Reichs öffentlich, auch jederzeit bis in ihrer f. D. höchſtes Alter gerühmt, 
und daß ſie ſelber hernachmals jederzeit als die Nachfolger ihrer Vorfahren ſich gegen ihre Obrig⸗ 
keit Ehren, Treuen und Gehorſam befliſſen, auch erhalten helfen, daß diefe Lande wider aller- 
hand Praktiken ganz erhalten und an den gegenwärtigen Herzog gebracht ſeien.“ Cie wieder- 
holten, was jo oft geſagt war, daß der bisher geführte Streit von Seiten dersLandſchaft keinen 
andern Zweck gehabt habe, als die Erhaltung ihrer Privilegien und baten den Herzog daher. 
er wolle ſie „jenes Verdachts entnehmen, ſein gnädigſtes landesfürſtliches Vaterherz zu ihnen 
wenden, und da jemand ſich unterſtehe, ſie dergeſtalt bei ihm anzugeben, ſie zu ſchützen und 
zu vertreten, ihr gnädigſter Fürſt und Herr wieder zu fein und zu bleiben; desglei⸗ 
chen auch diejenigen, ſo aus menſchlicher Schwachheit wider ihn gebrochen, jetzund in Furcht und 
Ungnade ſind, zur eröffneten Gnadenthür eingehen zu laſſen, und ſie zu Gnaden anzunehmen.“ 
Endlich erkannten ſie ſich ſchuldig, dem königlichen Mandate ſich zu unterwer— 
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fen und verſprachen, den ſchuldigen Gehorſam, wie fie es noch nie gethan hätten, auch künftig 
nicht aus den Augen zu ſetzen und die bewilligte Zahlung der Schulden, deren man ſich 
ebenſowenig simplieiter je geweigert habe, auszuführen; fie baten aber, da fie als Privatleute 
über keine Contribution und überhaupt nicht das Nähere beſtimmen könnten, der Herzog möge 
einen neuen Landtag zu dieſem Zwecke verſammeln, auf dem dann mit Gottes Hilfe wohl 
auch andere unerledigte Punkte verglichen und richtig gemacht werden könnten.“ — Hätte der 
Herzog ſich mit dieſen Zuſagen begnügt, jo würde das königliche Mandat, obwohl es allem Ans 
ſchein nach die gegenwärtigen Verhältniſſe unmittelbarer berührte und in drohenderem Tone ab— 
gefaßt war, als das frühere, dennoch vielleicht keinen bedeutenderen Erfolg gehabt haben, als 
dieſes. Allein der Herzog verlangte größere Sicherheit, da dergleichen Erbietungen öfter und 
mehr geſchehen und doch wenig darauf erfolgt ſei; „derwegen denn auch ihre f. D. fo Haupt 
ſchen gemacht, daß ſie auf ſolch' bloßes Erbieten ſich nicht einlaſſen, viel weniger ih— 
nen mit Haltung eines Landtages willfahren können, es wäre denn Sache, daß die Anweſenden 
ihrer f. D. bei ihren geleiſten Pflichten angeloben und zuſagen, und deſſen mit ihren Händen 
unterſchreiben wollten, daß fie nicht allein ſich ſämmtlich und ſonderlich dieſem königlichen De- 
ereto und Mandato gutwillig und gehorſamlich untergeben und davon wegen, da es zum 
Landtage kommen ſoll, ſich ferner mit ihrer f. D. nicht irren, ſondern alles zum Beſten beför⸗ 
dern, und nirgend von anders, denn erſtlich davon reden und traktiren, wie die 
Schulden zu bezahlen; und wenn ſie ſich davon wegen verglichen, und ihrer f. D. ein 
Genüge gethan, ſoll ihnen hinwieder frei und bevorſtehen, ihre rechtmäßige Landesbeſchwe— 
rungen ihrer f. D. beſcheidentlich vorzutragen, darauf ſich denn auch ihre f. D. aller 
fürſtlichen Billigkeit erzeigen und erklären wollen, jedoch daß hierunter keine Gefahr oder Weit⸗ 
läufigkeit geſucht werde, ſondern daß die Anweſenden davor ſeien, und alle Sachen vor ſich ſelbſt 
zum Beſten wenden, auch gleichfalls ihre Hinterlaſſenen und Mitbrüder dazu ermahnen und an⸗ 
treiben ſollen und wollen.“ Dieſes Verſprechen, faſt wörtlich ſo, wie es der Herzog hier 
geſtellt hatte, wurde von den Anweſenden wirklich unterzeichnet am 15. Juni 1585. 
Unter den Unterzeichnern waren fünf vom Herrenſtande, Johann Jacob Erbtruchſes zu Wald- 
burg, Achatius Burggraf und Herr von Dohna, Jonas Herr von Eulenburg, Friedrich Freiherr 
zu Kitlitz, Botho Herr von Eulenburg, ferner ſechs und achzig Edelleute aus den angeſehenſten 
und blühendſten Adelshäuſern der Zeit, endlich ſechs Mitglieder des Bürgerſtandes, unter wel- 
chen Chriſtoph Raabe der Bürgermeiſter der Altſtadt Königsberg die erſte Stelle einnahm. 
Der Herzog beeilte ſich nicht, den von den Verſammelten erbetenen und von ihm gegen 
dieſe urkundliche Verpflichtung verſprochenen Landtag zu berufen, ſondern ſuchte, wie wir ſahen, 
den Eindruck, den das königliche Mandat gemacht hatte, zu einer weiteren Verhandlung mit den 
Königsbergern zu benutzen. Erſt als er dieſelbe, ohne ſein Ziel erreicht zu haben, einſtweilen 
abgebrochen hatte, berief er die Stände wieder zu einem Landtage nach Königsberg auf 
den 31. März 1586. Er berief ſich in der Propoſition ganz auf die eben dargeſtellten Ver— 
handlungen und bedingte, daß über nichts anderes berathen werde, als darüber, wie K. M. 
Befehl und ihrer mehrmals beſchehenen Bewilligung nach die herzoglichen Schulden, mit Ein⸗ 
ſchluß der Flickſchulden, ſammt den aufgelaufenen Intereſſen adgezahlt würden. Was fein Ge⸗ 
genverſprechen betraf, ſo meinte er, über die Landesbeſchwerden und andere ſtrittige Punkte ſich 
4* 
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fo gnädig und väterlich erklärt zu haben, daß man in ihn nicht weiter dringen könne, er werde 
auch nachmals den Mangel an ſich nicht ſein laſſen, für jetzt jedoch ſei er dazu nicht gemüßigt, 
übrigens hoffe er, daß man allen Mißverſtand und alle Weitläufigkeit vermeiden und ihn ſo zu 
Gnaden und gutem Vertrauen verurſachen werde; alsdann ſolle auch jedermänniglich ohne Er⸗ 
innern im Werk ſpüren und empfinden, daß ihrer f. D. väterliches gnädiges Gemüth von Dero 
lieben getreuen und gehorſamen Unterthanen niemals gewendet, ſondern dieſelben bei allen ihren 
wohlhergebrachten Rechten und Gerechtigkeiten zu ſchützen und zu erhalten, bei ihnen auch Leib 
und Gut zu laſſen und aufzuſetzen gemeinet. 

Der Herzog hatte in der von den vornehmſten Ständen des Landes im Juni 1585 un⸗ 
terzeichneten Urkunde einen fo feſten Rückhalt, daß kein einziger Stand gegen fein Ver— 
langen, die Schuldenangelegenheit zuerſt zu erledigen, den geringſten Wider 
ſpruch erhob, und daß man einſtimmig außer dem Reſte der ſchon bewilligten 400,000 Mark 
auch die Flickſchulden und die Intereſſen zu zahlen verſprach. Der erſte Stand hatte ſich bei 
der Rentkammer vorläufig erkundigt, daß die zu zahlende Summe im Ganzen ſich auf 500,000 
Mark belaufe und hielt dieſen Bericht für hinreichend, um fo gleich einen modus contrubiendi 
zur Aufbringung dieſer Summe vorzuſchlagen; hierin folgten ihnen jedoch die beiden andern 
Stände, die auch auf die Beſchwerden noch etwas mehr Nachdruck legten, als jener, nicht, fon- 
dern ſie verlangten, daß zuvor die ausführlichen Rechnungen vorgelegt würden. 

Dies geſchah, und die Stände erhielten nun über die Summen, welche ſie zu bezahlen 
hätten, folgenden Aufſchluß. Der Herzog verlangte von ihnen den Reſt der Hauptſchulden 
im Betrage von 140,242 Mark, an Flickſchulden 157,166 Mark, an rückſtändigen Pfen⸗ 
nigzinſen 82,468 Mark, zuſammen 379,877 Mark. Er verlangte aber außerdem für man⸗ 
cherlei Auslagen ſeiner Kammer noch 123,464 Mark. Die Kammer hatte nämlich ſeit dem 
Antritt ſeiner Regierung an Contribution und Trankſteuer theils aus dem Landeskaſten, theils 
aus den Aemtern erhalten 111,460 Mark, und davon an hinterſtelligen Schulden 45,211 Mark, 
an Intereſſen 63,803, zuſammen 109,014 Mark bezahlt. Es waren ihr demnach von den Lan⸗ 
desſteuern noch 2,446 Mark geblieben, allein der Herzog verlangte von den Ständen, daß ſie 
auch folgende Poſten auf fich nehmen ſollten, die von der Kammer zum Beſten des Landes vor⸗ 
geſchoſſen ſeien: 65,464 Mark zur Unterſtützung des Königs und zur Beſetzung von Pillau in 
der Danziger Fehde; 33,444 Mark auf die 540 Landsknechte oder Schützen, die dem Könige 
zum Beſten im Jahre 1579 nach Plock geſchickt ſind; 8,958 Mark an Kriegsmunition, dem 
Könige im Jahre 1580 nach Pleskow zugeſchickt; 12,000 Mark Unkoſten auf den zu Saalfeld 
gehaltenen Landtag; “) 292 Mark auf Beſichtigung des Danziger Haupts; 3,500 Mark auf 
die Friedenshandlung zwiſchen dem Könige von Dänemark und Polen wegen des Stiftes Kur— 
land; endlich 2,250 Mark an Wartegeld auf 500 deutſche Reiter, welche der Herzog im vori- 
gen Jahr ihrer K. M. und gemeiner Wohlfahrt dieſer Lande zum Beſten, zu Abwendung 
bevorſtehender Empörung werben laſſen. Dieſe Poſten betrugen nach Abrechnung jener 
2,446 Mark zuſammen 123,464 Mark. Die Geſammtforderung des Herzogs belief ſich dem— 
nach auf 503,341 Mark. 


*) Die Unkoſten des zu Königsberg 1582 gehaltenen Landtages ſtehen mit 14,120 Mark unter den Flickſchulden. 
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Dieſer Forderung des Herzogs wurde im Weſentlichen genügt, obwohl ſich gegen dieſelbe 
im einzelnen, namentlich gegen die wegen der Vorſchüſſe der Kammern große Bedenken 
erheben ließen. Vor allen wurden dieſe Bedenken von den Städten urgirt, die ſich aber zuletzt 
doch auch fügten. Von den 123,461 Mark, welche der Herzog für die Kammer forderte, war 
noch nichts bewilligt, als die Koſten der Rüſtungen von 1579, und auch dieſe waren bis auf 
10,590 Mark bezahlt; die Stände hätten alſo dieſe ganze Forderung bis auf 10,590 Mark ge⸗ 
radezu abſchlagen können, und würden es unter andern Umſtänden vielleicht gethan haben; jetzt 
da Furcht und Hoffnung auf den Weg der gütlichen Einigung geleitet hatten, geſchah das nicht. 
Die Stände hüteten ſich zwar, die Forderungen des Herzogs als ſolche anzuerkennen, „damit 
nicht nachmals dergleichen einer ehrb. Landſchaft und derſelben Nachkommen zu einem befhwer- 
lichen Eingang gemacht oder angezogen werde,“ und baten, namentlich mit den Unkoſten der bei⸗ 
den Landtage von 1582 und 1585 verſchont zu werden, aber auf den Vorſchlag des erſten 
Standes machten ſie doch dem Herzoge aus gutem freien Willen und mit Proteſtation, daß dieſe 
unterthänige Gutwilligkeit nie in Sequel gezogen, oder ihnen zum Schaden gedeutet 
werde, eine Bewilligung von 120,000 Mark. Auch gegen die Rechnung des Herzogs 
über die Hauptſchulden, Flickſchulden und Intereſſen wäre manches einzuwenden geweſen, aber 
man begnügte ſich in derſelben 10,000 Mark „unbekannter Schulden“ und einige andere ſchon 
bezahlte Poſten zu ſtreichen, ſo daß unter dieſen drei Titeln vorläufig, (denn alles ſollte nur 
nach gehörigen Liquidationen abgetragen werden,) ſtatt der 379,877 Mark, welche der Herzog 
verlangte, 369,036 Mark zu zahlen blieben. Bei ſo bedeutenden Summen und bei der 
Verſchiedenheit ihrer Verzinſung kam etwas darauf an, in welcher Reihenfolge die Abtra⸗ 
gung derſelben geſchehen ſollte, und dies ſcheint einer der Hauptgründe geweſen zu fein, weshalb 
die Stände den Herzog gleich anfangs erſuchten, ihnen die Schulden ganz zu übergeben, der 
Herzog aber dieſes Geſuch abwies. Er erwiederte ihnen, dies ſei früher nie geſchehen, und ſei 
auch deswegen nicht thunlich, weil er wegen ſeiner Kammer an dieſen Schulden mit intereſſirt, 
und alſo der vornehmſten Kreditoren einer ſei. Ja, er verlangte ausdrücklich, daß alles dasje⸗ 
nige, was ſeiner Kammer gebühre, zuerſt entrichtet und bezahlt werde. Hiegegen wandte der 
erſte Stand nur ein, daß die ganz unvermögenden, namentlich die Kirchen, das Hospital, die 
Wittwen und Waiſen vor der Kammer befriedigt, der zweite Stand aber wollte, daß auch die 
Wucherſchulden zuvor gezahlt werden ſollten. Man kam zuletzt jedoch nach dem Vorſchlage der 
Städte überein, die Berichtigung der Kammerſchulden zur Hälfte im nächſten, zur Hälfte im 
zweiten Jahre zu verſprechen. Dagegen blieben die Anträge der letztern, daß bei Gnadengeldern 
die Verzinſung an der Hauptſumme abgezogen, und daß von den Wucherſchulden kein Zins 
mehr gegeben werde, von den andern Ständen ununterſtützt. Eine der wichtigſten Fragen war 
endlich die über die Weiſe der Aufbringung des Geldes. Der Herrenſtand hätte ſich 
diesmal mit den Städten leicht geeinigt, da er in allem Billigen, ihren Wünſchen ohne Weiteres 
entſprach; nicht ſo hingebend zeigte ſich der zweite Stand. Jener machte folgenden Vorſchlag: 
daß eine Schatzung, von allen Hufen durchaus 10 Gr., und von liegenden Gründen in den 
Städten nach Würden von 100 Mark auch 10 Gr. auf Pfingſten, und eine gleiche auf Weih⸗ 
nachten, daneben aber noch die einfache Trankſteuer, (5 Schillinge vom Scheffel,) ſo lange von 
allen Ständen, auch Ritterſchaft und Adel nicht ausgenommen, gegeben werde, bis die nöthigen 
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Summen zuſammengebracht ſeien. Dieſer Vorſchlag mißfiel aber dem zweiten Stande, da er 
die adlige Freiheit zu wenig zu berückſichtigen ſchien. Ritterſchaft und Adel wollten die Grund— 
ſteuer in eine Vermögensſteuer verwandeln, und hätten gern die 10 Groſchen auch von ihrem 
ausgeliehenen Gelde gezahlt, wenn nur die Städte ebenfalls außer ihren liegenden Gründen auch 
ihr Vermögen beſchatzt hätten, und überdies weigerten ſie ſich, den Bierpfennig von ihren Tiſchen 
zu zahlen; wenn unter dem Schein dieſer adligen Freiheit bisher von einigen, welche Krüge zu 
verlegen hätten, Unterſchleif getrieben ſei, ſo könne dieſer durch gute Ordnung und Aufſicht und 
durch Feſtſtellung einer Buße im Anſchlagzettel verhindert werden. Die Städte endlich waren 
mit dem Vorſchlage des erſten Standes im Ganzen zufrieden, nur wollten ſie den Bierpfennig, 
ſelbſt wenn der Adel mitzahlte, nicht bis zu Abtragung ſämmtlicher Schulden gehen laſſen, ſon⸗ 
dern fie beſchränkten feine Erhebung auf zwei Jahre von Pfingſten an; wenn dann das nöthige 
Geld noch nicht aufgebracht wäre, fo ſollte im dritten Jahre wieder die Schatzung zweimal er 
hoben werden. Man einigte ſich zuletzt über folgende Erbietung gegen den Herzog: „daß eine 
Contribution oder Schatzung in einem Jahr zweimal, als vierzehn Tage nach nächſt Fünf- 
tigen Pfingſten zum erſten, und dann Weihnachten zum andern Mal, in dieſem ganzen Herzog— 
thum gehe, alſo daß von jeder Hufe, fie ſei beſetzt oder wüſt, daraus die Vorwerke und Aus 
ſitze denn keinesweges, (ausgenommen E. f. D. Vorwerke und die Hufen, welche von den Pfarr: 
herren bewohnt und ſelbſt betrieben werden,) zu ſchließen, durchaus jedesmal 10 Gr., und in 
den Städten von liegenden Gründen von 100 Mark 10 Gr., und die nicht Gründe haben, von 
ihrem Vermögen von 100 Mark auch 10 Gr. altem Brauch nach ablegen, und daß dabei die 
einfache Trank ſteuer, (5 Schillinge vom Scheffel,) bei Herrſchaft, Ritterſchaſt, Adel, Bür- 
gern, Bauern, niemand, auch die freien Tiſche nicht ausgeſchloſſen, gehn, und daß ſolche Trank— 
ſteuer 14 Tage nach Pfingſten anfange, und zwei Jahre nach einander fortdauere.“ Man bat 
den Herzog ferner, daß er die Reſte der vorigen Contribution und Trankſteuer, welche in eini— 
gen Aemtern gar nicht, in andern nur zum Theil gezahlt waren, berechnen und nach Ausgang 
der beiden Jahre eintreiben laſſe, und da ſich über das nach Ausgang der zwei Jahre und der 
beiden gelegten Contributionen befinden würde, daß es zur Abzahlung nicht zulangen wollte, 
alsdann könnte noch auf ein Jahr und einen Termin die Schatzung von Gründen und Vermö— 
gen neben dem Bierpfennig gehen.“ Obwohl in dieſer Erbietung die Freiheit des Adels 
von dem Bierpfennig für ſeine Tiſche ausgeſchloſſen war, hatte der zweite Stand in 
dieſer Rückſicht doch noch nicht nachgegeben. Die Städte wollten von dieſer Freiheit nichts 
wiſſen, theils weil der Herrenſtand von derſelben nicht geſprochen habe, theils weil die Schulden 
meiſtens dem Adel abgezahlt würden, theils nach der auf dem Heiligenbeiler Landtage 1568 er⸗ 
folgten Einigung, theils endlich nach dem in Weſtpreußen herrſchenden Gebrauch. Dagegen 
meinte der Adel, nicht bloß von dem Bierpfennig, ſondern auch von der Contribution durch ſeine 
Privilegien befreit zu ſein, und ſchon ein großes Opfer gebracht zu haben, wenn er ſeine Vor⸗ 
werke beſteuern laſſe. So erklärte er ſich nachträglich auch in der gemeinſamen Eingabe an den 
Herzog, und der erſte Stand fügte hinzu, wofern dem Herzoge dieſe Meinung gefällig, ſo woll— 
ten ſie ſich die Freiheit ihrer Tiſche ebenfalls vorbehalten haben. Beachtenswerth iſt das Geſuch 
der Stände, „daß die Einwohner der fürſtlichen Freiheiten und Hofdiener in 
Städten ebenſowohl als andere nach Vermögen geſchätzt, und niemanden daſſelbe, außer die⸗ 
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diejenigen, fo es ausdrücklich befreit, erlaſſen werde.“ Man bat ferner um Beſtätigung der 
Ober- und Kreiskaſtenherren und der ihnen zu übergebenden Inſtruction. Hatte der Herzog 
ſich vernehmen laſſen, daß einiges Geld aus dem Kaſten gekommen und verliehen ſei, ſo er— 
folgte von Seiten der Stände ſtatt der erwarteten Rechtfertigung vielmehr Bitte um Aufklärung: 
wir erwähnen dieſer Aeußerungen nur, um daran die Vermuthung zu knüpfen, daß vielleicht ſchon 
damals, wie ſpäter, der Landeskaſten zum Zweck der Appellation angegriffen war. Endlich hatte 
der Herzog den Flickſchulden die noch nicht liquidirten Schuldforderungen von Kempen und 
Ferber und der meklenburgiſchen Herzogin beigefügt; mit der erſten wollten die Stände 
ganz verſchont ſein, da ſie ihnen ganz unbekannt ſei: über die zweite erklärten ſie ſich wie in 
Saalfeld, ſie wüßten ſich derſelben nicht anzunehmen, da die nöthigen Akten über dieſelbe in der 
Kanzlei bewahrt würden. Nachdem ſie nun aber auf alle Anforderungen des Herzogs fo füg— 
ſam geantwortet hatten, glaubten ſie auch auf die Landes- und Partikularbeſchwerden 
übergehen zu dürfen, und baten den Herzog, denſelben noch während des Landtages abzuhelfen- 
So weit waren die Landtagsverhandlungen am 21. April gediehen, an welchem Tage man in 
einem gemeinſamen Bedenken alle dieſe Erklärungen abgab. 


Dem Herzoge hatten dieſelben gar zu lange gedauert, und namentlich war er mit 
den Städten unzufrieden, die anfangs vielleicht die Miene annahmen, als würden ſie ſich auf 
eine Trankſteuer gar nicht einlaſſen. Als Adel und Städte vor der Berathung über die Mo— 
dalitäten der Anlage die Rechnungen verlangten, gab der Herzog dieſem Verlangen zwar nach, 
doch mit dem Auftrage an die Landräthe, wenn die beiden Stände dadurch etwa nur gefährliche 
Verzögerung ſuchten, ihm davon Anzeige zu machen. Als man mit der Unterſuchung der vom 
Herzoge vorgelegten Rechnungen beſchäftigt war, bei der die Städte am Sorgfältigſten zu Werke 
gingen, ließ der Herzog bei ihnen wiederholentlich wegen Beſchleunigung ihrer Entſchließung an— 
halten; ihre Vertreter antworteten, fie feierten nicht, ſondern arbeiteten Tag für Tag von früh 
bis ſpät. Hinterher hielten beſonders die Streitigkeiten über die Freiheit des Adels von der 
Trankſteuer für ſeine Tiſche auf, und der Herzog ließ noch kurz vor der Eingabe des gemein⸗ 
ſamen Bedenkens die Mahnung ergehen, daß man ſich ſchnell einer einhelligen Meinung über 
den Hauptpunkt vergleiche, oder die zwiſtigen Meinungen ihm zur Erſcheidung vorlege; und wenn 
ſich die Städte widerſetzlich zeigten, ſo ſollten Herrſchaft und Adel ihm ihre Reſolution überge⸗ 
ben, er werde dann die nöthigen Maaßregeln ergreifen. Doch rechtfertigte der Erbtruchſes 
von Waldburg als Redner der Stände alle, auch die Städte, gegen den hierin enthaltenen 
Vorwurf. Ueberdies beſchuldigte der Herzog die Königsberger, daß fie die Hinterſtädte in ihren 
Rathſchlägen und Worten auf eine andere Meinung zu beleiten ſuchten, aber gegen dieſe Be: 
ſchuldigung wurden ſie von den Hinterſtädten ſelbſt vertheidigt. Der Herzog beobachtete gerade 
die Königsberger vielleicht nicht ohne Grund, da in der Hauptſtadt ſeit den Viſitationsverſuchen 
die größte Aufregung und Unzufriedenheit herrſchte, doch zeigen die Akten nicht, daß deren Ab⸗ 
geordnete den Gang der Unterhandlungen durch hartnäckige Eigenrichtigkeit aufgehalten hätten. 


In ſeiner Erwiederung auf die Eingabe der Stände (23. April) rügte der Herzog 
nicht nur ihre Säumigkeit, ſondern mehr noch, daß fie verſchiedene Poſten der vorgelegten Rech- 
nungen angefochten, und dieſelben „des Einganges wegen“ nicht zahlen zu wollen erklärt hatten, 
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da doch die wenigſten derſelben von ihm verurſacht, oder in ſeinen Nutzen gelangt, ſondern von 
voriger Herrſchaft hergefloſſen und Landen und Leuten zum Beſten aufgewendet ſeien. Doch 
erklärte er, mit den 120,000 Mark zufrieden zu ſein und verſprach, daß dieſe Bewilligung den 
Ständen nicht zu Abbruch oder Sequel gereichen ſolle, erwartete aber, daß ſie ſich in Nöthen 
derſelben unterthänigen Treue beweifen würden. Zu den weiteren Erbietungen der Stände machte 
er verſchiedene nicht unwichtige Zufäge, änderte auch wohl einige derſelben willkührlich; als per- 
sona privilegiata wollte er nicht in zwei Poſten, ſondern zuerſt auf einmal bezahlt werden. 
Ueberdies deelarirte er die Bewilligung, (und dies war eigentlich eine neue Forderung) 
dahin, daß alle und jede Kammerſchulden in allen Poſten, die jetzt vorlägen, oder künftig 
hervorgebracht werden möchten, ſofern ſie vor ſeinem Regierungsantritt gemacht, und genügend 
zu belegen wären, mit ſolcher gutwilligen Contribution gemeint ſeien, damit er alſo ferneres 
Anlaufens und fernerer Beſchwerde überhoben würde. Was zur Liquidirung der einzelnen Poſten 
unter den drei andern Titeln noch etwa nöthig wäre, wolle er ans der Kammer zum Berichte 
vorlegen laſſen. Wie die Bewilligung deklarirte er auch den modus contribuendi 
durchaus willkührlich: er laſſe ſich den von den Ständen vorgeſchlagenen modus gefallen, ver⸗ 
ſtehe aber, daß die Schatzung in zweien Terminen nicht bloß für das erſte Jahr, (1586) ſon⸗ 
dern auch für das zweite erhoben werden ſolle. Die Rückſtände der früheren Anlagen dürften 
eigentlich nicht geſtundet werden, da man den Widerſetzlichen keinen Vortheil vor den Gehorſa⸗ 
men einräumen könne, doch wolle er mit denſelben bis zu Ausgang des erſten Jahres Nachſicht 
üben. Die Freiheit des Adels für ſeine Tiſche geſtand er unter der Bedingung zu, daß 
diejenigen, welche ſich unter dieſem Scheine Unterſchleif zu Schulden kommen ließen und deſſen 
überführt würden, das unterſchlagene dem Kaſten doppelt erlegen ſollten. Der Vorſchlag der 
Städte über die Kürzung des Gnadengeldes bei Zinszahlung und über die Einſtellung der Zins⸗ 
zahlung bei den Wucherſchulden konnte der Herzog, ohne ungerecht zu ſein, nicht annehmen. 
Dagegen gab er die eventuelle Bewilligung für das dritte Jahre natürlich nicht auf. Die Bitte 
der Stände, daß auch die Einwohner der fürſtlichen Freiheiten und die Hofdiener in 
den Städten geſchatzt würden, „außer denen, ſo es ausdrücklich befreiet,“ war nicht beſtimmt 
genug gefaßt, ſo daß der Herzog ſie für billig erklären konnte, und doch, ohne ſeine Anſicht zu 
ändern, den Wunſch der Stände nicht erfüllen durfte. Er verſprach ferner, die Beſtätigung der 
Kaſtenherren, wenn ſie ihm genannt, und der Inſtruction, ſobald ſie ihm vorgelegt ſein werde. 
Die Anforderungen von Kempen und Ferber ſtammten aus der Zeit, „da die Herrſchaft des 
ganzen Landes in beſchwerlichem Zuſtand geweſen,“ auch war ſie der Landſchaft nicht ganz un⸗ 
bekannt, welche auf dem Heiligenbeiler Landtage über dieſelbe verhandelt hatte; der Herzog ver⸗ 
langte alſo, die Landſchaft ſolle unterſuchen, ob die Sollicitanten zu irgend welcher Forderung 
befugt wären, und ſie darüber beſcheiden. Ebenſo beſtand er darauf, daß die Landſchaft in der 
meklenburgiſchen Sache ihren Rath ertheile, die in Saalfeld eben nach Königsberg remit⸗ 
tirt ſei, und derenwegen nicht bloß von der Herzogin Anna Sophia, ſondern auch von dem Kö⸗ 
nige in Dänemark und vielen andern Chur- und Fürſten ſollicitirt werde; die nöthigen Docu⸗ 
mente und Conſilia wolle er der Landſchaft aus der Canzlei dazu verabfolgen laſſen. Die Lan⸗ 
desbeſchwerden, erklärte er ferner, ſei er nun bereit, anzunehmen, die Privatbeſchwerden aber 
ſollten, wohin ſie gehörten, bei dem Hofgericht angebracht werden. Und da es weitere Dispu⸗ 
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tationen nun nicht bedürfe, fo folle dieſe Erklärung, jo viel den Punkt der Contribution anlange, 
den Ständen anſtatt eines Abſchiedes gegeben ſein. 

In der That wurden gegen die Declarationen des Herzogs, auch wo ſie ganz willkührlich 
waren, keine erheblichen Einwendungen gemacht. Es hatten fichibereits nachträglich ei— 
nige in der früheren Rechnung nicht aufgeführte Schuldpoſten gefunden, und der Herzog hatte 
ſie den Ständen vorlegen laſſen. Die Herren und Landräthe glaubten hiegegen zwar Vorſtel— 
lungen machen zu müſſen, allein da Adel und Städte ſich bereit erklärten, „das Wenigſte über 
ſich auch ergehen zu laſſen, da ſie das Meiſte und größte allbereit über ſich genommen hatten,“ 
ſo traten ihnen natürlich auch jene bei, und man übernahm auch dieſe Poſten, ſo weit ſie ge— 
nugſam liquidirt werden könnten, doch mit der Bitte, daß der Herzog die Landſchaft mit dem» 
jenigen, was außerdem etwa noch hervorkäme, verſchonen möchte. Auch die Forderung, daß die 
Kammer zuerſt befriedigt würde, fand nicht den geringſten Widerſpruch; man entſchuldigte viel 
mehr den früheren Vorſchlag dadurch, daß auch er nur zu des Herzogs Wohlgefallen geſtellt, 
und daß es nie die Meinung der Laudſchaft geweſen ſei, irgend jemand vor dem Herzoge gegen 
deſſen Willen den Vorzug zu geſtatten. Die Aenderung des Herzogs in Betreff des modus 
dontribuendi wurde gar nicht berührt; fie war der Art, daß fie dem Intereſſe der Städte 
nicht widerſprach, die beiden andern Stände mögen aber um ſo mehr Anſtand genommen haben, 
gegen dieſelbe Einſpruch zu erheben, da der Herzog die Schuld der früheren Weiterungen von 
ihnen auf die Städte gewälzt, und da er ihnen die Freiheit ihrer Tiſche ausgemacht hatte. Man 
bat ihn nur auf den Antrag der Landräthe, daß er das Ausſchreiben über die Contribution zuvor 
den verſammelten Ständen mittheilen wolle. Bei der Abtragung der Reſte an den frühe— 
ren Contributionen war beſonders der zweite Stand intereſſirt, und er bat für die Reſtanten 
um die Erleichterung, daß ſie den Bierpfennig im Laufe des zweiten Jahres doppelt zahlen, ihre 
Schuld alſo allmählig abtragen dürften. Die beiden andern Stände aber begriffen die Erklä— 
rung des Herzogs ſo, daß die Reſte nach Ausgang des erſten Jahres auf einmal berichtigt, zu 
dieſem Zwecke alſo von den Hauptleuten ein ungefährer Ueberſchlag gemacht werden ſollte. Zur 
Verhinderung des Unterſchleifs beim Krugverlag wurde (wahrſcheinlich auf Antrag der 
Städte) vorgeſchlagen, daß die Herren und Edelleute für das Bier, gleichviel, ob es auf ihren 
Tiſch, oder zum Krugverlag komme, wie alle andern, die gewöhnlichen Zeichen nehmen, nach 
jedem Quartal aber jagen ſollten, wie viel auf ihren Tiſch gegangen ſei, wo dann der Haupt⸗ 
mann, wenn er Zweifel in die Angabe ſetze, bei den Krügen und Müllern nachforſchen könne. 
Ueber das angeblich aus dem Kaſten geliehene Geld bat man nochmals um Bericht. Die For— 
derung von Kempen und Ferber verſprach man, endlich zu berichtigen, wenn man über die— 
ſelbe in's Klare kommen könne. Ebenſo entſchloſſen ſich die Stände, die meklenburgiſche 
Sache, obwohl Anna Sophia mehrere hunderttauſend Mark über ihre Gebühr erhalten habe, 
mit der vom Herzog verſprochenen Hilfe zu unterſuchen. Wegen der Privatbeſchwerden 
wurde auf Antrag der Städte bemerkt, daß dieſelben, wenn der Streit zwiſchen Privatperſonen 
geführt werde, allerdings vor das Hofgericht gehörten, wenn ſich aber jemand über die Regie— 
rung, oder den Fürſten ſelbſt beſchwere, ſei er nach den Pakten berechtigt, die pares curiae zu 
fordern; man wahrte alſo dieſes Recht, und bat den Herzog, „weil es ſchwerlich und bedenklich, 
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ja auch den Unterthauen nicht thunlich und gerathen, mit ihrem Oberherrn zu rechten,“ auch 
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ſolche Pridatbeſchwerden lieber durch gütliche Vergleichung, als „durch das ſtracke Recht“ beizu— 
legen. Endlich, da der Herzog ſeinen nahe bevorſtehenden Abgang nach Deutſchland an 
gekündigt hatte, bat man ihn, die Verordnung zu thun, (derwegen denn in der Canzlei, wie es 
vorhin gehalten worden, genugſame Nachricht zu finden ſein werde,) wie es in allen vorfallen— 
den Nöthen gehalten werden ſolle, damit der Herzog ſelbſt und das Land vor aller Gefahr und 
Schaden bewahrt und geſichert ſein möge.“ (27. April.) Der Herzog war mit dieſen Erklä— 
rungen im Ganzen einverſtanden, nur blieb er dabei, daß die Stände richtige und Tiquidirte 
Kammerſchulden, (aus der Zeit vor ſeinem Regierungsantritt,) die ſich etwa noch fänden, eben— 
falls bezahlen ſollten; auch nahm er die neuen Vorſchläge der Stände, namentlich wegen des 
Ueberſchlages der Rückſtände und die Maßregeln gegen Unterſchleif beim Krugverlag ſan. Ueber 
das aus dem Kaſten geliehene Geld erklärte er ſich, „aus beſondern Urſachen“ nicht näher. 
Endlich ermahnte er die Stände, ohne näher auf die Vorſtellungen wegen der Privatbeſchwerden 
einzugehn, den übrigen Sachen, (welche für ſie die Hauptſachen waren,) für diesmal dermaßen 
gebührende Endſchaft zu geben, damit er an feinen andern nothwendigen Verrichtungen und 
ſeiner bevorſtehenden Reiſe nicht gehindert und aufgehalten werden möge. „Hiemit wollen ihre 
f. D. Gott dem Allmächtigen für verliehene gnädige Einigung und Vergleichung gedanket und 
dabei gewünſcht haben, daß ſolche zu allerſeits beſtändiger Wohlfahrt gereichen und lange er— 
halten werden möge.“ (2. Mai.) 

Inzwiſchen hatten die Stände ſich auch über die Wahl der Kaſtenherren und über 
ihre Inſtruction geeinigt, und der Herzog beſtätigte ſie ebenfalls am 2. Mai Schon zwei 
Tage ſpäter erließ er das Ausſchreiben in die Aemter, dem ein ausführlicher Anſchlagszettel 
beigefügt war. Dieſe Aktenſtücke, Inſtructionen ſowohl als Anſchlagszettel enthielten im Gan 
zen fo zweckmäßige Vorſchriften, daß fie ſeitdem eine lange Zeit die Grundlage aller ähnlichen 
Verordnungen blieben. Wir köunen daher nicht umhin, einen Augenblick bei denſelben zu ver- 
weilen. Das ganze Land ſollte, wie herkommlich, zum Behuf der Steuererhebung in drei 
Kreiſe getheilt, und in jedem Kreiſe ein Hauptkaſten gehalten werden, der ſamländiſche in Kö— 
nigsberg, der natangiſche in Bartenſtein, der oberländiſche in Oſterode. Für die Einnahme und 
Ausgabe jedes Kaſtens waren je drei Edelleute und die Bürgermeiſter der drei bezeichneten 
Hauptorte, alſo in Samland ſechs, in den beiden andern Kreiſen vier Perſonen deputirt. Die 
Kaſtenherren jedes Kreiſes ſollten alle Quartal zuſammenkommen, und das in der Zeit gefallene 
Geld gegen Quittungen empfangen und in den Kaſten legen. Außerdem waren zu Oberkaſten— 
herren, die jährlich den Sonntag nach Trium Regum zu Königsberg von allen Kaſtenherren über 
alle Einnahme und Ausgabe Rechnung annehmen, auch alle Mängel unterſuchen ſollten, vier 
Perſonen gewählt, einer aus dem Herrenſtande, Hans Jacob Erbtruchſes von Wald— 
burg, drei aus dem zweiten Stande, Hans von Tettau, Siegmund von Kirſtendorf, 
Wolf von Wernsdorf, endlich je ein Schöffenmeiſter und noch zwei andere Perſonen aus 
den drei Städten Königsberg. Die Kaſtenherren der einzelnen Kreiſe ſollten einander jedes 
Quartal von ihrer Einnahme und Ausgabe einen Extract zuſchicken, den Sonntag nach Trium 
Regum aber alle mit ihren Jahresrechnungen in Königsberg zuſammenkommen. Ueber die Reis 
henfolge in der Abtragung der Schulden, in welcher jedoch die Kammerſchulden vor allen, die 
Forderungen von Kirchen, Schulen, Hospitälern, Wittwen und Waiſen vor den übrigen den 
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Vorzug haben jollten, wurden die Oberkaſtenherren ermächtigt, im allgemeinen zu entſcheiden; 
im Einzeinen blieb manches den Kreiskaſtenherren anheimgeſtellt. Ueberall, wo es nöthig ſein 
würde, verſprach der Herzog ihnen ſchleunig hilfreiche Hand zu bieten. Der Herzog hatte ſich 
ausbedungen, und die Stände ihm zugeſtanden, was früher nie vorgekommen zu ſein ſcheint, 
daß einer ſeiner Näthe bei den Jahresverſammlungen in Königsberg zugegen fein dürfte; von 
ſeinem Verlangen, daß dieſer an ſeiner Stelle der Verſammlung präſidire, ſcheint er abgeſtanden 
zu haben. Die Ober-, wie die Kreiskaſtenherren ſollten jedesmal, wenn fie beim Kaſten zu 
thun hätten, mit einer gewiſſen Anzahl von Pferden, nämlich die vom Herrenſtande mit ſechs 
Pferden, die von Adel mit fünf Pferden einkommen, und auf jedes Pferd für Tag und Nacht 
von Haus aus, und ſo lange ſie beim Kaſten beſchäftigt wären, eine Mark, die Bürgermeiſter 
und Schöffenmeiſter aber, weil ſie keiner Pferde bedurften, ſondern jederzeit beim Kaſten zur 
Stelle wären, auf Tag und Nacht je drittehalb Mark erhalten, den andern zugeordneten Perſonen aus 
Rath und Gericht nichts aus dem Kaſten gegeben oder verrechnet werden. Dieſe Anordnung 
war auf den Vorſchlag der Landräthe getroffen, die ſich dem Wunſche der andern Stände, daß, 
wie früher, die Kaſtenherren außer einer täg'ichen Zehrung von Mark noch 1 Procent Zählgeld er— 
hielten, energiſch entgegengeftellt und vom Herzoge Recht erhalten hatten. Die Kaſtenherren wur— 
den bevollmächtigt, mit den Creditoren nicht allein wegen der Intereſſen, ſondern auch wegen 
der Hauptſummen zu verhandeln, und ſollten unbillige Forderungen der Regierung anzeigen, ob 
ſich die Gläubiger von derſelben vielleicht ohne rechtlichen Proceß weiſen ließen. Sie hatten 
ferner den Auftrag, nachzuforſchen, ob in den letzt verfloſſenen Zeiten Geld aus dem Kaſten 
geliehen ſei, und in dieſem Falle es beizutreiben. Ein geſchickter Schreiber ſollte eine General. 
rechnung anlegen, damit die Kaſtenherren den Ständen erforderlichen Falles über ihre Functio— 
nen gehörige Rechenſchaft ablegen könnten. Die Einſammlung des Schoſſes und der Trank, 
ſteuer, ſowohl auf dem Lande als in den Städten, ſollte durch Untereinnehmer beſorgt, dieſe 
von den Hauptleuten ernannt, und mit 5 Groſchen von jedem hundert Mark, d. h. mit ein 
Viertel Procent ihrer Einnahme ſalarirt werden. Sie hatten ihre Einnahme in jedem Quar— 
tale dem Hauptmann, dieſer dieſelbe unmittelbar darauf den Kaſtenherren des Kreiſes, zu dem 
ſein Amt gehörte, einzuhändigen. Die Quittungen, welche er dagegen von den Kreiskaſtenherren 
erhielt, hatte er auf den Sonntag nach Trium Regum den Oberkaſtenherren in Königsberg ein— 
zuſenden. Man hatte früher alles in den Kreiskaſten eingekommene Geld in den Hauptkaſten 
nach Königsberg geſchickt, dies ſollte nun nicht mehr geſchehen, ſondern die Schulden, deren Be— 
richtigung auf der Jahresverſammlung beſchloſſen war, unmittelbar aus dem Kreiskaſten bezahlt 
werden. Die eingelöſten fürſtlichen Briefe und Siegel ſollten auf der Hauptverſammlung dem 
Herzoge oder der von ihm verordneten Regierung gegen Quittung übergeben werden. Die Ein— 
nehmer ſollten nur gute bewährte Münze und zwar nach einem ihnen übergebenen Anſchlage 
jedes Münzſtücks annehmen, was dagegen an falſcher Münze verloren gehe, ſelbſt büßen. Die Wucher— 
ſchulden ſollten gleich nach Schluß des Landtages von den Kaſtenherren gekündigt und nicht länger 
als ein halbes Jahr nach Dato der Aufkündigung verzinſt werden. Sobald die Kreiskaſtenherren 
ſich überzeugten, daß das eingekommene Geld zu vollſtändiger Deckung der bewilligten Summen Hin- 
reiche, ſollten ſie dieſes den Oberkaſtenherren melden, und dieſe dann bei dem Herzoge oder ſeinen 
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Dies die Inſtruktion. Der Anſchlagezettel enthielt vielfach dieſelben Beſtimmungen, 
aber auch einige andere. Man hatte auf den Vorſchlag der Städte wieder die Perſonen, welche 
von der Hufenkontribution nicht erreicht wurden, mit gewiſſen Anſätzen belegt, beſonders die Be— 
ſitzer von Mühlen, Hämmern, Oefen, Glashütten, Ahlkaſten, ferner Schäfer, Fiſcher, Bönhaſen, 
Tagelöhner, Krüger, Inſtleute, Hauſirer ꝛe. Die Erhebung der Steuern in Königsberg, welche 
früher wegen Verordnung beſonderer Einnehmer in jeder der drei Städte unbilligen Abgang 
veranlaßte, ſollte fortan durch einen Einnehmer vollzogen werden, der die Zeichen ausgäbe und 
das Geld auf dem altſtädtiſchen Rathhauſe im Beiſein zweier geſchworener Perſonen einnehme 
und verwahre; er ſollte, was an baarem Gelde falle, mit den nöthigen Papieren monatlich den 
Bürgermeiſtern, dieſe es alle Quartal den Kaſtenherren übergeben. Die Trankſteuer wurde wie 
gewöhnlich auf das Malz geſchlagen, ſo daß jedermann, (mit Ausnahme der Herren und Edel 
leute, ſowie der „Geiſtlichen, Profeſſoren und Pfarrherren“ für ihren Tiſch,) von jedem Scheffel 
Malz, Waizen, Hafer oder Wicken durchaus 5 Schillinge außer der Erbzeiſe abzulegen hätte, 
wovon auch das vermetzte Malz nicht frei ſein ſollte. Daneben aber ſollte jedermann, (und 
hier war weder Adelnoch Geiſtlichkeit ausgeſchloſſen,) für Wein, Meth, Brantwein und fremde Biere, 
desgleichen Danziger Bier, „was ſie über ihres Tiſches Nothdurft verſchenken,“ vom Stof zwei Pfen 
nige, (was von jeder Tonne eine halbe Mark austrägt,) entrichten und niemand ſolche Getränke einle 
gen, ohne der Obrigkeit davon Anzeige zu machen, damit die gebührende Anlage davon erhoben werde. 
Die auf das Malz geſchlagene Abgabe wurde nicht zum voraus, ſondern erſt nach ſeinem Verbrauch, 
wenn anderes gemahlen werden follte, bezahlt und wurde nachgelaſſen, wenn das Gebräu mißrathen 
war. Daher wurden die erforderlichen Zeichen das erſte Mal amfonft ausgegeben; man brauchte 
deren jedesmal zwei, eins für die Erbzeiſe, ein anderes für die neue oder große Zeiſe. Zur Ausgabe 
derſelben ſollten bei jeder Mühle zwei Perſonen geordnet, die Zahl der dieſen übergebenen Zei 
chen aber zu ſpäterer Verrechnung von den Amtsſchreibern wohl vermerkt werden. Die Maßre— 
geln zur Vermeidung des Uuterſchleifs beim Krugverlag und die Beſtimmnungen über die Rück— 
ſtände der früheren Contributionen keunen wir. Die Müller und Krüger ſollten von Neuem 
vereidigt werden, jene namentlich, daß ſie für niemanden, auch für ihre Junker nicht mahlten, 
wenn ihnen nicht beiderlei Zeichen eingehändigt wären, die letztern, daß ſie richtig angeben, wie 
viel Bier ſie jedes Quartal von ihren Junkern genommen und verſcheukt hätten. Es würde 
jedoch zu weit führen, wenn wir uns tiefer auf das Einzelne der Manipulation in Erhebung, und 
der Controlle in Verrechnung der Steuer einlaſſen wollten. 


Wenn die Stände erwartet hatten, daß der Herzog, nachdem fie in Hinſicht auf die Con⸗ 
tribution alle ſeine Wünſche erfüllt hatten, ſich über ihre Beſchwerden eben fo nachgiebig erklä⸗ 
ren würde als zuvor, ſo hatten ſie ſich getäuſcht. Man hatte nicht nur die alten Beſchwerden, 
ſondern auch eine ziemliche Anzahl neuer, die aber keinesweges das allgemeine Intereſſe jener 
haben, und unter welchen ſich mehrere dem Character der Petition ſehr nähern, zuſammengeſtellt. 
Der Herzog hatte ſich zur Annahme derſelben bereit erklärt, und konnte nicht wohl umgehen, 
eine Antwort auf dieſelben zu ertheilen, aber dieſe Antwort nahm und gab in den meiſten Punkten 
nichts, und wenn der Herzog gleich im Voraus bemerkte, mehrere derſelben ſeien der Art, daß 
fie vollſtändig nicht ohne zeitraubenden Vergleich der Akten und nicht ohne den Rath des Kö⸗ 
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nigs erledigt werden könnten, fo war dies ein Geſtändniß, daß er dieſelben vorläufig nur oben- 
hin berühren werde. Weniger Bedeutung hätte es gehabt, daß der Herzog ſich nicht auf alle 
Beſchwerdepunkte erklärte, wenn er nur nicht mehrere der wichtigſten, z. B. den über die Be— 
ſtallung des weltlichen Regiments ganz überging. Denn man hatte die Gelegenheit in der That 
benutzt, die Beſchwerden, wie er ſich ausdrückte „aus allen Winkeln zuſammenzutra— 
gen.“ Die Stände erhielten alſo auch auf dieſem Landtage über die wichtigſten Landesbeſchwer— 
den entweder nur unbefriedigenden oder gar keinen Beſcheid, und im Ganzen floſſen die Quellen 
der Unzufriedenheit eben ſo reichlich nach der vermeinten glücklichen Einigung, d. h. nach Bewil- 
ligung der Contribution, als vorher. Statt die Biſchofswahl anſtellen zu laſſen, verſprach der 
Herzog, ſich nach Perſonen umzuſehn, denen die Inſpection der ſamländiſchen und anderer Kir— 
chen mit Nutzen befohlen werden könnte. Die Begründung der Partikulare konnte unn frei— 
lich nicht länger aufgeſchoben werden; für die Univerſität war nach abgehaltener Viſitation 
etwas durch Erhöhung der Gehalte gethan, aber mehrere Stellen waren noch vacant. Bei der 
Generallandesviſitation war auf die früheren Geſuche der Landſchaft keine Rückſicht ge— 
nommen, und der Herzog begnügte ſich, die hieher einſchlagenden Beſchwerden an das Hofgericht 
zu verweiſen, deſſen Beiſitzer in Klagen gegen ihn oder feinen Fiscal ihres Eides entlaſſen wer— 
den ſollten. Die Aemter verſprach er mit Hauptleuten zu beſetzen, ſobald er Perſonen fände, 
welche dieſelben nach ſeinem und nicht nach ihrem Willen verwalteten; viele derſelben hätten ihre 
Stellen freiwillig niedergelegt, wenn ſie ihrer Fahrläſſigkeit oder Widerſetzlichkeit wegen zur Rede 
geſetzt ſeien, andere hätten aus dieſen und ähnlichen Gründen entſetzt werden müſſen. Wegen 
der harten Citationen, Einfälle und Beſtrickungen erinnerte er an feine früheren „Ent— 
ſchuldigungen und erheblichen Urſachen;“ fromme, getreue und gehorſame Unterthanen würden 
nichts zu befürchten haben. Zur Nevifion des Colms wolle er, ſobald die Stände eine De— 
putation niedergeſetzt hätten, ſogleich auch einige feiner Räthe verordnen. Bei der Confirma— 
tion der Privilegien, wie ſie 1578 verglichen ſei, müſſe es auch bleiben; mit den übel 
ausgebrachten Privilegien, (zu welchen der Herzog nach einer gelegentlichen Aeußerung doch auch 
die Re eſſe von 1566 vechnete,) ſolle es gehalten werden, wie der Herzog auf dem Landtage 
von 1584 verheißen habe. Das Münzregal, werde er, wie die Stände verlangten, brauchen, 
und über die Abſchaffung der ſchlechten Münze mit Polen verhandeln. Zu einer beſtimmten 
Mühle zu fahren, folle niemand gezwungen werden, — außer wenn erhebliche Gründe es nöthig 
machten. Wegen des Holzungsrechtes blieb der Herzog bei ſeinen früheren Abſchieden. Die 
verſprochene Erklärung über das Jagdrecht in gemengten Gründen gab er dahin ab, „daß 
hinfort bei ſeiner Regierung ein jeder des Herrenſtandes oder von Adel an den Enden und Orten, 
wo die Felder und Güter gemengt ſeien, und einer drei Hufen und darüber auf einer Feldmark 
habe, des Holzens, Jagens und Waidwerks ſich daſelbſt neben den andern, ſo gleicher Geſtalt 
wegen gleicher Anzahl Hufen daſelbſt zu jagen haben, unverhindert gebrauchen möge, doch daß 
ihrer f. D. Gehege, Wildniſſe und Wälder damit in alle Wege nicht gemeint, ſondern allerdings 
ausgenommen und verſchont werden ſollen;“ er warnte zugleich vor Beſchädigung der Saat und 
des Getreides auf den Feldern und gebot, daß die waidmänniſchen Ordnungen befolgt würden 
Die Stände hatten auch für die Bevollmächtigten, welchen die Apellation an den König über 
magen war, und für die Altſtädter wegen Zurückerſtattung ihrer Güter wieder Fürbitte eingelegt. 
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Der Herzog beachtete dieſelbe inſoweit, als er den Altſtädtern, obwohl fie durch Aumaßung 
der Jurisdiction über einen Hofdiener, durch Gefangenhaltung deſſelben, durch Nichtachtung des 
herzoglichen Pönalmandats, durch Verläumdung am königlichen Hofe, und ſonſt ſich höchlich ver— 
gangen hätten, nicht als ob er rechtlich dazu verpflichtet wäre, ſondern aus Gnade und ohne 
ſeiner Jurisdiction über die Hofdiener ſich zu begeben, ihre Güter und ihren Pfundzoll heraus— 
zugeben verſprach, in der Hoffnung, ſie werden ſich ihr bisheriges Verfahren leid ſein laſſen und 
ſich mit dem gefangenen Philipp Wilde gebührlich vergleichen. Von den Bevollmächtigten 
der Landſchaft hätte der Herzog einem, Friedrich von Aulack, unter keiner Bedingung verziehen; 
auch den beiden andern zürnte er höchlich, da ſie trotz der Saalfelder Erbietungen in ihrer Wi— 
derſetzlichkeit beharrt und ſammt dem Erzverräther Aulack ihre Machinationen und Beleidigungen 
gegen ihn fortgeſetzt, aber nicht im entfernteſten der Demutb, wie es K. M. zu Polen 
ihnen auferlegt, ſich befliſſen oder um Gnade gebeten hätten; dennoch wollte er dieſen beiden, 
wenu ſie bis Michael ſich einſtellten, abbäten und ſeine Gnade ſuchten, das Gnadenthor noch 
einmal öffnen. 

Die Städte hatten ihre beſonderen Beſchwerden ſchon auf dem Landtage zu Saalfeld 
übergeben wollen, aber zürückbehalten müſſen, da der Landtag, während ſie dieſelben zuſammen— 
trugen, ſo „ſtumpf abgeſchnitten“ wurde. Dieſe Beſchwerden waren jetzt revidirt und vorgelegt, 
aber ſie verliefen, wie die neuhinzugefügten des Adels, ſo ſehr in das Einzelne, daß wir ſie un— 
möglich ausführlich verfolgen können. Es galt hier vorzüglich die Intereſſen der Mälzenbräuer 
Kaufleute, Handwerker, Krämer, Fiſcher, die über mancherlei Beeinträchtigungen durch die Re 
gierung, durch die andern Stände, auch durch einander zu klagen hatten. Die wichtigſte unter 
allen Beſchwerden der Städte war aber ohne Frage die über Beeinträchtigung ihrer Ju— 
risdietion. Sie klagten, daß ſich der Herzog habe einreden laſſen, als ob die zu kölmiſchem 
Recht fundirten Städte keine ordigariam, ſondern nur eine delegatam justitiam oder juris- 
dictionem beſäßen; daß ihren Privilegien zuwider Leute aus den Städten zu Hofe gefordert, 
mit ſchweren Verpflichtungen belegt, gefangen gehalten und vor ihren ordentlichen Richter nicht 
geſtellt würden; daß dem löbenichtſchen Gerichte vor wenigen Jahren ſein Amt und ſeine Rechts— 
übung aus faſt unerheblichen Urſachen gelegt, ja einem Rath derſelben Stadt die Erwählung 
von Richtern und Schöffen benommen; daß der jetzige Richter der Stadt Kneiphof vor ein frem— 
des Gericht gezogen; daß die Altſtadt, weil ſie von ihrer herkömmlichen Jurisdiction nicht wei— 
chen wollen, nun ſchon einige Jahre laug mit Einziehung ihrer Güter und ihres Pfundzolles jo 
ſchwer heimgeſucht; daß ganz vor Kurzem ohne Wiſſen und Belieben der Städte ein verletzendes 
Mandat wegen des Tragens von Mordgewehren an allen Thören und Enden angeſchlagen; daß 
den Gerichten der drei Städte auf Aggravation der unzufriedenen Parteien bei dem Hofgericht, 
an welches ſie ſich nach der Hofgerichtsordnung doch nur durch ordentliche Appellation ziehen 
können, in ihren ordentlichen Proceſſen allerlei Hinderniſſe entgegengeſtellt, daß endlich das lö— 
benichtſche Halsgericht, welches vorhin nur die Sachen von den fürſtlichen ſchlechten Kammer- 
ämtern, wo keine Halsgerichte ſind, zu richten hatte, jetzt mit Händeln von allen Orten und 
Enden belaſtet werde. Der Beſcheid des Herzogs auf dieſe Beſchwerden war höchſt unbefriedi— 
gend: er halte für unnöthig, ſich mit den Städten ihrer angemaßten Juris die— 
tion wegen in Disputation einzulaſſen; es habe mit den von ihnen gerühmten Privi— 
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legien eine weit andere Gelegenheit, als fie meinten; was er in dem Streit über die Gerichts— 
barkeit vorgenommen, dazu habe er mehr denn genugſame Urſache gehabt; er werde fein Recht 
und Regale auch in dieſem Punkte nicht ſchmälern, oder zu Verfang deſſelben etwas vornehmen 
laſſen; da die Sache an den König von Polen gebracht, und zu deſſen Cognition und Oerte— 
rung geſtellt ſei, ſo laſſe er ſeines Theiles es dabei bewenden, und wolle des Ausgangs der 
Sache deſelbſt gern gewarten; wenn aber die Altſtädter dieſes Austrages vor dem Könige Be— 
denken hätten und ſich vielleicht mit ihm lieber inter parietes vergleichen und abfinden wollten, 
ſo ſolle ihm nicht entgegen ſein, daß die Landſchaft hierin zu gelegener Zeit gütliche und unver— 
bindliche Handlung pflege. Und weil er ſich über die eonfiscirten Güter der Altſtädter gegen 
die Landſchaft auf deren Juterceſſion zu Gnaden erklärt und fie wieder zu Gnaden aufgenommen habe, 
„ſo wolle er ſolches ferner mit weitläufiger Dedneirung vor diesmal nicht ahnden, ſondern mit Vorbehalt 
ſeiner habenden Rechte und Gerechtigteiten bis zu endlicher Erörterung des Hauptpunkts beruhenlaſſen.“ 
Sehr unzeitig ſei die Proteſtation wider das Mandat über verbotene Wahren und an deren Un— 
fug: „als ob ein Landesfürſt an den Orten und Enden, da er fein weſentlich Hoflager Hält, 
nicht ſollte Macht haben, dergleichen gewaltthätige Beginnen auf den Gaſſen zu verbieten und 
vor Strafe zu warnen“; es ſei damit ihrer Jurisdiction und ihrer Gerechtigkeit zu ſtrafen 


’ 


nichts benommen. Den Supplicanten, welche ſich bei den Gerichten beſchwert finden, und daher 
mit ihren Aggravationen ſich an den Hof wenden, könne er ihr Klagen nicht wehren; die Ge— 
richte würden billig darauf gehört; es wäre zu loben, daß durch aufzügige unrechtmäßige Pro— 
ceſſe die Parten zu dergleichen Beſchwerden nicht verurſacht würden. „Das löbenicht'ſche 
Gericht, welches vornehmlich auf f. D. Kriminal- Sachen beſtellt ſei, könne ſich der 
vorfallenden Proceffe, deren f. D. lieber ohnig fein wollten, nicht wohl entbrechen; und werde 
ihnen für ihre Mühe und Arbeit ihre gebührliche Ergötzlichkeit vom Hofe gutwillig, zuweilen 
auch darüber, gefolget; ſei auch von Alters und deretwegen zu ſolchen Criminalſach en delegirt, 
und in unvordeuklichen Jahren bei voriger Herrſchaft das hohe fürſtliche Halsgericht genannt 
worden, weshalb es billig dabei ſein Bleiben habe; übrigens dürften die Löbenichter ſich derge— 
ſtalt ſo hoch nicht beſchweren, denn es könnte ſich ohne das durch ihr Verhalten wohl zutragen, 
daß ihre f. D. genugſam verurſacht würden, die Gerichtsbarkeit von ihnen zu nehmen, und ſolch 
hochpeinlich fürſtlich Halsgericht in andere Wege zu beſtellen.“ 

Man ſieht, dieſer Streit über Gerichtsbarkeit war nur eben erſt berührt, aber die Eile 
des Herzogs geſtattete kein tieferes Eingehen weder auf dieſe noch auf die andern Beſchwerden. 
Auch die Hinterſtädte hatten eine Beſchwerdeſchrift eingereicht, ſie wurden aber ebenſowenig be— 
friedigt. Aber welches Mittel hätte man anwenden können, den Herzog zu günſtigeren Erklä— 
rungen zu vermögen, nachdem die Contribution bewilligt war? jetzt zumal, da durch das pol— 
niſche Mandat die frühere Stellung der Stände ſo ganz verändert war und Kleinmuth auch 
der entſchloſſendſten ſich bemächtigt hatte? Es war ihnen nichts als ſchwache Hoffnung und 
kleinlauter Beruf auf ihre Privilegien übrig und in dieſem Sinne verfaßten ſie ihre letzten 
Eingaben. Der Herzog eilte ſo ſehr, daß eine weitere Ausführung der einzelnen Beſchwerden 
unmöglich, wenigſtens nutzlos erſchien. Man verwahrte ſich alſo allgemein gegen Verletzung der 
alten Rechte und Privilegien, die der Herzog ſelber 1566 beſtätigt habe (ſo ganz ignorirte man 
die zweideutige Confirmation von 1578) und bat ihn, die unerledigten Beſchwerden, wie er be— 


veits verſprochen hatte, nach baldiger Wiederkunft wieder vorzunehmen und vollkommen abzuſtelleu. 
Hierauf antwortete der Herzog nicht ohne Rüge wegen der weitſehenden Proteſtation, niemand 
ſolle in feinen Rechten und Freiheiten beeinträchtigt, die Zuſammenkunft zur Beſprechung der 
Confirmation der Privilegien und zur Abſtellung der Beſchwerden ſeiner Zeit gehalten werden. 
Und hiemit ertheilte er am 5. May den Abſchied. 

Bald darauf reiſte der Herzog aus Preußen, wo er ſich vier Jahre lang aufgehalten hatte 
ab. Er konnte mit einer gewiſſen Befriedigung auf das zurückblicken, was er bis dahin durch⸗ 
geführt hatte; wenigſtens hatte er das, was er jemals wünſchte, ſo vollkommen erreicht, als es 
unter den damaligen Umſtänden möglich war. Er hatte beim Antritte ſeiner Regierung kaum 
eine Stelle gefunden, die für die fürſtliche Hoheit reſervirt geweſen wäre; jetzt ſtand fie auf jo 
feſter und breiter Grundlage, daß ſie niemand anzutaſten wagte. Der Herzog hatte ſein Recht 
in vielen Stücken hergeſtellt, die Verwaltung war wieder geordnet, die Einkünfte floſſen wieder 
in den Fiskus, die Regalien waren wieder mehr als bloßer Name. Er hatte aber ferner auch 
ſeinen fürſtlichen Willen gegen den Wortlaut einzelner Privilegien z. B. gegen das über die 
Biſchofswahl durchgeführt. Der Adel beſchwerte ſich unter andern, daß des Herzogs Prä 
eminenz ſund Hoheit gegen die Privilegien und Freiheiten der Stände gemiß— 
braucht würde, und traf damit genau das, was des Herzogs Recht begründen mußte, wo das 
Herkommen ſeinen Anſprüchen zuwider war. Er verfolgte ſein Ziel mit Feſtigkeit, aber ohne 
die Hilfe Polens würde er warſcheinlich nicht ſo weit gekommen ſein, als er 
gekommen war. Vor wenigen Jahren noch hatten die Stände mit derſelben Hilfe einen voll- 
ſtändigen Sieg über die Räthe des Herzogs Albrecht, oder beſſer, über ihn ſelbſt errungen — 
in einem Kampfe, der dem oben beigelegten bei großen Gegenſätzen doch in vielfacher Rückſicht 
ungemein ähnlich war. Aber die Vortheile, welche die Stände damals errangen, ſtanden kaum 
im Verhältniß gegen die Verluſte, welche die Niederlage in dem Streite mit Georg Friedrich 
brachte. Die Stände hatten damals einige Necefje und Privilegien, beſonders das über die 
Biſchofswahl, erhalten, jetzt verloren ſie dieſelben zwar nicht geradezu, denn wenn der Herzog 
auch ſeine Bemerkung über die Art der Ausbringung derſelben machte, und ſie aus der allge— 
meinen Confirmation der Privilegien auszuſchließen ſuchte, ſo hütete er ſich doch, ſie geradezu 
für nichtig zu erklären. Er hatte vielmehr einen Weg angebahnt, auf welchem den Ständen noch 
viel größere Verluſte bevorſtanden. Die Idee der fürſtlichen Präminenz und Hoheit wurde von 
ihm unter allen preußiſchen Fürſten zuerſt ſo in die Praxis eingeleitet, daß er durch dieſelbe 
nicht blos die Suspenſion von Privilegien rechtfertigte, ſondern auch den bis dahin feſtgehaltenen Zuſam— 
menhang des Steuerbewilligungsrechts mit dem Beſchwerde- oder Petitionsrecht der Stände unter- 
brach. Es war dies der einzige Weg, wie die veralteten den Zeitverhältniſſen und dem Ge— 
deihen des Staatsganzen nicht mehr entſprechenden Sonderprivilegien der Stände beſeitigt werden 
konnten. 

(Schluß folgt.) 


Schul-NRachrichten. 
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1. Lehrverfaſſung während des Schuljahres von Michaelis 1865 
bis Michaelis 1866. 


Sexta. 
Ordinarius: Baldus. 

1) Religion 3 St. Bibliſche Geſchichte des A. T. nach Preuß bis No. 58. Erlernen 
der bibliſchen Bücher und der beiden erſten Hauptſtücke. Das erſte Hauptſtück ward kurz er⸗ 
klärt, dazu Bibelſtellen gelernt, im Anſchluß an Weiß „Religionsbüchlein“. — Gebete und 
9 Kirchenlieder. Weiſe. 

2) Deutſch 3 St. Leſe- und Deklamationsübungen aus Apel's Leſebuch, Curſus I. der 
poetiſchen und proſaiſchen Abtheilung. Wöchentliche ſchriftliche Arbeiten, theils orthographiſche 
Uebungen, theils Nacherzählen kleiner Erzählungen. Die Redetheile und der einfache Satz. 
Bis Pfingſten Heinicke, von da ab Baldus. 

3) Latein 9 St. Formlehre nach Scheele Th. 1. §. 1-15, einſchließlich der wichtigſten 
Genusregeln. Unterſcheidung der wichtigſten Satztheile und ihrer gegenſeitigen Beziehungen. Von 
der 2. Abtheilung wurde die zweite Reihe der lateiniſchen und deutſchen Stücke 8. I—42 und 
ausgewählte Stücke der 3. Abtheilung überſetzt. Wöchentlich ein Exereitium oder Extemporale. 
Bonnell's Vocabularium Th. 1. wurde mit Auswahl eingeübt. Szelinski. 

4) Geographie 2 St. Allgemeine Geographie der 5 Erdtheile nach Daniel, Buch 1. 
Kartenzeichnen. Gervais. 

5) Naturgeſchichte 2 St. Die Säugethiere nach Schilling's Leitfaden. Nach Pfing- 
ſten comb. mit Quinta Botanik. Baldus. 

6) Rechnen 4 St. Feſtſtellung der 4 Species mit unbenannten Zahlen. — Die 4 Spe⸗ 
cies mit benannten Zahlen. — Der Dreiſatz. — Kopf- und Zifferrechnen. — Das Verkleinern 
der Zahlen. Baldus. 

7) Zeichnen 2 St. und 8) Schreiben 3 St., wie früher Baldus. 
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Quinta. 
Ordinarius: bis Pfingſten Skierlo, dann Szelinski. 

1) Religion 3 St. Bibliſche Geſchichte des N. T. nach Preuß. Erlernung der drei 
erſten Hauptſtücke und Erklärung derſelben. Bibelſtellen, Gebote, 9 Kirchenlieder. Weiſe. 

2) Deutſch 3 St. Uebungen im Leſen, Erzählen und Declamiren nach dem Leſebuch 
von Apel, Th. I. Erklärung geleſener Muſterſtücke unter beſonderer Berückſichtigung der Satz⸗ 
lehre. Orthographiſche Uebungen und Aufſätze. (Wöchentlich eine Arbeit). Bis Pfingſten Skier lo, 
dann Weiſe. 

3) Latein 9 St. Scheele Th. I. Lehrgang 1, §. 1— 54, die zweite Reihe der lateini— 
niſchen und deutſchen Stücke. Zu jeder Regel wurden Sätze memorirt. Wöchentlich ein Exer— 
citium oder Extemporale. Formlehre nach Siberti Cap. 1-69. Aus Bonnell's Vocabularium 
wurden die unregelmäßigen Verba gelernt. Aus dem kleinen Herodot St. 6-9. Bis Pfing- 
ſten Skier lo, dann Szelinski. 

4) Franzöſiſch 3 St. Die erſten 59 Lectionen des Elementarbuchs von Plötz wurden 
überſetzt und einzelne Sätze memorirt. Wöchentliche Exercitien. Heinicke. 

5) Geographie 2 St. Die Länder Europa's nach Daniel, 3. Buch. Wiederholung von 
Buch 1. Kartenzeichnen. Gervais. 

6) Rechnen 3 St. Vier Species mit gewöhnlichen Brüchen. Regeldetri und Ziusrech 
nung. Bis Pfingſten Weiſe, dann Blümel. 

7) Naturgeſchichte 2 St. Bis Pfingſten die Säugethlere nach Schilling. Dann mit 
Sexta combinirt. Botanik. Baldus. 

8) Zeichnen 2 St. comb. mit VI. Wie früher. Baldus. 
9) Schreiben 3 St. comb. mit VI. Wie früher. Bal dus. 


Quarta. 
Ordinarius: Siebert. 

1) Religion 2 St. Wiederholung der bibliſchen Geſchichte des N. T. und der 3 erſten 
Hauptſtücke. Gelernt das 4. und 5. Hauptſtück mit den hauptſächlichſten Bibelſtellen. 8 Kir 
chenlieder. Weiſe. 6 

2) Deutſch 2 St. Erklärung geleſener Muſterſtücke aus dem Leſebuch von Apel. Les 
bung im Declamiren. Interpunktionslehre und Satzbau. Alle 2 Wochen ein Aufſatz. Weiſe. 

3) Latein 10 St. Formenlehre nach der Schulgrammatik von Siberti — Meiring Cap. 
7-69, 72 77, 80—81. 1 St. Einübung der Verba primitiva nebſt den abgeleiteten und 
ſtammverwandten Wörtern nach Bonnell Abthl. II. 1 St. Syntax nach Scheele's Vorſchule. 
Theil II. Wiederholung des erſten Lehrganges, vom 2. Lehrgang iſt die 1. Reihe der latei 
niſchen und deutſchen Stücke durchüberſetzt und viele Sätze daraus ſind memorirt worden. Wö— 
chentliche Exereitien oder Extemporalien 4 St. Leetüre: aus dem kleinen Livius von Weller 
und aus Siebelis Tiroeinium Buch 1 und 2 ausgewählte Abſchnitte. Einzelne Stücke wurden 
memorirt. A St. Siebert. 
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4) Griechiſch 6 St. Der etymologiſche Theil nach Krügers Grammatik 8. 1—35. 
Geleſen wurden ausgewählte Uebungsſätze aus Jacob's Elementarbuch Curſus J. und einige 
Stücke aus Curſus II. Von Neujahr ab wöchentliche Exereitien und Extemporalien. Bis Pfing⸗ 
ſten Skierlo, von da ab Heinicke. 

5) Franzöſiſch 2 St. Wiederholung des Quintanerpenſums; das Elementarbuch von 
Plötz zu Ende überſetzt, die regelmäßigen und wichtigſten unregelmäßigen Verben gelernt. Ge— 
leſen wurden die Uebungsſtücke des Elementarbuchs. Wöchentlich Exercitien. Heinicke. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Das wichtigſte aus der Geſchichte der Aegypter 
und Perſer bis Xerxes I. Griechiſche Geſchichte bis zum Tode Alexander's des Gr. Römiſche 
Geſchichte bis Cäſar. 2 St. Die außereuropäiſchen Erdtheile nach dem Leitfaden von Daniel 
Buch II. 1 St. Monatlich wurde eine Karte gezeichnet. Heinicke. 

7) Mathematik 3 St. Deeimalbrüche Leitf. $. 1—13. Einfache und zuſammengeſetzte 
Regeldetri. Zinsrechnung. Planimetrie: Einleitung, Linien und Winkel, von den Dreiecken. 
Leitf. §. 142. Konſtruktionsaufgaben. Blümel. 

8) Zeichnen 2 St. Wie früher. Baldus. 


Tertia. 
Ordinarius: bis Pfingſten Szelinski, dann Heinicke. 

Cötus A. und B. waren bis Pfingſten in einigen Unterrichtsgegenſtänden getrennt. Ordinarius von Tertia A.: 
Dr. Szelinski, Ordinarius von Tertia B.: Dr. Heinicke. Seit Pfingſten mußten beide Töten in allen Unter⸗ 
richtsgegenſtänden vereinigt werden; Ordinarius der ganzen Klaſſe war ſeitdem Dr Heinicke. 

1) Religion 2 St. Das Leben Jeſu im Anſchluß an Hollenberg Abſchnitt IV. §. 47 
bis §. 66. Gelernt die Bergpredigt. Leben Luthers Hollb. 8. 125. Wiederholung der beiden 
letzten Hauptſtücke. Das chriſtliche Kirchenjahr. Kirchenlieder. Weiſe. 

2) Deutſch 2 St. Leetüre nach Apel's Leſebuch Curſus III. Declamirſtücke daraus alle 
14 Tage. Aufſätze alle 4 Wochen. Die Hauptgattungen der Poeſie und Proſa. Ger vais. 

3) Latein 10 St. Etymologie nach Siberti repetirt, dazu Cap. 70, 71, 76- 79. 
Wiederholung der Caſuslehre nach Siberti, dazu Cap. 91— 105. Wöchentliche Exercitien und 
Extemporalien aus Süpfle Thl. I. Abthl. III., ſowie mündliche Ueberſetzungsübungen daraus. 
4 St. Geleſen wurde Caes. bell. eiv. vollſtändig und privatim bell. gall. lib. I., c. 30. 
bis lib. IV., e. 14. 4 St. Bis Pfingſten Szelinski, von da ab Heinicke. Ovid. 
Met. nach dem Siriſchen Auszug. Lib. VII bis XII. 2 St. Krauſe. Cötus B. bis 
Pfingſten. Das grammatiſche Penſum von Tertia A. Wöchentliche Exercitien und Extempo- 
ralien nach Süpfle Thl. I. Abthl. I. 4 St. Geleſen wurde Caes. bell. gall. lib. V., VI., 
VII. bis c. 45. 4 St. Siebelis Tiroein. poetic. Abſchnitt III. 1— 20. Heinicke. 

4) Griechiſch 6 St. Xen. Anab. lib. IV., V., VI., VII. Cap I u. 2. 3 St. Griech. 
Grammtk. Krüg. §. 36— 40 und Repetition von §. 1 bis 36. 2 St. Wöchentlich 1 Exercit. 
oder 1 Extempor. 1 St. Krauſe. Cötus B. bis Pfingſten: Jacobs Leſebuch p. 93—99., 
106—113., 122 127., 136 — 139. 3 St. Krügers Grammatik §. 9— 11 und 14—38. 
2 St. Wöchentlich 1 Erereitium oder 1 Extemporale. Skierlo. 

6 * 
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5) Franzöſiſch 2 St. Seit Pfingſten 3 St. Aus der methodiſchen Grammatik von 
Plötz ſind die franz. und eine Reihe der deutſchen Stücke überſetzt. Chroſtomathie von Plötz 
Stück 1-10. Wöchentlich 1 Exere. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 4 St. Preußiſche Geſchichte bis auf die neueſte Zeit. 
2 St. Töppen. Geogr. 2 St. Europas Länder wiederholt, die außer-europäiſchen Erdtheile. 
Kartenzeichnen. Gervais. 

7) Mathematik 3 St. Der Kreis. Proportionalität der Linien. Aehnlichkeit der Fi— 
guren. Leitf. $. 71—1 17. Konſtruktionsaufgaben. Ausziehen der Kubikwurzel, Rechnen mit 
Wurzelgrößen, Gleichungen des erſten Grades mit einer und mit zwei Unbekannten. Leitf. 
§. 40—66. Blümel. Cötus B. bis Pfingſten: von den Vierecken, über den Flächeninhalt der Figu- 
ren, über den Kreis. Leitf. §. 42—97, Conſtructionsaufgaben, Lehre von den entgegengeſetz— 
ten Größen, Gebrauch der Parentheſen, Potenzrechnung, Quadrat- und Kubikwurzel §. 13—47. 
Blümel. 

8) Naturgeſchichte bis Pfingſten 1 St. Die Reptilien und Fiſche nach Schilling. Baldus. 

Religions unterricht der katholiſchen Schüler, 2. Abtheilung. (VI., V., IV., 
III.) 2 St. Wiederholung der Lehre von Gott und der Schöpfung, die Lehre von der Er— 
löſung, von den letzten Dingen und den h. Sacramenten, nach dem Deharbe'ſchen Katechismus. 
Bibliſche Geſchichte des N. T. und Wiederholung der bibliſchen Geſchichte des A. T. nach 
Schuſter. Dinder. 


Secunda. 
Ordinarius: Blümel. 

1) Religion 2 St. Lectüre des erſten und zweiten Briefes an die Theſſ.; die wichtig— 
ſten Stellen über Paruſie, Gericht und letzte Dinge wurden eingehender erörtert im Anſchluß 
an die betreffenden Paragraphen aus Hollenberg. Im Sommer: Leben des Apoſtel Paulus; 
Lectüre von Act. IX. ff. Erlernung und Erklärung von Kirchenliedern. Weiſe. 

2) Deutſch 2 St. Aufſätze und Vorträge in verſchiedenen Gattungen der Darſtellung 
allmonatlich. Ueberſicht der Hauptmomente der ältern und neuern deutſchen Literatur. Gervais. 

3) Latein 10 St. Durchnahme der Syntax incl. Syntaxis ornata nach Zumpt. Wö— 
chentlich ein Exereitium oder Extemporale, größtentheils aus Süpfle's Aufgaben, Theil II. 
Mündliche Uebungen nach Süpfle. 3 freie Arbeiten; mündliche Vorträge und Sprechübungen— 
4 St. Lectüre im Winter: Cieero's ausgewählte Briefe nach Süpfle mit Auswahl; im Som⸗ 
mer: Liv. XXI., XXIX. und XXX. vollſtändig, XXII-XXVIII. zum kleinern Theil; zur 
Hälfte als Privatlectüre. 4 St. Siebert. Virg. Aen. II., III., IV., V. Proſodie und 
metrifche Uebungen. Krauſe 

4) Griechiſch 6 St. Plato Apologie, Plutarch Lysander und Sulla. 2 St. Hom. 
Odyss. lib. V—XII. incl. und XVII., XVIII., XIX., zur Hälfte privatim; aus lib. V., 
XVII., XVIII. wurden größere Abſchnitte memorirt. Eingehende Erläuterung des homeriſchen 
Dialects und Sprachgebrauchs. 2 St. Wiederholung der griech. Etymologie; dazu die Caſus— 


45 


und Moduslehre aus Krüger's Gramm. §. 45—52, 54—56. Wöchentlich ein Exercitium oder 
Extemporale. 2 St. Szelinski. 

5) Franzöſiſch 2 St. Lectüre nach Plötz Chroſtamathie Lect. 7 und 8. Le diplomate. 
Repetition der Gramm. Abſchnitt 6—8. Die Uebungsſtücke theils ſchriftlich theils mündlich. 
Wöchentlich 1 Exere. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Griechiſche Geſchichte bis auf die Zeiten der roͤ 
miſchen Weltherrſchaft. Wiederholung der römiſchenl Geſchichte. Wiederholung der Geographie 
der außereuropäiſchen Erdtheile. 3 St. Töppen. 

7) Mathematik 4 St. Beendigung der Planimetrie. Leitf. S. 117-147. Konſtruktions⸗ 
aufgaben. Ebene Trigonometrie. Leitf. S. 1—36. Rechnende Geometrie. Lehre von den Los 
garithmen und Progreſſionen. Zinſeszins-Rechnung Leitf. §. 73—99. Gleichungen des erſten 
und zweiten Grades mit einer und mit mehreren Unbekannten. Blümel. 

8) Phyſik 1 St. Lehre von der Wärme beendigt. Electricität und Magnetismus ans 
gefangen nach Brettner. Blümel. 

Hebräiſcher Unterricht 2. Abtheilung (II.) 2 St. Die Formlehre excl. das unregel- 
mäßige Verbum nach Geſenius. Genesis I XX.; mehrere hebräiſche Pſalme wurden mes 
morirt. Weiſe. 


Prima. 
Ordinarius: Krauſe. 

1) Religion 2 St. Ev. Johannes. Die alte Kirchengeſchichte im Auſchluß an Hollen— 
berg §. 92—108; die Bekenntnißſchriften; Erlernung und Erklärung von Kirchenliedern. Weiſe. 

2) Deutſch 3 St. Aufſätze monatlich. Literaturgeſchichte von Opitz bis auf die neueſte 
Zeit. Logik nach Drobiſch. Töppen. 

3) Latein 8 St. Cic. Or. p. Mur. Philipp. or. I. II. Tacit. Germ. 3 St. 
Hor. Carm. lib. II. III. Epoden und einige Satiren. Schriftliche Uebungen in Horaz. Me⸗ 
tren nach deutſchen Dietaten 2 St. Wöchentlich ein Exercit. und ein mündliches Extemp. aus 
Süpfle; 10 lat. Arbeiten 2 St. Sprechübungen und freie Vorträge 1 St. Privatlectüre 
@ie. Tusc. III. und Verr. Act. II. 2. Krauſe. 

1) Griechiſch 6 St. Plato Gorgias (faſt vollſtändig); Thucyd. de bell. Pelop. 
kb. I. und II. (zum größern Theile). Als Privatlectüre: Herodot. lib. V., VI. und VII. 
(fat vollſtändig). Wöchentlich ein Exercitium oder Extemporale. Repetition der Syntax nach 
Krüger. 4 St. Siebert. Stoll Anthologie griechiſcher Lyriker mit Auswahl Hom. I. 
III., XI., XII.; privatim IV- VIII. Töppen. 

5) Franzöſiſch 2 St. Lectüre: Manuel de la lit. franc. von Plötz. Repetition der 
Grammatik. Exercitien und Extemp. wöchentlich. Metrik. Gervais. 

6) Geſchichte und Geographie 3 St. Geſchichte der neuern Zeit. Geographiſche 
Wiederholungen. Töppen. 

7) Mathematik 4 St. Stereometrie vollendet. Ebene Trigonometrie Leitf. 8. 1 — 44. 


Aufgaben aus Trigonometrie und Planimetrie. Repetitionen, Permutationen, Kombinationen, 
Variationen. Der binomiſche Lehrſatz. Leitf. F. 102 122. Gleichungen des zweiten und 
dritten Grades Leitf. §S. 71—73 und 122—133. Blümel. 

S) Phyſik 2 St. Lehre vom Lichte beendigt. Mechanik angefangen nach Brettner. 
Wiederholungen. Blümel. 

Religionsunterricht der katholiſchen Schüler, 1. Abtheilung. (II. I.) 2 St. 
Wiſſenſchaftliche Darlegung der Lehre von der Gnade und Rechtfertigung, von den h. Saera— 
menten und der Vollendung des Menſchen nach Eichhorn. Kirchengeſchichte von Luther bis auf 
die jetzige Zeit und von Chriſtus bis auf Conſtantin den Großen, nach Siemers. Dinder. 


Hebräiſcher Unterricht, J. Abtheilung. (J.) Geleſen wurde Pf. 25—50 und Jeſ. 1—12, 
Bi. 1— 25 theilweiſe wiederholt. Grammatik nach Geſenius: die Formenlehre und das Haupt⸗ 
ſächlichſte aus der Syntax. Weiſe. 

Zeichenunterricht, 1. Abtheilung. Zeichnen nach Vorlegeblättern. Größere Land 
ſchaften, Ornamente, Thiere und Blumen. Baldus. 

Geſangunterricht VI. und V. 2 St. Notenkenntniß. Treffübungen. Die Dur- und 
Molltonarten des Quinten- und Quartenzirkels. — Rhytmiſche Uebungen, Choräle, Turnlieder, 
Lieder ernſten und heitern Inhalts. — Uebungen im Trausponiren. — IV. I St. Einübung 
der Diskantſtimme für den Aftimmigen Chorgeſang. III. I St. Einübung der Altſtimme für 
den Chorgeſang. Die 4 Oberklaſſen 1 St. Chorgeſang. Die Möhringeſchen Motetten, ernſte 
und heitere Chöre. — 4ſtimmige Choräle. — II. I. comb. 1 St. vierſtimmiger Männerchor. 
Klein'ſche Pſalmen, Soldatenlieder von Möhring. Antigone von Mendeljohn Bartholdy. Die 
liturgiſchen Chöre. Baldus. 

Turnunterricht. Amal je 2 Stunden wöchentlich. Baldus. 

Muſikaliſche Aufführungen fanden ſtatt: am Abende vor der Abiturientenprüfung, 
des Sophocles Antigone mit vertheilten Rollen und den Chören von Felix Mendelſohn Bar- 
tholdy unter Mitwirkung eines Muſikchors. In der Kirche: zur Konſirmationsfeier, am Sonn 
tage vor Michaelis, — zum Reformationsfeſte, den 31. Oetober, — am Bettage für glücklichen 
Waffenerfolg, den 27. Juni, — am Dankfeſte für die glorreichen Siege, den 8. Juli. — 


Themata zu den Abiturienten-Arbeiten. 
1) Zu den deutſchen Auffägen. 
Michaelis 1865: Die Sehnſucht in die Ferne und — nach der Heimath. 
Oſtern 1866: Hod r hνjẽỹye & ylyvorım &raTgdr, 
Ey de onovdeio nonyuearı Travgozegor. 
2) Zu den lateinischen Aufſätzen. 


Michaelis 1865: Horatianum illud „ quid sit futurum eras, ſuge quaerere“ et laudari jure 
et vituperari potest. 
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Oſtern 1866: Ter respublica Romana una de tribus illis virtutibus vere Romanis ex 
maximo periculo erepta est: fortitudine Camilli, consilio Fabii Cunctatoris, 
eloquentia Ciceronis. 
3) Zu den mathematiſchen Arbeiten. 

Michaelis 1865: 1. Von einem Dreiecke find eine Seite e umd die daranliegenden Winkel 4 
und 3 gegeben. Das Dreieck wird um die Seite e ald Axe gedreht. Man ſoll das 
Volumen und die Oberfläche des dadurch entſtehenden Körpers berechnen. Die Rech— 
nung numeriſch auszuführen für 11,3678 4; 469 48“ 44“; 6440 27“ 35, 

2. Quadratiſche Gleichung: 
I) 4 52 ＋ 5 % JK ＋ 45 — 2x y = 66 ＋E 2x3 x 


ID) 3 AD 65 3y— Vs’ +5y: 


3 y— VX #5y: 8 37 Vx 2 ＋ 5 y’ 

3. Bezeichnet man den Radius des inneren Berührungskreiſes mit r, den Radius 
des äußern Berührungskreiſes, der die Seite a und die Verlängerungen der Seiten 
b und e berührt, mit r,, den Radius des äußeren Berührungskreiſes, der die Seite 
b und die Verlängerungen von a und e berührt, mit r,, find endlich c und y die den 
Seiten a und » gegenüberliegenden Dreieckswinkel, fo ſoll gezeigt werden, daß man 
für den Flächeninhalt J des Dreiecks folgende Ausdrücke erhält: 


FF 


DIN Fe; Tastang.y 

4. Einen Kreis zu zeichnen, der durch einen gegebenen Punkt geht, einen gegebes 
nen Kreis halbirt und ſo liegt, daß die Tangente von einem zweiten gegebenen Punkte 
die gegebene Länge a hat. 

Oſtern 1866: 1. Jemand verborgt 30000 Thlr. zu 43° 2 und nimmt jährlich 1800 hinweg. 
In wie viel Jahren wird er noch 21091,24 Thlr. übrig haben, wenn Zinſeszinſen be— 
rechnet werden? 

2. Der Mantel eines parallel mit der Grundfläche abgeſtumpften geraden Kegels 
iſt gleich der Oberfläche einer Kugel, deren Radius eg = 5, 776326“ iſt, die Differenz 
der Radien der Grundflächen des abgeſtumpften Kegels iſt A — 3“ und ſeine Seiten 
bilden mit der Grundfläche einen Winkel E = 70° 17° 43, 55% Wie groß iſt das 
Volumen V des abgeſtumpften Kegels? 

3. In einem A ABO ſind die drei Höhen AD, BE und CF und ihre Fuß: 
punkte D, E und F find durch gerade Linien verbunden. Gegeben iſt der Ueberſchuß 
zweier Seiten des A DEF über die Dritte: d = DE EF — DF und die Win- 
kel c, 8 und y des A ABC. Es find die Seiten des A ABC und fein Flächen- 
inhalt durch Rechnung zu finden. 
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4. Einen Kreis zu zeichnen, der eine gegebene gerade und einen gegebenen Kreis 
berührt und eine zweite gegebene gerade ſo ſchneidet, daß der Centriwinkel, der entſteht, 
wenn man die Schnittpunkte des Kreiſes und der Linien mit dem Mittelpunkte ver- 
bindet, gleich einem gegebenen Winkel & werde. 


1. Verfügungen 
des Königlichen Provinzial-Schul-Collegii. 


1865. 5. April. Es wird genehmigt, daß der Schluß des Schuljahres an dem Gym— 
naſium zu Hohenſtein fortan mit dem Beginn der Herbſtferien erfolge. 

18. April. Die diesjährige Conferenz der Directoren der Gymnaſien und Realſchulen er— 
ſter Ordnung in der Provinz Preußen ſoll zu Königsberg in den Tagen vom 7—9. Juni ab- 
gehalten werden. 

9. Mai. Der Pfarrer Dinder zu Grieslienen wird als katholiſcher Religionslehrer bei 
dem Gymnaſium angeſtellt. 

15. Mai. Die frühere Ordnung der Sommer- und Michaelisferien foll vorläufig für das 
Jahr 1865 unverändert beibehalten werden. 

13. Juli. Mittheilung einer Bekanntmachung Sr. Excellenz des Herrn Unterrichtsminiſters 
über den Unterricht in der Königlichen Centralturnanſtalt, an welchem im geeigneten Fällen auch 
Gymnaſiallehrer Theil nehmen ſollen. 

14. October. Die Einführung von Schillings kleiner Schulnaturgeſchichte für den natur— 
geſchichtlichen Unterricht des Gymnaſiums wird genehmigt. 

28. Oetober. Mittheilung eines Schema's für ſolche Zeugniſſe, welche behufs der Mel— 
dung zum einjährigen freiwilligen Militairdienſt den Seeundanern und den abgehenden Prima- 
nern zu ertheilen ſind. 

31. October. Der Predigtamtskandidat Weiſe wird als evangeliſcher Religionslehrer des 
Gymnaſii angeſtellt. 

1866. 10. Januar. Mittheilung zweier Exemplare des Abdrucks der Verhandlungen 
der vorjährigen Directorenconferenz. 

10. Februar. Mittheilung über die von der Königl. Regierung zu Königsberg getroffene 
Einleitung zur Ausführung des ſchon vor längerer Zeit projeetirten Baues einer neuen Amts— 
wohnung für den Director. 

12. Februar. Hinſichtlich der Lage der Sommerferien, ſoll in den Beſtimmungen der Fe— 
rienordnung vom 6. November 1858 (reſp. 21. Januar 1859) keine Aenderung eintreten. 

Hiernach dauern die Oſterferien 2 Wochen, vom Donnerſtag vor Oſtern (und wenn Oſtern 
nach dem 15. April fällt, vom Donnerſtage vor Palmarum) an; die Pfingſtferien 5 Tage, näm 
lich vom Sonnabend vor bis zum Mittwoch nach den Feiertagen; die Sommerferien 4 Wochen, 


49 


von dem Donnerſtage an, welcher auf einen der Tage vom 6—12. Juli incl. fällt; die Mi⸗ 
chaelisferien 14 Wochen von dem Sonnabend an, welcher auf einen der Tage vom 27. Sep⸗ 
tember bis zum 3. Detober incl. fällt; die Weihnachtsferien 2 Wochen von Donnnerſtag vor 
Weihnachten an, und noch um 1 Tag länger, wenn der heilige Abend auf einen Mittwoch fällt, 
von dieſem Tage an. Auch an den 4 Viehmärkten fällt der Unterricht aus. 

14. Mai. Mittheilung des Reglements für die Prüfung von Turnlehreraspiranten. 

5. Juni. Der Civillehrer der Königl. Centralanſtalt Edler iſt beauftragt, von den Ver⸗ 
hältniſſen des Turnunterrichts der Gymnaſien und anderer Schulen Kenntniß zu nehmen. 

5. Juli. Geeignete Berathungsgegenſtände für die im Jahre 1868 in Königsberg abzu⸗ 
haltende Directorenconferenz ſollen in Vorſchlag gebracht werden. 

5. Juli. Mittheilung des Aufrufs des hieſigen Provinzialvereins zur Pflege im Felde 
verwundeter und erkrankter Krieger mit der Aufforderung, im Sinn deſſelben zu wirken. 

20. Juli. Mittheilung über die wieder angeordnete Fortſetzung des wegen des Krieges 
unterbrochenen Baues der neuen Amtswohnung des Directors. 

31. Juli. Mittheilung der Abänderungs- und Zuſatzbeſtimmungen zu dem Regulativ für 
die Königl Forſtakademie zu Neuſtadt-⸗Eberswalde. 

Empfohlen wurden unter dem 10. März, 16. November und 23. Dezember 1865 und 
unter dem 21. April 1866 folgende Schriften: Martus Mathematiſche Aufgaben zum Ge— 
brauch in den oberſten Klaſſen höherer Lehranſtalten, L. Hahn Geſchichte Friedrichs des Großen, 
Schikopp acht apologetiſche Vorträge über die Perſon Chriſti, Th. Fontane Der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteinſche Krieg im Jahr 1864. 

Laut Verf. vom 21. März und 2., 5., 28. Juli 1866 ſind nach dem Beitritt des Gym⸗ 
naſüi zu Jauer, der höheren Bürgerſchule zu Pillau und des Progymnaſii zu Schneidemühl zum 
Programmentauſch fortan 246 Exemplare des Programms unſeres Gymnaſii an das Königl. 
Prov.⸗Schul⸗Collegium einzuſenden. 


— 


III. Chronik. 


In dem letzen zu Oſtern 1865 erſchienenen Programm iſt die Chronik des Gymnaſii bis 
zum 4. April 1865 fortgeführt. Schon damals war bei dem Königlichen Provinzial⸗Schul⸗ 
Collegium der Antrag geſtellt worden, den Schluß des Jahrescurſus des hieſigen Gymnaſi von 
Oſtern auf Michaelis zu verlegen. Die Genehmigung dieſes Antrages erfolgte am 5. April 
und ſo bildete das Sommerſemeſter 1865 einen Zwiſchencurſus, in welchem ausnahmsweiſe die 
Penſen eines Jahreskurſus mit Uebergehung des Entbehrlichſten in beſchleunigter Weiſe durch⸗ 
genommen wurden. Einzelne Klaſſen wurden dabei, um den Bedürfniſſen der mehr und der 
weniger fortgeſchrittenen Schüler in beſonderer Weiſe genügen zu können, in zwei Abtheilungen 
getheilt: III. für 3 St. Mathematik, 4 St. Latein, 2 St. Griechiſch; IV. für 6 St. Grie⸗ 
chiſch; V. für 3 St. Franzöſiſch. Es kam dem Gymnaſium dabei ſehr zu Statten, daß dem⸗ 
ſelben in der Perſon des Herrn Skierlo kurz zuvor eine neue Lehrkraft zugewieſen war. 
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Seit Michaelis 1865 wurde eben dieſe Lehrkraft benutzt, um fortan die III. für drei Haupt⸗ 
gegenſtände, für Latein in 10 St., für Griechiſch in 6 St. und für Mathematik in 3 St. in 
zwei einander übergeordnete Cöten zu theilen. Dieſe Einrichtung konnte aber leider nur bis 
Pfingſten 1866 beibehalten werden, da der College Skierlo am 11. Mai den Befehl erhielt, 
ſich zum Eintritt in das dritte oſtpreuß. Grenadierregiment und Uebernahme einer Offizierſtelle 
nach Danzig zu begeben. Nun mußten die beiden Abtheilungen wieder vereinigt und in Folge 
deſſen auch noch manche andere Aenderungen in der Stundenvertheilung vorgenommen werden. 

In dem Lehrercollegium trat ein zwiefacher Wechſel ein. Zu Ende April 1865 verließ 
uns der bisherige katholiſche Religionslehrer, Pfarrer Karau aus Grieslienen, nachdem er zum 
Erzprieſter nach Allenſtein berufen war. Er hatte den katholiſchen Religionsunterricht bei dem 
Hohenſteiner Gymnaſium ſeit dem Februar 1855 mit treuem Eifer ertheilt und mit den Leh— 
rern deſſelben in dem freundſchaftlichſten Verkehr geſtanden. Nach ihm übernahm den Fatholi- 
ſchen Religionsunterricht bei unſerem Gymnaſium ſein Nachfolger im Griesliener Pfarramte, 
Herr Pfarrer Dinder. 

Der evangeliſche Religionslehrer, Prediger Wendland, ging am 15. November 1865 
hier ab, um das Pfarramt zu Liebwalde bei Chriſtburg zu übernehmen. Er hat den evangeli— 
ſchen Religionsunterricht bei dem hieſigen Gymnaſium ſeit dem 1. Januar 1862 ertheilt und 
gleichzeitig den hieſigen Herrn Pfarrer in einem beträchtlichen Theile ſeiner amtlichen Funetio 
nen vertreten. Seine Aufgabe war ſehr ſchwer, er hat ſie aber mit rühmlichem Pflichteifer und 
ausdauernder Kraft erfüllt und zugleich durch mildes, humanes Weſen ſich ein freundliches An— 
denken bereitet. In ſeine Stelle als evangeliſcher Religionslehrer trat, während zugleich das 
Pfarramt in der Stadt anderweitig beſetzt wurde, ſo daß er ſeine Kraft dem Gymnaſium ganz 
widmen konnte, der Predigtamtscandidat Weiſe. 

Herr Albert Otto Ferdinand Weiſe iſt zu Deutſch-Crone den 27. März 1840 ge. 
boren, beſuchte das Gymnaſium daſelbſt, bezog die Univerſität Halle zu Michaelis 1860, ſtu— 
dirte daſelbſt Theologie bis Oſtern 1862, ging dann nach Königsberg, ſetzte dort das Studium 
der Theologie fort und erlangte im October 1863 die licentia concionandi. Den pädagogi 
ſchen Seminarcurſus abſolvirte er zu Karalene in Litauen im Mai und Juni 1864, meldete 
ſich Michaelis 1865 beim Königl. Conſiſtorium zu Königsberg zum Examen pro ministerio 
und erhielt von demſelben am 1. November 1865 das Wahlfaͤhigkeitszeugniß für das evange 
liſche Predigtamt. 

Drei unſerer Schüler ſind uns im Verlaufe von anderthalb Jahren durch den Tod ent 
riſſen, der Quartaner Schacht, der Sextaner Koßmanun und der Secundaner Ebel, der erſtere 
ſtarb in ſeinem elterlichen Hauſe in Dittrichswalde, der zweite ſtarb während der Ferien zu 
Hohenſtein, als die meiſten feiner Mitſchüler von Hohenſtein abweſend waren, der dritte am 
8. Dezember 1865 zu Hohenſtein während der Schulzeit. Nur dieſem konnten Lehrer und Mit— 
ſchüler vereint das letzte Geleite nach ſeiner Grabesſtätte geben. 

Die Ferien waren genau nach den beſtehenden Verordnungen bemeſſen. In den Hunds 
tagsferien ſowohl des vorigen als des laufenden Jahres wurden eine Anzahl der ſchwächeren 


m 


51 


Schüler im Sinne der Verfügung des Königl. Provinzial-Schul⸗Collegi vom 21. Januar 1859 
zu zweckmäßiger Ferienbeſchäftigung durch Herrn Dr. Heinicke angeleitet. 

Der Turuunterricht konnte in den beiden letzten Jahren nicht vor der zweiten Woche des 
Mai begonnen werden und iſt namentlich in dem Sommer 1865 durch regneriſches Wetter mehr 
fach geſtört worden. Der Maigang der oberen Klaſſen war 1865 nach der Förfterei Giballen, 
1866 nach Mühlen gerichtet; die unteren Klaſſen wurden nach näher gelegenen Orten, einmal 
auch nach Kunchengut geführt, wo eine antiquariſche Merkwürdigkeit — eine große Anzahl nahe 
neben einander liegender Steinringe, welche eine weite Fläche bedecken, und die in denſelben 
veranſtalteten Nachgrabungen vielen eine angenehme Unterhaltung gewährte. 

Der Geburtstag Sr. Majeſtät des Königs wurde in der herkömmlichen Weiſe, d. h. bei 
dem Mangel einer Aula nicht öffentlich, ſondern nur in der Verſammlung der Lehrer und Schü— 
ler gefeiert. In der am 22. März 1865 gehaltenen Feſtrede entwickelte der Unterzeichnete die 
Verdienſte des Hauſes Hohenzollern um den preußiſchen Staat, welche auch nach heftigen Con— 
flieten mit den Ständen, wie im ſiebenzehnten Jahrhundert, und mit den Kammern, wie in der 
neueſten Zeit, ſtets die Anhänglichkeit und Verehrung der Unterthanen für das Herſcherhaus in 
gefteigertem Maaße zur Folge gehabt haben. In der Feſtrede vom 22. März 1866 beleuchtete 
er die drei Glanzperioden der Geſchichte des deutſchen Volkes, das Heroenzeitalter, in welchem 
es das römiſche Reich zerſtörte und in der Bildung neuer Staaten auf römiſchem Boden ſich 
verſuchte, das Zeitalter der Hoheit des heiligen römiſchen Reiches deutſcher Nation, in welchem 
die deutſchen Kaiſer für die Herrn der Welt galten, und das Zeitalter der Erhebung und Eini— 
gung der deutſchen Nation unter der Aegide des preußiſchen Staats, welche durch die Thaten 
des großen Churfürſten und Friedrichs des Großen vorbereitet, durch die Freiheitskriege und 
den eben beendeten däniſchen Krieg in ein verheißungsvolles Stadium gerückt ſei. — Einen 
schlagenden Beweis für die Berechtigung dieſer Auffaſſung gaben wenige Monate darauf die 
glänzenden Erfolge der preußiſchen Politik und der preuß. Waffen in dem öſterreichiſchen Kriege. 

Die Abiturientenprüfungen nahm Herr Provinzial-Schul⸗-Rath Dr. Schrader am 21. 
aguſt 1865 und am 5. März 1866 ab. Am Tage vor der letzteren führten die Schüler 
des Gymnaſiums unter Leitung des Unterzeichneten und des Herrn Collegen Baldus die 
Antigone des Sophokles mit der Mufik von J. Mendelſohn-Bartholdy auf. 

Am 13. Auguſt d. J. beſuchte Herr Eckel, Civillehrer der Königl. Centralturnanſtalt in 
Berlin unſer Gymnaſium, um von den Einrichtungen der hieſigen Turnanſtalt, dem in derſelben 
ertheilten Unterricht und den erzielten Reſultaten Kenntniß zu nehmen. Dieſe Abſicht konnte 
er zwar nur in ſehr beſchränktem Maaße erreichen, da der Turnlehrer krank war und das reg: 
neriſche Wetter keine Verſammlung der Turner auf dem Turuplatze geſtattete. Es war uns 
aber ſehr erfreulich, durch ihn von der Einrichtung der Centralturnanſtalt in Berlin und von 
dem in derſelben ertheilten Unterricht eingehende Mittheilungen zu erhalten. 

Im Mai d. J. wurde das eine der Nebengebäude des Gymnaſii am Markte abgebrochen 
und an deſſen Stelle der Bau einer neuen Amtswohnung für den Director begonnen. Gegen⸗ 
wärtig ſind die Fundamente und ein Theil der Ringmauern vollendet. Es iſt die Abſicht, das 
Gebäude noch in dieſem Jahre unter Dach zu bringen. 
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IV. Statiſtiſches. 


Veberficht des Lehrercollegiums und der Stundenvertheilung. 
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1. Im Sommer 1865. 

Ein f bedeutet einen zweiten Cötus. 
—————————— — u — Ten 
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1. ordentl. L. 4 Griechiſch 6 Latein 8 Latein 
Siebert, 
Ordin. in III. 174 Latein | 122 
Dr. Heinicke, 2 Franzöf. 2 Franzöſ. 3 Franzöſ. 
2. ordentl. L. 10 Latein 
Ordin. in IV. 3 Geſch. u. 
— A t Geograph. Es 7 20 
3, ordentl. L. 6 Griechiſch 6 Griechiſch | 
Dr. Szelinski 2 Deutſch 
Ordin. in y. 9 Latein 23 
Prediger 2 Religion 2 Religion 2 Religion 2 Religion 3 Religion 3 Religion 4. Hebrä. 
Wendland 4 Deutſch | 
| 22 
Techniſcher L. 2 Zeichnen | 2 Zeichnen 6 Geſang 
datt | N 
a 2 Naturg. 3 Rechnen 4 Rechnen | mit VI.) | 22 
Wiſſ. Hülfsl. 2 Ovid. 9 Latein 
Stier, #26riechife)6 Griechife 
Ordin. in VI. Deutſch 23 
Pfarrer | 5 | St Tathı. | 
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5 Stunden combinirt. 
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Von Michaelis 1865 bis Pfingſten 1866. 
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Lehrer Baldus während des Sommers den Turnunter⸗ 
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Wie die Unterrichtsſtunden ſeit Pfingſten des laufenden Jahres nach der Einziehung des 
Collegen Skierlo zum Militairdienſt vertheilt find, wird die vorangehende Ueberſicht der Lehr⸗ 
verfaſſung ergeben. 

Die Zahl der Schüler betrug laut Nachweiſung des letzten Programms gegen Oſtern 
1865 172 Schüler. Abgegangen ſind ſeitdem 53, darunter 2 Primaner, um in den Militair 
dienſt einzutreten, geſtorben 3, aufgenommen 73. Es befinden ſich gegenwärtig in I. 16, iu 
II. 21, in IIIA. 26, in III B. 29, in IV. 38, in V. 31 und in VI. 28. Die Schülerzahl 
des Gymnaſii iſt hiernach 189. 

Mit dem Zeugniß der Reife wurden zur Univerſität entlaſſen: 

Zu Michaelis 1865: 

77. W. Buber aus Neidenburg, 204 Jahr alt, evangl. Confeſſ., Sohn eines Schloffer- 
meiſters, 7 Jahre Schüler des Gymnaſii, 24 Jahre Primaner. 

78. J. Skalweit aus Labiau, 214 Jahre alt, evang. Confeſſ., Sohn eines Zimmer 
meiſters, 1! Jahre Primaner des Gymnaſii. 

79. M. Vogtherr aus Schaaken bei Königsberg, 18 Jahre alt, evangl. Confeſſ., Sohn 
eines Arztes, 7! Jahre Schüler des Gymnaſii, 2! Jahre Primaner. 

80. A. Zielas kowski aus Poludniewo bei Wartenburg, 18 Jahre alt, kathol. Cou— 
feſſ., Sohn eines Rittergutsbeſitzers, 9 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

Zu Oſtern 1866: 

81. R. K. A. Donath aus Illowo bei Soldau, 18. Jahre alt, evangl. Confeſſ., Sohn 
eines a 35 Jahre Schüler des Pe; 2 Jahre Primaner. 

82. F. M. E. Elgenowski aus Rauſchken bei Gilgenburg, 19! Jahre alt, evangl. 
Confeſſ., 1 re Pfarrers, 7 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

83. J. ( P. Korſch aus Mohrungen, 193 Jahre alt, evangl. Confeſſ., Sohn 
eines . 2; Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

84. F. E. Lange aus Lonkorrek bei Biſchofswerder, evangl. Confeſſ., Sohn eines Do— 
mainenpächters, 7 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

85. P. L. G. v. Livon ius aus Goldau bei Roſenberg, 19 Jahre alt, evangl. Confeſſ., 
Sohn eines Rittergutsbeſitzers, 54 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

86. K. H. L. v. Livonius aus Goldau bei Roſenberg, 173 Jahre alt, evangl. Confeſſ., 
Sohn eines Rittergutsbeſitzers, 51 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

87. F. J. A. Mrongovius aus Heſelicht bei Gilgenburg, 20 Jahre alt, evangl. 
Confeſſ., Sohn eines Organiſten, 3 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

88. J. T. G. H. Volprecht aus Kl. Pötzdorf bei Hohenſtein, 19 Jahre alt, evangl. 
Confeſſ., Sohn eines Rittergutsbeſitzers, 94 Jahre Schüler, 2 Jahre Primaner. 

89. H. K. H. v e aus Strasburg, 193 Jahre alt, evangl. Confeſſ., Sohn 
eines Kreisgerichtsraths, 2 22 Jahre Schüler des Gymnaſii, 2 Jahre Primaner. 

Zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Schüler konnten auch in dieſem Jahre 5 Thaler 
Zinſen des Belianſchen und 5 Thlr. Zinſen des Zieglerſchen Legates ſowie die Vorräthe der 
Freibücherſammlung benutzt werden. 
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An Geſchenken gingen dem Gymnaſium in diefem Jahre zu: 1) von dem Königl. 
Miniſterium der Unterrichtsangelegeuheiten zu Berlin und dem Königl. Provinzial⸗Schul⸗Colle⸗ 
gium zu Königsberg: Fortſetzung des Philologus von Leutſch, der Völkerſtimmen Germaniens 
von Firmenich; ferner die Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte und Landeskunde von Voß, Ur— 
kunden und Aktenſtücke zur Geſchichte des Churfürſten Friedrich Wilhelm von Brandenburg, 
Geſchichte der lateiniſchen Schule zu Elberfeld von Bouterweck, Gedichte Joſeph Scaliger's; 
2) von abgegangenen Schülern und zwar Schwonder, Puſch, Neumann, Böhlau, Freitag, Wer⸗ 
thern, Livonius, Conradi mehrere Bücher für die Schülerbibliothek und für die Freibücherſamm— 
lung. Für dieſe Geſchenke ſpreche ich öffentlich den gebührenden Dank aus. 

Für die Hauptbibliothek des Gymnaſü, über deren Verwaltung im vorigen Programm 
nähere Mittheilungen gemacht ſind, ſind folgende neue Werke angeſchafft: Schleicher Compen— 
dium der vergleichenden Grammatik der indegermaniſchen Sprachen 1862, F. Bopp verglei, 
chende Grammatik des Sanskrit, Zend, Armeniſchen, Griechiſchen, Lateiniſchen Litauiſchen, Alt— 
ſlaviſchen, Gothiſchen und Deutſchen 1857—1861. 3 Bde. Schupp's Schriften 1863. Hoff⸗ 
manuswaldaus deutſche Ueberſetzungen und Gedichte 1689. J. Grimm kleinere Schriften 1864 ff. 
2 Bde. M. Haupt Zeitſchrift für deutſches Alterthum 1841 ff. 12 Bände. J. v. Schlegels 
sämtliche Werke 1846 ff. 15 Bde. E. T. A. Hoffmanns geſammelte Schriften 1857 12 Bde. 
Gneiſenau's Leben von Pertz 1861 Bd. 1. Karamſin Geſchichte des ruſſiſchen Reichs 1820 ff. 
10 Bde. (Napoleon) Geſchichte Julius Cäſars 1865 Bd. 1. Gibbon's Geſchichte des Verfalls 
und Unterganges des römiſchen Reichs, deutſch von Wenck 1805 19 Bde. Geſchichte des deut- 
ſchen Reichs in 6 Bänden von Beſeler, Hälſchner ꝛc. 1862 2 Bde. Palady Geſchichte von 
Böhmen 1814 8 Bde. Bindemann der heilige Auguſtinus 1844 2 Bde. Treitſchke, hiſtori⸗ 
ſche und politiſche Aufſätze 1865. Solini collectanea ed. Mommsen 1864 Trendelenburg Ele- 
menta logices nebſt Erläuterungen 1862. Deſſelben logiſche Unterſuchungen 1862 2 Bde. 
Joh. Müller Lehrbuch der kosmiſchen Phyſit 1865. Dove das Geſetz der Stürme 1866. 

Für die Schülerbibliothek ſind folgende Werke angeſchafft: Gedichte und geſammelte 
Schriften von Tiedge, Denis, Pyrker, Iffland, Karſch, Käſtner, Uhland, Körner, Tegner; Samm⸗ 
lungen von Lehmann, Gruppe; Leben Klopſtocks, J. Pauls, Schillers von Döring; Herders 
ſaͤmmtliche Werke zur ſchönen Literatur und Kunſt 13 Bde.; Sagen und Märchen von Grimm. 
Schleicher, Reuſch; Wackernagels Edelſteine deutſcher Dichtung, deutſches Leſebuch in 4 Bänden 
und Literaturgeſchichte; Friedrich Wilhelm I. von Förſter, Friedrich der Große von Preuß, desgl. 
von Hahn, Förſters Freiheitskriege, Friedrichs des Großen hinterlaſſene Werke in deutſcher Ue, 
berſetzung, vor fünfzig Jahren von Adami, Alexander der Große und meſſeniſche Kriege von 
Herzberg, Erzählungen aus der alten Welt von Oſterwald, Erzählungen von Horn; Welt der 
Jugend aus dem Spamerſchen Verlage 6 Bde., Thomas von Kempen vier Bücher von der 
Nachfolge Chriſti, Schneider, chriſtliche Klänge aus den griechiſchen und römiſchen Klaſſſkern ꝛc. 

Für den phyſikaliſchen Apparat iſt ein Theodolit zu dem Preiſe von 140 Thlrn. angeſchafft. 

Hohenſtein, den 30. Auguſt 1866. 


Dr. M. Teppen. 
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